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A. Föderation Evangelischer Kirchen 
in Mitteldeutschland

1. Gesetze, Verordnungen, Verfügungen

Verfassung 
der Evangelischen Kirche 

in Mitteldeutschland
(Kirchenverfassung EKM – KVerfEKM)

Vom 5. Juli 2008

Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 10 Abs. 3 Nr. 2
der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer
 Kirchen in Mitteldeutschland mit der nach Artikel 10 Abs. 5
Satz 3 der Vorläufigen Ordnung erforderlichen Mehrheit am 
3. Juli 2008 die nachfolgende Verfassung für die Evangelische
Kirche in Mitteldeutschland beschlossen, der die Synode der
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und die
Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
 Thüringen am 5. Juli 2008 mit der jeweils erforderlichen ver-
fassungsändernden Mehrheit zugestimmt haben und die hier-
mit verkündet wird:

Übersicht

Präambel
Abschnitt I: Grundbestimmungen Artikel  1 bis 8

Abschnitt II: Kirchenmitgliedschaft Artikel  9 bis 13

Abschnitt III: Amt und Dienste Artikel 14 bis 20
1. Dienst in Kirche und Gemeinde
2. Verkündigungsdienst
3. Ausgestaltung der beruflichen und 

der ehrenamtlichen Mitarbeit

Abschnitt IV: Die Kirchengemeinde Artikel 21 bis 33
1. Aufgaben
2. Die Leitung der Kirchengemeinde
3. Zusammenarbeit von Kirchengemeinden

Abschnitt V: Der Kirchenkreis Artikel 34 bis 52
1. Aufgaben
2. Die Leitung des Kirchenkreises
3. Die Kreissynode
4. Der Kreiskirchenrat
5. Der Superintendent
6. Das Kreiskirchenamt
7. Der reformierte Kirchenkreis

Abschnitt VI: Die Landeskirche Artikel 53 bis 76
1. Aufgaben
2. Die Leitung der Landeskirche
3. Die Landessynode
4. Der Landeskirchenrat
5. Das Landeskirchenamt
6. Der Landesbischof, die Regionalbischöfe

und der reformierte Senior

Abschnitt VII: Besondere Dienste, 
Einrichtungen und Werke Artikel 77 bis 79
1. Kirchliche Dienste, 

Einrichtungen und Werke
2. Theologische Fakultäten

Abschnitt VIII: Rechtsetzung und kirchliche 
Gerichtsbarkeit Artikel 80 bis 84
1. Rechtsetzung
2. Kirchliche Gerichtsbarkeit

Abschnitt IX: Finanzwesen und 
Vermögensverwaltung Artikel 85 bis 88

Abschnitt X: Übergangs- und 
Schlussbestimmungen Artikel 89 bis 95

Präambel

1.

1Jesus Christus schafft seine Kirche durch sein lebendiges
Wort als Gemeinschaft von Schwestern und Brüdern. 2Die
Evangelische Kirche in Mitteldeutschland steht in der Einheit
der einen Kirche Jesu Christi. 3Sie ist entstanden durch die
Vereinigung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thürin-
gen. 

2.

1Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland hat ihren
Grund im Evangelium von Jesus Christus, wie es uns in der
Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben ist.
2Sie bekennt sich zu Jesus Christus, dem gekreuzigten und
auferstandenen Herrn der Welt und Haupt der einen heiligen
allgemeinen und apostolischen Kirche. 3Durch Jesus Christus
steht die Kirche in der Verheißungsgeschichte Gottes mit
 seinem Volk Israel – bleibend gültig zum Heil für alle Men-
schen.

3.

1Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland bezeugt mit
den altkirchlichen Bekenntnissen – dem Apostolischen, dem
Nizänischen und dem Athanasianischen Glaubensbekenntnis –
den Glauben an den dreieinigen Gott. 2Sie bekennt mit den
Reformatoren, dass Jesus Christus allein unser Heil ist, ge-
schenkt allein aus Gnade, empfangen allein im Glauben, maß-
gebend bezeugt allein in der Heiligen Schrift Alten und Neuen
Testaments.

4.

1Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland ist eine Kirche
der lutherischen Reformation und hat ihren besonderen Cha-
rakter in der kirchlichen Gemeinschaft mit den reformierten
Gemeinden in ihrem Bereich. 2Im Verständnis des von den
Reformatoren gemeinsam bezeugten Evangeliums bleibt sie
den in ihren Gemeinden geltenden Bekenntnissen verpflichtet.
3Dies sind in lutherischen Kirchengemeinden die lutherischen
Bekenntnisschriften: die Augsburgische Konfession, die Apo-
logie, die Schmalkaldischen Artikel, der Kleine und der Große
Katechismus Martin Luthers, die Konkordienformel, wo sie
anerkannt ist, und der Traktat über Gewalt und Oberhoheit des
Papstes. 4In den reformierten Kirchengemeinden gilt der Hei-
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delberger Katechismus; Herkommen und Geschichte der
 reformierten Gemeinden sind bestimmt von der Geltung der
Confessio Sigismundi, der Confession de Foi und der
 Discipline Ecclésiastique. 5Diese Verpflichtung schließt ein,
die Bekenntnisse immer wieder an der Heiligen Schrift zu
prüfen und sie in Leben, Lehre und Ordnung der Kirche wirk-
sam werden zu lassen. 

5.

1Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland bejaht die
Theologische Erklärung der Bekenntnissynode von Barmen
1934. 2Sie weiß sich verpflichtet, als bekennende Kirche die
Erkenntnisse des Kirchenkampfes über Wesen, Auftrag und
Ordnung der Kirche zur Wirkung zu bringen. 3Sie ruft die Ge-
meinden und ihre Mitglieder zum Hören auf das Zeugnis der
Schwestern und Brüder. 4Sie hilft zur gemeinsamen Abwehr
kirchenzerstörender Irrlehre.

6.

1Zwischen den lutherischen und reformierten Gemeinden be-
steht Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie reformato-
rischer Kirchen in Europa (Leuenberger Konkordie). 2Die
Evangelische Kirche in Mitteldeutschland bekräftigt die
 „Gemeinsame Erklärung zu den theologischen Grundlagen
der Kirche und ihrem Auftrag in Zeugnis und Dienst“ vom
23. Mai 1985. 3Sie fördert die Gemeinsamkeit des christlichen
Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus
Christus. 

7.

1Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland steht mit der
ganzen Christenheit unter dem Auftrag, das Evangelium von
Jesus Christus in der Welt zu bezeugen und die Einheit der
Kirche zu suchen. 2Diesem Auftrag hat auch ihre Ordnung zu
dienen.

Abschnitt I: Grundbestimmungen

Artikel 1 
Gebiet und Rechtsnachfolge

1Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland umfasst als
Landeskirche das Gebiet der ehemaligen Evangelischen Kir-
che der Kirchenprovinz Sachsen und der ehemaligen Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Thüringen. 2Sie ist Rechtsnach-
folgerin der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sach-
sen, der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen und
der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland.

Artikel 2 
Auftrag und Aufgaben der Kirche

(1) Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland erfüllt ihre
Aufgaben in der Bindung an den Auftrag ihres Herrn Jesus
Christus und in der darin begründeten Freiheit. 
(2) 1Sie lebt im Hören auf Gottes Wort, in der Feier der Sa-
kramente und im Dienst an den Menschen. 2Der Gottesdienst
der Gemeinde ist Mitte allen Handelns der Kirche.
(3) 1Sie bezeugt das Evangelium in Verkündigung, Mission,
Seelsorge, Diakonie und Bildung. 2Als Kirche für andere
nimmt sie den ihr aufgegebenen Dienst im öffentlichen Leben
wahr.
(4) 1Sie trägt die Verantwortung für die reine Verkündigung
des Wortes und die einsetzungsgemäße Feier der Sakramente.

2Sie achtet darauf, dass das Evangelium gemäß dem in den
Gemeinden jeweils geltenden Bekenntnis in Lehre, Leben und
Dienst bezeugt wird.
(5) 1Sie nimmt sich besonders der Menschen in Not- und
Konfliktsituationen an. 2Sie begegnet ihnen in tätiger Nächs-
tenliebe und bemüht sich, die Ursachen von Not aufzudecken
und zu beheben.
(6) Sie setzt sich im Vertrauen auf Gottes Verheißung ein für
die Bewahrung der Schöpfung und die Gestaltung des Lebens
in der einen Welt in Gerechtigkeit und Frieden.
(7) Sie fördert und gestaltet die ökumenische Gemeinschaft
der Kirchen vor Ort und im weltweiten Horizont. 
(8) 1Sie fördert das christlich-jüdische Gespräch. 2Sie erinnert
an die Mitschuld der Kirche an der Ausgrenzung und Vernich-
tung jüdischen Lebens, setzt sich für die Versöhnung mit dem
jüdischen Volk ein und tritt jeder Form von Antisemitismus
und Antijudaismus entgegen.
(9) Sie sucht den Dialog mit anderen Religionen.
(10)1Sie tritt für die Wahrung der Menschenwürde, die Ach-
tung der Menschenrechte und für ein von Gleichberechtigung
bestimmtes Zusammenleben der Menschen ein. 2Sie wendet
sich gegen alle Formen von Diskriminierung und Menschen-
feindlichkeit. 
(11)1Sie lebt in vielfältigen Formen von Gemeinden und
Diensten. 2Die Gemeinden und Dienste werden in der Ge-
meinschaft der gesamten Landeskirche gestärkt und gefördert.
(12)1Sie stärkt ihre Glieder für ein christliches Leben und er-
mutigt sie, ihre Möglichkeiten und Begabungen im Leben der
Gemeinde und als Christen in der Gesellschaft einzubringen.
2Sie fördert die Gemeinschaft und das Zusammenwirken ihrer
Glieder und sorgt für den Zusammenhalt der Gemeinden.

Artikel 3 
Gliederungen der Kirche und besondere Formen 

von Gemeinde

(1) 1Das kirchliche Leben ist in den Rechtsformen der Kir-
chengemeinde, des Kirchengemeindeverbandes, des Kirchen-
kreises und der Landeskirche, ihrer sonstigen Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen sowie ihrer Einrichtungen und
Werke geordnet. 2Diese bilden als Zeugnis- und Dienstge-
meinschaft eine innere und äußere Einheit. 3In dieser Einheit
haben sie die zur Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben not-
wendige Eigenverantwortung und Freiheit, die durch die
kirchliche Ordnung gesichert und begrenzt werden.
(2) 1Gemeindliches Leben geschieht auch in verschiedenen
Bereichen der Bildung, im Zusammenhang besonderer Be-
rufs- und Lebenssituationen, in geistlichen Zentren und in
Gruppen mit besonderer Prägung von Frömmigkeit und Enga-
gement sowie in Gemeinden auf Zeit. 2Diese besonderen
 Formen von Gemeinde ergänzen das Leben der kirchlichen
Körperschaften nach Absatz 1. 3Sie sind nach Maßgabe der
kirchlichen Ordnung in die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft
eingebunden.
(3)1Diakonie als Wesens- und Lebensäußerung der Kirche ge-
schieht in Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, der Landeskir-
che, in diakonischen Einrichtungen und Werken. 2Sie unter-
stützen einander in ihrem Dienst am Nächsten.
(4) 1Kommunitäten und andere Gemeinschaften mit besonde-
ren Formen verbindlichen geistlichen Lebens bringen ihre
 Gaben in das gottesdienstliche Leben der Kirche und den
Dienst an der Welt ein. 2Sie stehen unter dem Schutz der
 Kirche auf der Grundlage gesonderter Vereinbarungen.
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Artikel 4 
Kirchliche Ordnung

(1) Die kirchliche Ordnung muss mit der in der Präambel ge-
gebenen Grundlage in Einklang stehen.
(2) Die Rechtsetzung der Landeskirche darf den Bekenntnis-
stand der Gemeinden nicht verletzen.
(3) Das Bekenntnis ist nicht Gegenstand der Rechtsetzung.

Artikel 5 
Zusammenwirken und Leitung in der Kirche

(1) 1Leitung auf allen Ebenen der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland geschieht im Hören auf Gottes Wort, in der
Verantwortung gegenüber Gott und im geschwisterlichen Ge-
spräch. 2Sie ist geistlicher und rechtlicher Dienst in unaufgeb-
barer Einheit. 
(2) 1Bei der Gestaltung des Lebens der Kirche und in ihrer
Leitung sind ehrenamtliche und berufliche Dienste einander
zugeordnet und aneinander gewiesen. 2Sie nehmen die ihnen
übertragenen Aufgaben eigenverantwortlich wahr und wirken
geschwisterlich zusammen.

Artikel 6 
Gemeinschaft mit anderen Kirchen

(1) Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland steht in der
Gemeinschaft der Ökumene. 
(2) 1Die Evangelische Kirche in Mitteldeutschland steht in
Kirchengemeinschaft mit den Kirchen, die der Konkordie re-
formatorischer Kirchen in Europa zugestimmt haben, und
sucht Kirchengemeinschaft auch mit anderen Kirchen. 2Sie
 arbeitet in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen mit.
(3) 1Sie ist Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land und Mitglied im Ökumenischen Rat der Kirchen und im
Lutherischen Weltbund. 2Die Landeskirche setzt die Mitglied-
schaften in der Union Evangelischer Kirchen in der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland und in der Vereinigten Evange-
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands fort.
(4) Die reformierten Gemeinden werden über den Reformier-
ten Bund im Reformierten Weltbund vertreten.

Artikel 7 
Kirchliche Körperschaften

(1) 1Die Landeskirche sowie ihre Kirchengemeinden, Kir-
chengemeindeverbände und Kirchenkreise sind Körperschaf-
ten des Kirchenrechts. 2Sie regeln und verwalten ihre Angele-
genheiten selbständig im Rahmen des geltenden Rechts. 
(2) 1Kirchliche Körperschaften sind zugleich Körperschaften
des öffentlichen Rechts nach staatlichem Recht. 2Kirchliche
Stiftungen sind zugleich Stiftungen des öffentlichen oder des
privaten Rechts.

Artikel 8 
Sprachform der Personenbezeichnungen

Alle Ausdrücke für Personen und Funktionen in dieser Verfas-
sung bezeichnen gleichermaßen Frauen und Männer.

Abschnitt II: Kirchenmitgliedschaft

Artikel 9 
Kirchengliedschaft und Kirchenmitgliedschaft

(1) Die Taufe begründet die Gliedschaft in der einen Kirche
Jesu Christi und zugleich die Kirchenmitgliedschaft.
(2) 1Mitglied der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

(Gemeindeglied) ist jeder evangelische Christ, der in ihrem
Bereich seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat
und weder den Austritt aus der evangelischen Kirche erklärt
hat noch ausschließlich Mitglied einer anderen evangelischen
Kirche oder Religionsgemeinschaft ist. 2Evangelischer Christ
im Sinne dieser Bestimmung ist jeder, der in einer Gemeinde
getauft ist, in der lutherisches oder reformiertes Bekenntnis
gilt oder beide Bekenntnisse nebeneinander oder miteinander
vereint gelten.
(3) 1Die Kirchenmitgliedschaft besteht zur Kirchengemeinde
des Wohnsitzes und zur Landeskirche. 2Die Zugehörigkeit zu
einer Kirchengemeinde kann auch unabhängig vom Wohnsitz
begründet werden. 3Das Nähere wird kirchengesetzlich gere-
gelt. 4Vereinbarungen über die Kirchenzugehörigkeit mit an-
deren Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland
bedürfen der Zustimmung durch Kirchengesetz.
(4) 1Gemeindeglieder reformierten Bekenntnisses gehören an
Orten mit einer reformierten Kirchengemeinde dieser an. 2Be-
steht keine reformierte Kirchengemeinde am Wohnsitz, kann
die Zugehörigkeit zu einer reformierten Kirchengemeinde in
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erklärt werden.
(5) Durch die Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und
in der Landeskirche besteht zugleich die Zugehörigkeit zur
Evangelischen Kirche in Deutschland.
(6) Christen, die in einer anderen christlichen Kirche oder
christlichen Religionsgemeinschaft getauft worden sind,
 können in eine Kirchengemeinde der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland aufgenommen werden.

Artikel 10 
Teilhabe und Beteiligung Getaufter

(1) 1Alle Getauften sind in gleicher Weise Glieder der Kirche
Jesu Christi und zum Allgemeinen Priestertum berufen. 2Alle
Gemeindeglieder sind im Rahmen der kirchlichen Ordnung
gleichberechtigt.
(2) 1Die Gemeindeglieder leben im Hören auf Gottes Wort,
im Gebet und in der Verantwortung vor Gott. 2Sie bezeugen
Jesus Christus als ihren Herrn. 3Sie sind eingeladen, die Ge-
meinschaft in der Kirche zu suchen, am Gemeindeleben teil-
zunehmen und einander im Glauben zur Seite zu stehen.
(3) Insbesondere sind sie am Leben der Gemeinde und der
Kirche beteiligt, indem sie 
1. die Dienste der Kirche in Verkündigung, Gottesdienst,

Amtshandlungen, Seelsorge, Bildung und Diakonie in
Anspruch nehmen und mitgestalten,

2. das Patenamt ausüben,
3. an der Urteilsbildung über die rechte Lehre teilnehmen,
4. geordnete Dienste in der Gemeinde ausüben,
5. nach Maßgabe kirchlichen Rechts an der Leitung der

 Gemeinde teilnehmen, auch durch die Ausübung des
Wahlrechts, und

6. Abgaben, Kollekten und Spenden erbringen.
(4) Bestimmungen, die die Ausübung kirchlicher Rechte von
besonderen Voraussetzungen, insbesondere von der Zulassung
zum Abendmahl, abhängig machen, bleiben unberührt.

Artikel 11 
Teilnahme nicht Getaufter

(1) 1Nicht Getaufte sind eingeladen, am Leben der Gemeinde
und der Kirche im Rahmen der kirchlichen Ordnung teilzu-
nehmen. 2Sie werden von der Kirchengemeinde begleitet und
zur Taufe ermutigt.
(2) Nicht getauften Kindern gibt die Gemeinde in der christ-
lichen Unterweisung, im gottesdienstlichen Leben und in der
Inanspruchnahme kirchlicher Einrichtungen Anteil an ihrem
Leben.
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Artikel 12 
Austritt und Wiederaufnahme

(1) 1Wer den Austritt aus der evangelischen Kirche erklärt,
beendet damit die Kirchenmitgliedschaft nach Artikel 9 Abs.
2 und verliert die Zulassung zum Abendmahl sowie alle da-
raus folgenden kirchlichen Rechte. 2Eine Trennung von der
Kirche durch die Erklärung des Austritts kann die Taufe nicht
ungeschehen machen und hebt die in der Taufe zugesprochene
Verheißung nicht auf.
(2) 1Die Kirchengemeinde hat den Auftrag, aus der Kirche
Ausgetretenen seelsorgerlich nachzugehen. 2Sie lädt sie zur
Wiederaufnahme ein.
(3) Die Wiederaufnahme stellt die Kirchenmitgliedschaft mit
allen Rechten und Pflichten wieder her.
(4) Regelungen über die Folgen eines Übertritts in eine an-
dere Kirche bleiben unberührt.

Artikel 13 
Weitergehende Regelungen

Weitergehende Regelungen über die Kirchenmitgliedschaft
sowie zu den sich daraus ergebenden Rechten und Pflichten
werden kirchengesetzlich geregelt und bestimmen sich im Üb-
rigen nach der jeweils geltenden kirchlichen Lebensordnung.

Abschnitt III: Amt und Dienste

1. Dienst in Kirche und Gemeinde

Artikel 14 
Berufung aller Getauften

1Aufgrund ihrer Taufe sind alle Glieder der Kirche Jesu
Christi zum Zeugnis und Dienst in der Welt berufen. 2In der
Erfüllung dieses der gesamten Kirche von Jesus Christus an-
vertrauten Auftrags arbeiten alle Gemeindeglieder geschwis-
terlich zusammen und dienen mit der Vielfalt ihrer Gaben der
Einheit der Kirche. 

Artikel 15 
Besonders geordnete Dienste

(1) 1Zur Erfüllung des Auftrags der Kirche werden verschie-
dene Dienste besonders geordnet. 2Dazu gehören insbeson-
dere Verkündigung in Wort und Sakrament, Seelsorge, Kir-
chenmusik, Lehre, Bildung, Mission, Diakonie, Leitung und
Verwaltung.
(2) Diese Dienste können als hauptberufliche, nebenberufli-
che und ehrenamtliche Mitarbeit ausgestaltet werden.
(3) Zu diesen Diensten werden Gemeindeglieder beauftragt,
indem sie in einem Gottesdienst für ihren Dienst unter den
Zuspruch des Segens und die Verheißung der Begleitung
durch den Herrn Jesus Christus gestellt werden.
(4) 1Die so Beauftragten sind durch Jesus Christus in ihren
Dienst gerufen und stehen in der Zeugnis- und Dienstgemein-
schaft der Kirche unter dem Wort Gottes. 2Sie sind zu gegen-
seitigem seelsorgerlichen Beistand und zum gemeinsamen
Einsatz ihrer Gaben und Kräfte aufgerufen.
(5) Sie sind in ihrem dienstlichen Handeln und in ihrer Le-
bensführung dem Auftrag der Kirche verpflichtet und an das
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland geltende
Recht gebunden.
(6) 1Sie sind in Angelegenheiten, die ihnen in Ausübung ihres
Dienstes zur Kenntnis gelangen und die ihrer Natur nach oder
auf besondere Anordnung vertraulich sind, zur Verschwiegen-
heit verpflichtet. 2Dies gilt auch über die Zeit der Ausübung
ihres Dienstes hinaus.

(7) 1Die Kirche fördert alle Dienste. 2Sie tritt für die ein, die
sie wahrnehmen, und stellt sie unter ihren Schutz.

2. Verkündigungsdienst

Artikel 16 
Gemeinschaft im Verkündigungsdienst

(1) Der Verkündigungsdienst wird wahrgenommen im Amt
der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung, in den Diensten der Seelsorge, der Kirchenmusik, der
Bildungsarbeit und der Diakonie sowie in weiteren Diensten
für den Gottesdienst und die Versammlungen der Gemeinde.
(2) 1Diese Formen des Verkündigungsdienstes sind in ihrer
Teilhabe am Auftrag der ganzen Kirche untereinander gleich-
wertig und aufeinander angewiesen. 2Sie begründen keine
Herrschaft der einen über die anderen.
(3) 1Die mit Verkündigungsdienst Beauftragten kommen re-
gelmäßig zu Beratungen, Konventen oder Rüstzeiten zusam-
men. 2Sie haben die Pflicht zur Fort- und Weiterbildung und
sollen für ihren Dienst Begleitung und Seelsorge in Anspruch
nehmen.

Artikel 17 
Ordination

(1) Zum Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung werden Gemeindeglieder durch die Ordina-
tion berufen. 
(2) 1Ordiniert werden kann, wer dazu geeignet und ausgebil-
det ist und einen bestimmten Dienstauftrag erteilt bekommen
soll. 2Der Ordinand verpflichtet sich vor der Ordination auf
die Bekenntnisgrundlagen der Kirche und dazu, den Bekennt-
nisstand der Kirchengemeinden zu achten.
(3) 1Die Ordination geschieht in einem Gottesdienst nach der
dafür vorgesehenen Agende mit Gebet und Handauflegung.
2Dabei werden die Ordinanden in folgender Weise verpflich-
tet:

Sie werden gefragt:
„Bist du bereit, dich in das Amt der öffentlichen Verkündi-
gung berufen zu lassen, versprichst du, das Evangelium
von Jesus Christus zu predigen, wie es in der Heiligen
Schrift gegeben und in den Bekenntnissen unserer Kirche
bezeugt ist, und Taufe und Abendmahl ihrer Einsetzung
gemäß zu verwalten, und willst du deinen Dienst nach der
geltenden Ordnung treu und gewissenhaft tun und dich so
verhalten, wie es deinem Auftrag entspricht, zur Ehre
Gottes und zum Besten der Gemeinde, so antworte:
Ja, mit Gottes Hilfe.“

(4) 1Mit dem Recht und der Pflicht zur öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung tragen die Ordinierten
in besonderer Weise Verantwortung für Seelsorge und Lehre.
2Ihr Dienst soll den Glauben wecken und fördern, die Ge-
meinde sammeln, für den Dienst in der Welt stärken und
geistlich leiten.
(5) 1Ordinierte sind im Rahmen ihrer Ordinationsverpflich-
tung frei und an Weisungen nicht gebunden. 2Sie haben das
Beichtgeheimnis unverbrüchlich zu wahren und sind zur seel-
sorgerlichen Verschwiegenheit verpflichtet.

3. Ausgestaltung der beruflichen und 
der ehrenamtlichen Mitarbeit

Artikel 18 
Ausgestaltung des Amtes der öffentlichen

 Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung

(1) 1Das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung wird in der Regel in einem Pfarrerdienst ver-
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hältnis auf Lebenszeit wahrgenommen, das als kirchengesetz-
lich geregeltes öffentlich-rechtliches Dienst- und Treuever-
hältnis zur Landeskirche begründet wird. 2Die Rechte und
Pflichten nach Artikel 15 bis 17 sind zugleich Rechte und
Pflichten aus dem Dienstverhältnis. 3Die Dienstbezeichnung
ist „Pfarrerin“ beziehungsweise „Pfarrer“. 4Wer die Dienstbe-
zeichnung „Pastorin“ trägt, kann sie beibehalten.
(2) Auf die Dienstverhältnisse der ordinierten Gemeindepä-
dagogen finden die für Pfarrerdienstverhältnisse geltenden
Bestimmungen entsprechende Anwendung.
(3) 1Die mit dem Pfarrdienst Beauftragten (Pfarrer und ordi-
nierte Gemeindepädagogen) leiten die Gemeinde durch Wort
und Sakrament, durch geistlichen Rat und theologische Klä-
rung. 2Sie tragen in besonderer Weise Verantwortung dafür,
dass sich die Gemeinde zu Gottesdienst und Gebet versam-
melt, in ihrem Leben den Auftrag der Kirche wahrnimmt und
die Einheit der Kirche sucht und wahrt. 3Sie nehmen diese
geistliche Leitungsverantwortung gemeinsam mit den anderen
Mitarbeitern im Verkündigungsdienst und dem Gemeindekir-
chenrat wahr (Artikel 24 Abs. 2).
(4) 1Das ordinierte Amt gemäß Artikel 17 kann auch ehren-
amtlich von Gemeindegliedern wahrgenommen werden, die
eine angemessene theologische und praktische Ausbildung er-
halten und sich im ehrenamtlichen Verkündigungsdienst ge-
mäß Absatz 5 bewährt haben. 2Sie üben ihren Dienst in enger
Verbindung mit den mit dem Pfarrdienst Beauftragten aus.
(5) 1Gemeindeglieder können mit der Leitung von Gottes-
diensten und der Wortverkündigung beauftragt werden, wenn
sie dafür geeignet und entsprechend ausgebildet worden sind.
2Sie nehmen diese Dienste in verantwortlicher Begleitung
durch die mit dem Pfarrdienst Beauftragten wahr. 3Die Lei-
tung von Gottesdiensten kann die Feier der Sakramente ein-
schließen, wenn dazu ein Auftrag erteilt wird. 4Die jeweils zu-
ständigen mit dem Pfarrdienst Beauftragten sind verantwort-
lich für die einsetzungsgemäße Feier der Sakramente.

Artikel 19 
Dienst- und Arbeitsrecht

(1) Art und Umfang des Dienstes der haupt- und nebenberuf-
lich tätigen Mitarbeiter und ihre sonstigen Rechtsverhältnisse
werden durch Kirchengesetz oder durch Dienstvertrag gere-
gelt.
(2) Die Rechte und Pflichten nach Artikel 15 Abs. 4 bis 7
sind zugleich Rechte und Pflichten aus dem Dienst- oder
 Arbeitsverhältnis.

Artikel 20 
Ehrenamtliche Mitarbeit

(1) 1Zur Erfüllung des der Kirche gegebenen Auftrags bedarf
es in allen kirchlichen Arbeitsbereichen ehrenamtlicher Mitar-
beit. 2In ihr kommt die Vielfalt der Gaben in der Gemein-
schaft der Kirche zur Wirkung.
(2) 1Die ehrenamtlichen Mitarbeiter werden für ihren Dienst
ausgebildet und in ihrem Dienst begleitet. 2Sie stehen in der
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben unter dem Schutz
der Kirche.
(3) Die Gewinnung und Begleitung Ehrenamtlicher gehört zu
den wesentlichen Aufgaben der Kirchengemeinden und
 Kirchenkreise und ihrer beruflichen Mitarbeiter sowie der
Landeskirche mit ihren Einrichtungen und Werken.
(4) Das Nähere über Rechte und Pflichten im ehrenamtlichen
Dienst wird durch Kirchengesetz geregelt.

Abschnitt IV: Die Kirchengemeinde

1. Aufgaben

Artikel 21 
Aufgaben der Kirchengemeinde

(1) 1Die Kirchengemeinde ist die Gemeinschaft der evangeli-
schen Christen gemäß Artikel 9 in einem räumlich bestimm-
ten Bereich. 2Sie kann auch von einem Personenkreis her oder
in Anbindung an eine rechtlich selbständige diakonische Ein-
richtung bestimmt werden; das Nähere wird durch Kirchenge-
setz geregelt.
(2) 1Die Kirchengemeinde nimmt den Auftrag der Kirche ge-
mäß Artikel 2 in ihrem Bereich im Rahmen der kirchlichen
Ordnung in eigener Verantwortung wahr. 2Sie wendet sich in
Zeugnis und Dienst allen Menschen an ihrem Ort zu. 3Sie
nimmt die kirchlichen Dienste, Einrichtungen und Werke in
Anspruch und fördert ihren Dienst.
(3) Die Kirchengemeinde steht in der Zeugnis- und Dienstge-
meinschaft ihres Kirchenkreises und der Landeskirche.
(4) Die Kirchengemeinde soll so geordnet sein, dass sie
kirchliche Gemeinschaft ermöglicht und dass sie ihre Aufga-
ben auch unter sich verändernden Bedingungen erfüllen kann. 
(5) 1Dazu können Kirchengemeinden auf Antrag der Gemein-
dekirchenräte oder auf Vorschlag des Kreiskirchenrates neu
gebildet, verändert, aufgehoben oder zu Kirchengemeindever-
bänden zusammengeschlossen werden. 2Bei Einvernehmen
beschließt der Kreiskirchenrat. 3Der zuständige Regionalbi-
schof ist zuvor zu hören. 4Wird kein Einvernehmen erzielt, be-
schließt die Kreissynode. 5Der Beschluss nach Satz 2 bezie-
hungsweise 4 bedarf der Genehmigung durch das Landeskir-
chenamt. 6Ein betroffener Gemeindekirchenrat kann innerhalb
eines Monats nach Zustellung der Entscheidung Beschwerde
bei der Landessynode einlegen.
(6) 1Kirchengemeinden können Untergliederungen bilden,
denen eigenständig zu verantwortende Aufgaben übertragen
werden können. 2Das Maß ihrer Eigenständigkeit, ihre Vertre-
tung im Gemeindekirchenrat, ihre Beteiligung an Aufgaben,
Rechten, Zuständigkeiten, Einrichtungen und Lasten wird in
einer Satzung geregelt. 

Artikel 22 
Vermögen der Kirchengemeinde

(1) 1Die Kirchengemeinde bringt nach ihren Kräften Mittel
für ihren Dienst sowie für kreis- und gesamtkirchliche Aufga-
ben auf. 2Sie erhebt Kollekten nach den landeskirchlichen
Festlegungen. 3Sie hat teil am kirchlichen Finanzaufkommen
und am innerkirchlichen Finanzausgleich. 4Sie darf ihr Ver-
mögen und ihre Einnahmen nur für kirchliche Aufgaben ver-
wenden. 
(2) 1Durch Kirchengesetz kann bestimmt werden, dass
zweckgebundenes Vermögen der Kirchengemeinden durch
den Kirchenkreis oder die Landeskirche bewirtschaftet wird.
2Die Rechte der Kirchengemeinden an ihrem Vermögen blei-
ben im Übrigen unberührt.

2. Die Leitung der Kirchengemeinde

Artikel 23 
Leitung und Geschäftsführung der Kirchengemeinde

(1) Die Kirchengemeinde wird durch den Gemeindekirchen-
rat (in den reformierten Kirchengemeinden: Presbyterium) im
Zusammenwirken mit den Pfarrern und den anderen Mitarbei-
tern des Verkündigungsdienstes geleitet. 
(2) 1Der Vorsitzende des Gemeindekirchenrates und die mit
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dem Pfarrdienst Beauftragten vertreten die Kirchengemeinde
gemeinsam in der Öffentlichkeit. 2Die Führung der laufenden
Geschäfte der Kirchengemeinde obliegt dem Vorsitzenden des
Gemeindekirchenrates. 3Der Gemeindekirchenrat kann im
Einvernehmen mit dem Vorsitzenden die laufende Geschäfts-
führung ganz oder teilweise einem Pfarrer der Kirchenge-
meinde oder einem anderen Mitglied des Gemeindekirchenra-
tes übertragen. 
(3) 1Die Kirchengemeinde hat für eine ordnungsgemäße Füh-
rung ihrer laufenden Geschäfte  zu sorgen. 2Das Gemeinde-
büro kann die Bezeichnung Pfarramt tragen.

Artikel 24 
Aufgaben des Gemeindekirchenrates

(1) 1Der Gemeindekirchenrat ist im Rahmen der kirchlichen
Ordnung dafür verantwortlich, dass die Kirchengemeinde ihre
Aufgaben erfüllt. 2Er sorgt dafür, dass die Kirchengemeinde
ihren Verpflichtungen nachkommt und ihre Rechte wahrt.
(2) Gemeinsam mit den Ordinierten und den anderen Mitar-
beitern des Verkündigungsdienstes trägt der Gemeindekir-
chenrat Verantwortung für die reine Verkündigung des Wortes
und die einsetzungsgemäße Feier der Sakramente, unbescha-
det der besonderen Verantwortung der mit dem Pfarrdienst
Beauftragten nach Artikel 18 Abs. 3.
(3) Der Gemeindekirchenrat hat im Rahmen der kirchlichen
Ordnung insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er trifft Entscheidungen über Fragen der Gestaltung der

Gottesdienste, der liturgischen Handlungen sowie über
die Gottesdienstzeiten.

2. Er wirkt beim Vollzug der Ordnung des kirchlichen
 Lebens mit.

3. Er ist verantwortlich für die Gestaltung des Gemeinde le-
bens in den verschiedenen Arbeitsbereichen.

4. Er entscheidet über die Nutzung der kirchlichen Gebäude.
5. Er beauftragt Gemeindeglieder als ehrenamtliche Mitar-

beiter und sorgt für ihre persönliche und fachliche Beglei-
tung.

6. Er nimmt die Rechte der Kirchengemeinde bei der Beset-
zung der Pfarrstelle wahr. 

7. Er stellt Mitarbeiter der Kirchengemeinde an oder wirkt
bei der Anstellung der in der Kirchengemeinde tätigen
Mitarbeiter mit. Er führt die Dienstaufsicht über die von
der Kirchengemeinde angestellten Mitarbeiter, sofern dies
nicht durch dienst- oder arbeitsrechtliche Bestimmungen
anders geregelt ist.

8. Er unterstützt die Mitarbeiter bei der Ausübung ihres
 Auftrages.

9. Er verwaltet das Vermögen der Kirchengemeinde und
 beschließt über den Haushalt.

10. Er ist dafür verantwortlich, dass die kirchlichen Abgaben
erhoben sowie Kollekten gesammelt und ihrem Zweck
entsprechend verwendet werden.

11. Er vertritt die Kirchengemeinde gerichtlich und außerge-
richtlich.

(4) Zur Erfüllung der kirchengemeindlichen Aufgaben kann
der Gemeindekirchenrat Satzungen erlassen.

Artikel 25 
Zusammensetzung und Bildung 

des Gemeindekirchenrates

(1) Dem Gemeindekirchenrat gehören an:
1. die gewählten und die durch den Gemeindekirchenrat hin-

zuberufenen Mitglieder (Kirchenälteste),
2. die zum Pfarrdienst in der Kirchengemeinde Beauftrag-

ten. 
(2) Der Gemeindekirchenrat wird alle sechs Jahre neu gebil-
det.

(3) 1Die wahlberechtigten Gemeindeglieder wählen die Kir-
chenältesten in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und gehei-
mer Wahl. 2Wahlberechtigt ist, wer am Tag der Wahl das 
14. Lebensjahr vollendet hat und zum Abendmahl zugelassen
ist. 
(4) Zum Kirchenältesten gewählt oder berufen werden kann
jedes wahlberechtigte Gemeindeglied, das am Tag der Wahl
das 18. Lebensjahr vollendet hat, seit mindestens sechs Mona-
ten der Kirchengemeinde angehört, am Leben der Kirchenge-
meinde teilnimmt, nicht wegen eines kirchlichen Anstellungs-
verhältnisses durch Kirchengesetz von der Wählbarkeit ausge-
schlossen ist und dem die Wählbarkeit nicht nach Artikel 29
Abs. 2 Satz 2 entzogen worden ist.
(5) Durch Kirchengesetz kann ausgeschlossen werden, dass
Eheleute oder in gerader Linie Verwandte gleichzeitig dem
Gemeindekirchenrat angehören. 
(6) Der Gemeindekirchenrat kann beschließen, dass bis zu
zwei Jugendvertreter, die nach Absatz 3 Satz 2 wahlberechtigt
sind, mit Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des Ge-
meindekirchenrates teilnehmen. 

Artikel 26 
Einführung der Kirchenältesten

Die Kirchenältesten und ihre Stellvertreter werden in einem
Gemeindegottesdienst in ihren Dienst eingeführt und ver-
pflichtet. 

Sie werden gefragt:
„Wollt ihr euren Auftrag als Kirchenälteste im Gehorsam
gegenüber Gottes Wort, wie es in der Heiligen Schrift ge-
geben und in den Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt
ist, und in Übereinstimmung mit den geltenden Ordnun-
gen unserer Kirche treu und gewissenhaft ausführen und
darauf bedacht sein, dass das Evangelium von Jesus
Christus durch die Kirche zum Heil der Welt in Wort und
Tat bezeugt werde?“
Sie antworten:
„Ja mit Gottes Hilfe.“

Artikel 27 
Vorsitz im Gemeindekirchenrat

(1) Der Gemeindekirchenrat wählt in geheimer Wahl den
Vorsitzenden und bis zu zwei stellvertretende Vorsitzende. 
(2) 1Zum Vorsitzenden soll ein Kirchenältester gewählt wer-
den. 2Anderenfalls muss zum stellvertretenden Vorsitzenden
ein Kirchenältester gewählt werden.

Artikel 28 
Geschäftsführung im Gemeindekirchenrat

(1) 1Der Vorsitzende beruft den Gemeindekirchenrat unter
Angabe der Tagesordnung zu Sitzungen ein. 2Er soll den Ge-
meindekirchenrat in der Regel einmal monatlich zusammenru-
fen. 3Er muss den Gemeindekirchenrat einberufen, wenn ein
Drittel der Kirchenältesten, ein mit dem Pfarrdienst in der
Kirchengemeinde Beauftragter, der Superintendent, der Leiter
des Kreiskirchenamtes, der Regionalbischof oder das Landes-
kirchenamt es verlangt.
(2) 1Der Gemeindekirchenrat ist beschlussfähig, wenn mehr
als die Hälfte seiner Mitglieder einschließlich des Vorsitzen-
den oder des stellvertretenden Vorsitzenden anwesend ist. 2Er
fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Mitglieder.
(3) In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs zieht der Ge-
meindekirchenrat die dazu in der Kirchengemeinde beauftrag-
ten Mitarbeiter zu seinen Beratungen hinzu.
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(4) Der Gemeindekirchenrat kann für einzelne Aufgabenbe-
reiche Ausschüsse bilden.
(5) 1Die Sitzungen des Gemeindekirchenrates sind in der Re-
gel nicht öffentlich. 2Der Gemeindekirchenrat kann zu einzel-
nen Verhandlungsgegenständen die Öffentlichkeit zulassen. 
(6) Willenserklärungen, die die Kirchengemeinde gegenüber
Dritten verpflichten, und Vollmachten bedürfen der Unter-
schrift des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters und eines
weiteren Mitglieds des Gemeindekirchenrates und sind mit
dem Siegel der Kirchengemeinde zu versehen.
(7) 1Der Vorsitzende und die ordinierten Mitglieder haben je-
weils die Pflicht, Beschlüsse des Gemeindekirchenrates, die
nach ihrer Einschätzung gegen Schrift und Bekenntnis oder
die kirchliche Ordnung verstoßen, zu beanstanden. 2Bleibt der
Gemeindekirchenrat bei seinem Beschluss, so hat der Vorsit-
zende unverzüglich den Superintendenten, das Kreiskirchen-
amt und das Landeskirchenamt zu unterrichten. 3Die Ausfüh-
rung des Beschlusses ist ausgesetzt, bis die Beanstandung ein-
vernehmlich ausgeräumt ist oder das Landeskirchenamt den
Beschluss bestätigt oder aufhebt.

Artikel 29 
Pflichtverletzungen des Gemeindekirchenrates 

oder von Kirchenältesten

(1) 1Wenn ein Gemeindekirchenrat die Erfüllung seiner
Pflichten beharrlich vernachlässigt oder verweigert, kann er
im Benehmen mit dem Kreiskirchenrat durch das Landeskir-
chenamt aufgelöst werden. 2Bis zur Neubildung werden die
Rechte des Gemeindekirchenrates durch den Kreiskirchenrat
oder durch von ihm Bevollmächtigte wahrgenommen.
(2) 1Wegen Pflichtversäumnissen oder unwürdigen Verhaltens
kann der Kreiskirchenrat Kirchenältesten eine Ermahnung er-
teilen, in schweren Fällen das Mandat entziehen. 2Er kann ih-
nen für die nächstfolgende Wahlperiode die Wählbarkeit zu
Organen der kirchlichen Selbstverwaltung entziehen. 3Gegen
die Entscheidungen des Kreiskirchenrates ist Beschwerde
beim Landeskirchenamt zulässig.

Artikel 30 
Gemeindeversammlung

(1) Der Gemeindekirchenrat soll einmal im Jahr zur Bespre-
chung von Fragen des kirchlichen Lebens eine Gemeindever-
sammlung einberufen. 
(2) Die Gemeindeversammlung wird vom Vorsitzenden des
Gemeindekirchenrates oder auf Beschluss des Gemeindekir-
chenrates von einem anderen Mitglied des Gemeindekirchen-
rates geleitet.
(3) 1Anregungen können in Entschließungen der Gemeinde-
versammlung ihren Ausdruck finden. 2Sie müssen vom Ge-
meindekirchenrat vordringlich behandelt werden. 3Die Be-
stimmungen über die Zuständigkeit des Gemeindekirchenrates
bleiben im Übrigen unberührt.

Artikel 31 
Nähere Bestimmungen

Das Nähere über die Bildung, die Zusammensetzung und die
Geschäftsführung des Gemeindekirchenrates wird kirchenge-
setzlich geregelt.

3. Zusammenarbeit von Kirchengemeinden

Artikel 32 
Formen der Zusammenarbeit

(1) 1Kirchengemeinden sind unbeschadet ihrer Eigenständig-
keit zur Zusammenarbeit mit benachbarten Kirchengemeinden

und im Kirchenkreis verpflichtet. 2Dies gilt insbesondere,
wenn Aufgaben sonst nicht ausreichend erfüllt werden können
und daher besser in der Gemeinschaft mehrerer Kirchenge-
meinden wahrzunehmen sind.
(2) 1Im Sinne von Absatz 1 können Kirchengemeinden

1. Kirchengemeindeverbände bilden,
2. zur Erfüllung einzelner Aufgaben, insbesondere zur

Schaffung gemeinsamer Einrichtungen, Zweckver-
bände bilden oder

3. die regionale Zusammenarbeit durch Vereinbarungen
regeln.

2Die Vereinigung von Kirchengemeinden bleibt unberührt.

Artikel 33 
Der Kirchengemeindeverband

(1) 1Ein Kirchengemeindeverband ist ein selbständiger
Rechtsträger, der die Rechte und Pflichten der einzelnen ihm
angehörenden Kirchengemeinden wahrnimmt. 2Die Kirchen-
gemeinden bleiben rechtlich weiterhin bestehen.
(2) Der Kirchengemeindeverband wird durch einen gemein-
samen Gemeindekirchenrat geleitet.
(3) Der Gemeindekirchenrat des Kirchengemeindeverbands
kann Aufgaben an örtliche Beiräte übertragen. 
(4) Wo ein Kirchengemeindeverband bisher Kirchspiel heißt,
kann es bei dieser Bezeichnung bleiben.
(5) Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.

Abschnitt V: Der Kirchenkreis

1. Aufgaben

Artikel 34 
Rechtsstellung des Kirchenkreises

(1) 1Der Kirchenkreis ist die Gemeinschaft der zu ihm gehö-
renden Kirchengemeinden. 2Zur Zeugnis- und Dienstgemein-
schaft des Kirchenkreises gehören auch die kirchlichen
Dienste, Einrichtungen und Werke in seinem Bereich.
(2) 1Der Kirchenkreis nimmt als selbständige kirchliche Kör-
perschaft den Auftrag der Kirche gemäß Artikel 2 in seinem
Bereich im Rahmen der kirchlichen Ordnung in eigener Ver-
antwortung wahr. 2Er ist zugleich Verwaltungs- und Aufsichts-
bezirk der Landeskirche.
(3) 1Kirchenkreise können auf Antrag der Kreissynoden oder
auf Vorschlag des Landeskirchenamtes neu gebildet, verän-
dert, vereinigt oder aufgehoben werden. 2Bei Einvernehmen
beschließt der Landeskirchenrat. 3Die zuständigen Regionalbi-
schöfe sind zuvor zu hören. 4Wird kein Einvernehmen erzielt,
beschließt die Landessynode.

Artikel 35 
Aufgaben des Kirchenkreises als selbständige 

kirchliche Körperschaft

(1) Der Kirchenkreis unterstützt und fördert die Arbeit der
Kirchengemeinden.
(2) Der Kirchenkreis nimmt Aufgaben wahr, die von den ein-
zelnen Kirchengemeinden nicht ausreichend erfüllt werden
können und daher besser in der Gemeinschaft des Kirchen-
kreises wahrzunehmen sind.
(3) Der Kirchenkreis fördert den Erfahrungs- und Informati-
onsaustausch zwischen den Kirchengemeinden und der Lan-
deskirche, das Zusammenwirken der Kirchengemeinden in
Regionen sowie die Zusammenarbeit der Mitarbeiter.
(4) Der Kirchenkreis sorgt zwischen den Kirchengemeinden
seines Bereichs für einen Ausgleich der Kräfte und Lasten.
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Artikel 36 
Aufgaben des Kirchenkreises als Aufsichts- und 

Verwaltungsbezirk

(1) Als Aufsichts- und Verwaltungsbezirk der Landeskirche
achtet der Kirchenkreis darauf, dass die kirchliche Ordnung in
seinem Bereich eingehalten wird.
(2) Dem Kirchenkreis können durch Kirchengesetz weitere
Aufgaben übertragen werden.

2. Die Leitung des Kirchenkreises

Artikel 37 
Die Leitung des Kirchenkreises

Leitungsorgane des Kirchenkreises sind die Kreissynode, der
Kreiskirchenrat und der Superintendent.

3. Die Kreissynode

Artikel 38 
Aufgaben der Kreissynode

(1) 1In der Kreissynode haben die Kirchengemeinden und
Dienstbereiche teil an der Leitung des Kirchenkreises. 2Die
Kreissynode hat die Aufgabe, die Zeugnis- und Dienstgemein-
schaft im Kirchenkreis zu fördern. 3Sie beschließt über Leitli-
nien für die Arbeit des Kirchenkreises. 4Sie gibt den Kirchen-
gemeinden Anregungen für die Wahrnehmung ihrer missiona-
rischen, ökumenischen, seelsorgerlichen, diakonischen und
bildungsbezogenen Aufgaben. 5Sie nimmt den Bericht des
Kreiskirchenrates entgegen und kann ihm Aufträge erteilen.
6Die Kreissynode hat das Recht, an die Landessynode Anträge
zu richten. 7Sie kann zu Fragen des öffentlichen Lebens Stel-
lung nehmen.
(2) Die Kreissynode hat im Rahmen der kirchlichen Ordnung
insbesondere folgende Aufgaben:
1. Sie beschließt den Haushaltsplan des Kirchenkreises und

nimmt die Jahresrechnung ab.
2. Sie beschließt im Rahmen der landeskirchlichen Festle-

gungen den Stellenplan.
3. Sie beschließt über eine Gebäudekonzeption.
4. Sie legt die Zweckbestimmung der Kirchenkreiskollekten

im Rahmen des von der Landeskirche aufgestellten Pla-
nes fest.

5. Sie beschließt über die Errichtung, Veränderung und Auf-
hebung von Stellen für Pfarrer und ordinierte Gemeinde-
pädagogen im Rahmen der landeskirchlichen Festlegun-
gen.

6. Sie beschließt nach Maßgabe kirchengesetzlicher Rege-
lung über die Bildung von Regionen.

7. Sie wählt den Superintendenten.
8. Sie nimmt die weiteren ihr aufgetragenen Wahlen vor.
9. Sie bestellt nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelung

die Visitationskommission.
10. Sie nimmt die weiteren ihr durch die Verfassung oder

durch Kirchengesetz zugewiesenen Aufgaben wahr.

Artikel 39 
Zusammensetzung der Kreissynode

(1) Der Kreissynode gehören an:
1. der Superintendent,
2. von den Gemeindekirchenräten gewählte zum Kirchen -

ältesten wählbare Gemeindeglieder, die nicht hauptberuf-
lich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen,

3. Synodale, die hauptberuflich in einem kirchlichen Anstel-
lungsverhältnis stehen und nach Maßgabe des Absatzes 4

von den einzelnen Dienstbereichen im Kirchenkreis ent-
sandt werden,

4. berufene Synodale nach Maßgabe des Absatzes 5,
5. bis zu zwei Jugendvertreter nach Maßgabe kirchengesetz-

licher Regelung.
(2) 1Die Gesamtzahl der Mitglieder der Kreissynode soll un-
ter Beachtung der Größe des Kirchenkreises zwischen 30 und
60 Mitgliedern liegen. 2Die Zahl der hauptberuflich in einem
kirchlichen Anstellungsverhältnis stehenden Synodalen darf
die Hälfte aller Mitglieder der Kreissynode nicht erreichen.
(3) 1Der Kreiskirchenrat fasst die Kirchengemeinden des Kir-
chenkreises zu Wahlbezirken zusammen. 2Er legt die Zahl der
von den Gemeindekirchenräten zu wählenden Synodalen fest
und teilt sie auf die Wahlbezirke auf. 3Dabei soll der Gemein-
degliederzahl und der Vertretung der Regionen angemessen
Rechnung getragen werden. 
(4) 1Der Kreiskirchenrat bestimmt die Zahl der von den ein-
zelnen Dienstbereichen zu entsendenden Synodalen unter Be-
achtung der Absätze 1 und 2 und legt das Verfahren für ihre
Entsendung fest. 2Dabei soll sichergestellt sein, dass die ver-
schiedenen Dienstbereiche, insbesondere der Pfarrdienst, die
weiteren Verkündigungsdienste und die Diakonie angemessen
vertreten sind.
(5) Der Kreiskirchenrat kann Synodale im Umfang von bis
zu einem Zehntel der Gesamtzahl der Synodalen hinzuberu-
fen. 
(6) 1Für die Synodalen gemäß Absatz 1 Nr. 2 werden jeweils
bis zu zwei persönliche Stellvertreter gewählt. 2Für die Syno-
dalen gemäß Absatz 1 Nr. 3 werden Stellvertreter entsandt,
die in der dabei festgelegten Reihenfolge in die Kreissynode
eintreten; Absatz 4 Satz 1 gilt entsprechend. 3Ist kein Stellver-
treter nach Satz 1 oder Satz 2 mehr vorhanden, werden auf
dieselbe Weise neue Stellvertreter bestimmt.
(7) Ein Synodaler verliert seine Mitgliedschaft in der Kreis-
synode
1. durch Rücktritt,
2. bei Verlust der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft,
3. wenn die Kreissynode feststellt, dass er seine Verpflich-

tung gemäß Artikel 40 Abs. 3 offenkundig missachtet.

Artikel 40 
Neubildung der Kreissynode

(1) Die Kreissynode wird alle sechs Jahre neu gebildet.
(2) Die Synodalen sind allein dem Auftrag der Kirche gemäß
Artikel 2 verpflichtet und an Weisungen nicht gebunden.
(3) Die Synodalen werden vor der ersten Ausübung ihres
Dienstes verpflichtet.

Sie werden gefragt:
„Wollt ihr euren Auftrag als Synodale im Gehorsam ge-
genüber Gottes Wort, wie es in der Heiligen Schrift gege-
ben und in den Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt ist,
und in Übereinstimmung mit den geltenden Ordnungen
unserer Kirche treu und gewissenhaft ausführen und
 darauf bedacht sein, dass das Evangelium von Jesus
Christus durch die Kirche zum Heil der Welt in Wort und
Tat bezeugt werde?“
Sie antworten:
„Ja mit Gottes Hilfe.“

Artikel 41 
Tagungen der Kreissynode

(1) 1Die Kreissynode tritt in der Regel zweimal jährlich zu
einer ordentlichen Tagung zusammen. 2Sie ist einzuberufen,
wenn ein Drittel ihrer Mitglieder, der Kreiskirchenrat oder das
Landeskirchenamt es verlangt.
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(2) 1Die Kreissynode ist beschlussfähig, wenn mindestens
zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind. 2Für Beschlüsse
muss die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Synodalen
erreicht werden.
(3) Der Landesbischof, der Regionalbischof, vom Kollegium
des Landeskirchenamtes beauftragte Vertreter und der Leiter
des Kreiskirchenamtes können an den Verhandlungen der
Kreissynode mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen.

Artikel 42 
Präsidium der Kreissynode

(1) 1Die Kreissynode wählt auf ihrer ersten Tagung unter der
Leitung des Superintendenten den Präses und bis zu zwei
Stellvertreter. 2Der Präses und ein Stellvertreter dürfen nicht
hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis ste-
hen. 3Wählbar sind die ordentlichen Mitglieder der Kreissy-
node mit Ausnahme des Superintendenten.
(2) 1Der Präses beruft die Synode ein, eröffnet und schließt
ihre Tagung, leitet die Verhandlungen und nimmt das Haus-
recht wahr. 2Er wird bei seinen Aufgaben von seinen Stellver-
tretern unterstützt.
(3) 1Der Präses und seine Stellvertreter bereiten im Zusam-
menwirken mit dem Kreiskirchenrat die Tagungen der Kreis-
synode vor. 2Der Präses wacht über die Durchführung der Be-
schlüsse der Kreissynode.

Artikel 43 
Geschäftsordnung der Kreissynode

(1) 1Die Kreissynode gibt sich eine Geschäftsordnung. 2In
der Geschäftsordnung ist insbesondere die Bildung von Aus-
schüssen vorzusehen.
(2) Die Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung des Lan-
deskirchenamtes.

4. Der Kreiskirchenrat

Artikel 44 
Aufgaben des Kreiskirchenrates

(1) 1Der Kreiskirchenrat trägt die Verantwortung dafür, dass
der Dienst im Kirchenkreis auftrags- und ordnungsgemäß
wahrgenommen wird. 2Er ist für alle Angelegenheiten des
Kirchenkreises zuständig, die nicht der Kreissynode oder dem
Superintendenten zugewiesen sind. 3Er führt die Beschlüsse
der Kreissynode aus und ist der Kreissynode berichtspflichtig.
(2) 1Der Kreiskirchenrat kann im Ausnahmefall die der
Kreissynode gemäß Artikel 38 Abs. 2 zugewiesenen Aufgaben
wahrnehmen, wenn die Kreissynode nicht rechtzeitig einberu-
fen werden kann und die Angelegenheit keinen Aufschub dul-
det. 2Solche Beschlüsse bedürfen der Bestätigung durch die
Kreissynode. 3Versagt die Kreissynode die Bestätigung, so ist
der Beschluss aufgehoben. 4Maßnahmen, die aufgrund des
Beschlusses vollzogen sind, bleiben gültig.
(3) 1Der Kreiskirchenrat vertritt den Kirchenkreis im Rechts-
verkehr. 2Willenserklärungen, die den Kirchenkreis gegenüber
Dritten verpflichten, und Vollmachten bedürfen der Unter-
schrift des Superintendenten oder seines Stellvertreters und
sind mit dem Siegel des Kirchenkreises zu versehen. 
(4) Der Kreiskirchenrat hat im Rahmen der kirchlichen Ord-
nung insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er besetzt die Stellen des Kirchenkreises.
2. Er spricht Beauftragungen für bestimmte Aufgabenberei-

che aus.
3. Er spricht ehren- und nebenamtliche Beauftragungen für

den Verkündigungsdienst aus.

4. Er verwaltet das Vermögen des Kirchenkreises und führt
dessen Wirtschaft im Rahmen des Haushaltsplanes.

5. Er entscheidet über die Vergabe von Mitteln zum Aus-
gleich der Kräfte und Lasten zwischen den Kirchenge-
meinden. 

6. Er wirkt an Visitationen mit.
7. Er nimmt die weiteren ihm durch die Verfassung oder

durch Kirchengesetz zugewiesenen Aufgaben wahr.

Artikel 45 
Zusammensetzung des Kreiskirchenrates

(1) Dem Kreiskirchenrat gehören an:
1. der Superintendent als Vorsitzender,
2. der erste Stellvertreter des Superintendenten, 
3. der Präses der Kreissynode,
4. vier bis zwölf Mitglieder, die von der Kreissynode aus

 ihrer Mitte zu wählen sind; darunter sollen die verschie-
denen Dienstbereiche, insbesondere die anderen Verkün-
digungsdienste neben dem Pfarrdienst, angemessen ver-
treten sein,

5. der Leiter des Kreiskirchenamtes oder ein von ihm Beauf-
tragter als beratendes Mitglied mit Rede- und Antrags-
recht.

(2) Die Zahl der hauptberuflich in einem kirchlichen Anstel-
lungsverhältnis stehenden Mitglieder darf die Hälfte aller Mit-
glieder des Kreiskirchenrates nicht erreichen.
(3) Für die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 4 sind getrennt nach
den Mitgliedern, die hauptberuflich in einem kirchlichen An-
stellungsverhältnis stehen, und den Mitgliedern, die nicht in
einem solchen Anstellungsverhältnis stehen, jeweils insgesamt
bis zu zwei Stellvertreter zu wählen, die zugleich Ersatzmit-
glieder sind.
(4) Die Geschäftsordnung kann bestimmen, dass die Stellver-
treter nach Absatz 3, die Stellvertreter des Präses, der zweite
Stellvertreter des Superintendenten und sachkundige Personen
zu den Sitzungen des Kreiskirchenrates mit Rederecht hinzu-
gezogen werden. 
(5) Die von der Kreissynode gewählten Mitglieder der Lan-
dessynode werden zu den Sitzungen eingeladen.

Artikel 46 
Sitzungen des Kreiskirchenrates

(1) 1Der Kreiskirchenrat wird vom Superintendenten in der
Regel monatlich einberufen. 2Er ist einzuberufen, wenn drei
Mitglieder, der Regionalbischof, das Landeskirchenamt oder
der Leiter des Kreiskirchenamtes es verlangen.
(2) 1Der Kreiskirchenrat ist beschlussfähig, wenn mehr als
die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder einschließlich
des Superintendenten oder seines Stellvertreters anwesend ist.
2Er fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder.
(3) Der Landesbischof, der Regionalbischof und vom Kolle-
gium des Landeskirchenamtes beauftragte Vertreter können
mit Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des Kreiskir-
chenrates teilnehmen.
(4) Der Kreiskirchenrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die
der Genehmigung des Landeskirchenamtes bedarf.

5. Der Superintendent

Artikel 47 
Der Leitungsdienst des Superintendenten

(1) 1Der Superintendent ist ein Pfarrer, dem der Dienst der
geistlichen Leitung für einen Kirchenkreis aufgetragen ist.
2Als Vorsitzender des Kreiskirchenrates trägt er die Verant-
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wortung dafür, dass dieser seine Leitungsaufgaben wahr-
nimmt. 3Er ist für die Vorbereitung und Durchführung der
Entscheidungen des Kreiskirchenrates verantwortlich. 4Er
führt die laufenden Geschäfte des Kirchenkreises und sorgt
für das sachgerechte Zusammenwirken aller an der Leitung
des Kirchenkreises Beteiligten. 5Die Dienstbezeichnung ist
„Superintendentin“ beziehungsweise „Superintendent“.
(2) 1Der Superintendent nimmt seinen Dienst auch im Auf-
trag der Landeskirche wahr. 2Er trägt Verantwortung dafür,
dass Zeugnis und Dienst im Kirchenkreis gemäß dem kirchli-
chen Auftrag geschehen und die Ordnung der Kirche beachtet
wird. 3Er berät die Organe und Dienste der Landeskirche in
den Angelegenheiten des Kirchenkreises und trägt Sorge für
die Durchführung landeskirchlicher Entscheidungen im Kir-
chenkreis.
(3) 1Der Superintendent ist Inhaber einer Pfarrstelle. 2Er
nimmt neben seinem Leitungsdienst einen Auftrag in einer
Kirchengemeinde oder einen allgemeinkirchlichen Auftrag im
Kirchenkreis wahr.
(4) Der Superintendent hat das Recht, in jeder Kirchenge-
meinde des Kirchenkreises zu predigen und den Gottesdienst
zu leiten.
(5) 1Der Superintendent untersteht der Aufsicht des Landes-
kirchenamtes. 2Der zuständige Regionalbischof ist nach Maß-
gabe von Artikel 72 Abs. 2 Nr. 6 an der Wahrnehmung der
Dienstaufsicht zu beteiligen. 

Artikel 48 
Aufgaben des Superintendenten

(1) Der Superintendent hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er vertritt den Kirchenkreis in den Kirchengemeinden, in

der Landeskirche und in der Öffentlichkeit. Artikel 44
Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt.

2. Er achtet darauf, dass Seelsorge an den Mitarbeitern im
Kirchenkreis geschieht und die Mitarbeiter der einzelnen
Dienstbereiche in Konventen zusammenkommen.

3. Er trägt Sorge dafür, dass der Gemeindeaufbau und das
geistliche Leben gefördert, Kirchenälteste und ehrenamt-
liche Mitarbeiter zugerüstet werden und theologische
 Arbeit geleistet wird.

4. Er führt die im Pfarrdienst tätigen sowie die vom Kir-
chenkreis angestellten hauptberuflichen Mitarbeiter ein
und begleitet sie in ihrem Dienst.

5. Er führt über die vom Kirchenkreis angestellten oder be-
auftragten Mitarbeiter die Dienstaufsicht. In den kirchen-
gesetzlich geregelten Fällen nimmt er im Auftrag der
Landeskirche auch gegenüber den Pfarrern Aufgaben der
Dienstaufsicht wahr.

6. Er kann über sein Recht aus Artikel 28 Abs. 1 Satz 3
 hinaus Gemeindekirchenräte zu Sitzungen einberufen, in
Sitzungen Anträge stellen und den Vorsitz übernehmen.

7. Er fördert die Zusammenarbeit des Kirchenkreises und
der Kirchengemeinden mit den diakonischen Trägern.

8. Er trägt Mitverantwortung für Visitationen im Kirchen-
kreis.

(2) 1Der Superintendent hat die Pflicht, Beschlüsse der Kreis-
synode und des Kreiskirchenrates, die nach seiner Einschät-
zung gegen Schrift und Bekenntnis oder die kirchliche Ord-
nung verstoßen, zu beanstanden. 2Bleibt die Kreissynode oder
der Kreiskirchenrat bei dem Beschluss, so hat der Superinten-
dent unverzüglich den Regionalbischof und das Landeskir-
chenamt zu unterrichten. 3Die Ausführung des Beschlusses ist
bis zur Entscheidung des Landeskirchenamtes ausgesetzt.
(3) 1Der Superintendent kann im Einvernehmen mit dem Prä-
ses der Kreissynode Entscheidungen treffen, die dem Kreis-
kirchenrat vorbehalten sind, wenn dieser nicht rechtzeitig ein-
berufen werden kann und die betreffende Angelegenheit kei-

nen Aufschub duldet. 2Die Entscheidung ist dem Kreiskir-
chenrat auf seiner nächsten Sitzung zur Bestätigung vorzule-
gen. 3Wird die Bestätigung versagt, so ist die Entscheidung
aufgehoben. 4Maßnahmen, die aufgrund der Entscheidung
vollzogen sind, bleiben gültig.
(4) Der Superintendent berät sich regelmäßig mit seinen
Stellvertretern, dem Präses, dem Leiter des Kreiskirchenamtes
und den für die besonderen Dienstbereiche Verantwortlichen.

Artikel 49 
Wahl, Einführung und Beendigung des Dienstes

(1) 1Der Superintendent wird von der Kreissynode für die
Dauer von zehn Jahren gewählt. 2Die Wahl bedarf der Bestäti-
gung durch den Landeskirchenrat. 3Wiederwahl oder die ein-
malige Verlängerung des Dienstes um bis zu fünf Jahre ist
möglich.
(2) Der Superintendent wird durch den Landesbischof beru-
fen und in einem Gottesdienst durch den Regionalbischof ein-
geführt. 
(3) Das Nähere über die Wahl und die Beendigung des
Dienstes wird kirchengesetzlich geregelt.

Artikel 50 
Stellvertretung des Superintendenten

(1) 1Die Kreissynode wählt auf Vorschlag des Konventes der
Pfarrer und der weiteren Mitarbeiter im Verkündigungsdienst
für die Dauer ihrer Wahlperiode aus dem Kreis der Pfarrer
und ordinierten Gemeindepädagogen, die in einem unbefriste-
ten Dienstverhältnis stehen, bis zu zwei Stellvertreter des
 Superintendenten. 2Werden zwei Stellvertreter gewählt, so hat
die Kreissynode eine Reihenfolge zwischen den Stellvertre-
tern festzustellen. 
(2) 1Der Superintendent kann seinen Stellvertretern unabhän-
gig vom Fall seiner Verhinderung aus seinem Verantwortungs-
bereich mit Zustimmung des Kreiskirchenrates Aufgaben zur
ständigen Wahrnehmung übertragen. 2Die Übertragung ist
dem Landeskirchenamt anzuzeigen.
(3) Der Superintendent kann darüber hinaus zu seiner Entlas-
tung im Einzelfall seinen Stellvertretern weitere Aufgaben
übertragen. 
(4) 1Von einer Aufgabenübertragung nach Absatz 2 und 3
sind ausgeschlossen:
1. die Leitung der Sitzungen des Kreiskirchenrates ein-

schließlich der Verantwortung für die Vorbereitung der
Sitzungen und für die Durchführung der Entscheidungen
des Kreiskirchenrates; die Möglichkeit, dem Stellvertreter
des Superintendenten für bestimmte Verhandlungsab-
schnitte im Ablauf der Sitzung die Gesprächsleitung zu
übertragen, bleibt unberührt,

2. die Dienstaufsicht gegenüber den vom Kirchenkreis ange-
stellten beruflichen Mitarbeitern sowie in den kirchenge-
setzlich geregelten Fällen die Dienstaufsicht gegenüber
den Pfarrern und die daraus folgenden Zuständigkeiten
nach dem Pfarrerdienstrecht,

3. die Vertretung des Kirchenkreises nach außen,
4. die Zeichnungsbefugnis bei der Vertretung des Kirchen-

kreises in Rechtsangelegenheiten,
5. das Recht und die Pflicht zur Beanstandung von Be-

schlüssen des Kreiskirchenrates.
2Die umfassende Wahrnehmung der Aufgaben des Superinten-
denten im Falle seiner Verhinderung bleibt unberührt.
(5) Die Aufgaben der Stellvertreter des Superintendenten sind
bei der Bemessung ihres Dienstumfangs oder in anderer
Weise angemessen zu berücksichtigen.
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6. Das Kreiskirchenamt

Artikel 51 
Aufgaben des Kreiskirchenamtes

1Dem Kreiskirchenamt obliegt die Erledigung der Verwal-
tungsaufgaben des Kirchenkreises. 2Es unterstützt die Kir-
chengemeinden bei der Erledigung ihrer Verwaltungsangele-
genheiten. 3Es nimmt im Auftrag des Landeskirchenamtes
auch Aufgaben der kirchlichen Aufsicht wahr. 4Das Nähere
über die Rechtsstellung und die Aufgaben der Kreiskirchen-
ämter wird durch Kirchengesetz geregelt.

7. Der reformierte Kirchenkreis

Artikel 52 
Rechtsstellung des reformierten Kirchenkreises

(1) 1Die reformierten Kirchengemeinden bilden einen refor-
mierten Kirchenkreis. 2Sie arbeiten im Kirchenkreis ihres ört-
lichen Bereiches in gegenseitiger Verantwortung mit. 3In be-
stimmten Aufgabengebieten sind sie dem örtlichen Kirchen-
kreis zugeordnet. 4Das Nähere wird durch den Landeskirchen-
rat geregelt.
(2) 1Der Kreiskirchenrat des reformierten Kirchenkreises
führt die Bezeichnung „Moderamen“. 2Der Vorsitzende des
Kreiskirchenrates des reformierten Kirchenkreises führt die
Dienstbezeichnung „Senior“.

Abschnitt VI: Die Landeskirche

1. Aufgaben

Artikel 53 
Aufgaben der Landeskirche

(1) Die Landeskirche ist die Gemeinschaft der zu ihr gehö-
renden Kirchengemeinden, Kirchenkreise, kirchlichen
Dienste, Einrichtungen und Werke.
(2) 1Die Landeskirche nimmt den Auftrag der Kirche gemäß
Artikel 2 in ihrem Bereich wahr. 2Sie erfüllt Aufgaben, die
von den einzelnen Kirchengemeinden und Kirchenkreisen
nicht ausreichend erfüllt werden können und daher besser in
der Gemeinschaft der Landeskirche wahrzunehmen sind.
(3) 1Die Landeskirche stärkt und gestaltet das Zeugnis und
den Dienst der Kirchengemeinden, Kirchenkreise, Dienste,
Einrichtungen und Werke. 2Sie fördert den Erfahrungs- und
Informationsaustausch zwischen allen kirchlichen Körper-
schaften. 
(4) 1Die Landeskirche sorgt für einen Ausgleich der Kräfte
und Lasten zwischen den Kirchengemeinden, den Kirchen-
kreisen und der Landeskirche. 2Sie trifft Maßnahmen, die ei-
ner wirkungsvollen kirchlichen Ordnung und regionalen Glie-
derung in ihrem Bereich dienen.
(5) 1Die Landeskirche ist an das Recht der gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse gebunden. 2Es gelten das Recht der Union
Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland für den Bereich der ehemaligen Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und das Recht der Verei-
nigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands für den
Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Thüringen, soweit die Landeskirche nichts anderes bestimmt.
3Im Übrigen bleiben die Pflichten und Aufgaben, die sich je-
weils aus der Mitgliedschaft in einem gliedkirchlichen Zu-
sammenschluss ergeben, unberührt.

2. Die Leitung der Landeskirche

Artikel 54 
Die Leitung der Landeskirche

(1) In der Leitung der Landeskirche wirken ihre Leitungsor-
gane in arbeitsteiliger Gemeinschaft und gegenseitiger Verant-
wortung zusammen.
(2) Leitungsorgane der Landeskirche sind
1. die Landessynode,
2. der Landeskirchenrat,
3. der Landesbischof,
4. das Kollegium des Landeskirchenamtes.

3. Die Landessynode

Artikel 55 
Aufgaben der Landessynode

(1) 1Die Landessynode verkörpert die Einheit und Vielfalt der
Gemeinden, Kirchenkreise, Dienste, Einrichtungen und Werke
im Bereich der Landeskirche. 2Sie ist die Sachwalterin aller
der Landeskirche zustehenden Rechte und zur gemeinsamen
Willensbildung berufen.
(2) 1Die Landessynode berät und beschließt über alle Angele-
genheiten im Rahmen der Zuständigkeit der Landeskirche, so-
weit nicht die Zuständigkeit des Landeskirchenrates, des Lan-
desbischofs oder des Kollegiums des Landeskirchenamtes be-
gründet ist. 2Sie hat insbesondere folgende Aufgaben: 
1. Sie trifft Grundsatzentscheidungen für Zeugnis und

Dienst und nimmt zu Fragen des kirchlichen und des öf-
fentlichen Lebens Stellung.

2. Sie erlässt die Kirchengesetze.
3. Sie beschließt den Haushalt und den Kollektenplan der

Landeskirche und beschließt über die Jahresrechnung.
4. Sie beschließt über die Grundsätze der Stellenplanung für

die Pfarrer und weiteren Mitarbeiter im Verkündigungs-
dienst. 

5. Sie beschließt über die Errichtung und Aufhebung von
Stellen der Landeskirche.

6. Sie nimmt Berichte des Landesbischofs, des Landeskir-
chenrates und des Landeskirchenamtes entgegen und
kann ihnen Aufträge erteilen.

7. Sie wählt 
a) den Landesbischof und die Regionalbischöfe, 
b) den Präsidenten und die Dezernenten des Landeskir-

chenamtes,
c) die synodalen Mitglieder des Landeskirchenrates,
d) den Leiter des Diakonischen Werkes im Einvernehmen

mit den zuständigen Organen der Evangelischen Lan-
deskirche Anhalts und im Benehmen mit der Diakoni-
schen Konferenz. 

8. Sie entsendet Mitglieder in die Synode der Evangelischen
Kirche in Deutschland und bestimmt von diesen die Mit-
glieder der Vollkonferenz der Union Evangelischer Kir-
chen in der Evangelischen Kirche in Deutschland, von de-
nen ein Mitglied reformierten Bekenntnisses sein soll,
und die Mitglieder der Generalsynode der Vereinigten
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands.

9. Sie nimmt die weiteren ihr vorbehaltenen Wahlen vor.
10. Sie beschließt über die kirchliche Lebensordnung sowie

über die Einführung von Agenden und Gesangbüchern;
vor der Entscheidung ist den Kreissynoden Gelegenheit
zu geben, sich zu äußern.

11. Sie beschließt über Eingaben und Anträge.
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Artikel 56 
Einspruchsrecht von Synodalen aus Bekenntnisgründen

(1) 1Widersprechen mindestens 20 Synodale oder die refor-
mierten Synodalen einem Beschluss der Landessynode mit
der Begründung, dass er mit Schrift und Bekenntnis nicht im
Einklang steht, so ist der Beschluss der Landessynode bis zur
nächsten Tagung auszusetzen; dort ist über den Gegenstand
erneut zu entscheiden. 2Der Einspruch muss dem Präsidium
der Landessynode bis zum Ende der Sitzung des Landes-
kirchenrates, welche nach der entsprechenden Tagung der
Landessynode stattfindet, mitgeteilt sein. 
(2) 1In der Zwischenzeit ist der Superintendentenkonvent
(Artikel 76) beziehungsweise die Kreissynode des reformier-
ten Kirchenkreises einzuberufen, die ein Gutachten des Refor-
mierten Bundes einholt. 2Bestätigt der Superintendentenkon-
vent oder die Kreissynode des reformierten Kirchenkreises die
Bedenken, so kann die Landessynode in dieser Frage nicht
gegen dieses Votum entscheiden.
(3) Die Einspruchsrechte des Landesbischofs, seines ständi-
gen Stellvertreters und des reformierten Seniors bleiben unbe-
rührt.

Artikel 57 
Zusammensetzung und Bildung der Landessynode

(1) Der Landessynode gehören an:
1. der Landesbischof und sein Stellvertreter,
2. der reformierte Senior,
3. der Präsident des Landeskirchenamtes,
4. der Leiter des Diakonischen Werkes, 
5. der Präses der bisherigen Landessynode,
6. je Kirchenkreis ein von der Kreissynode gewähltes

 Mitglied, das nicht hauptberuflich in einem kirchlichen
Anstellungsverhältnis steht,

7. je Propstsprengel vier von gemeinsamen Wahlausschüs-
sen der Kreissynoden gewählte Mitglieder, die hauptbe-
ruflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen
und von denen zwei ordiniert und zwei nicht ordiniert
sind,

8. je Propstsprengel ein Superintendent,
9. je ein Mitglied der Theologischen Fakultäten der Martin-

Luther-Universität Halle-Wittenberg und der Friedrich-
Schiller-Universität Jena,

10. zwei bis sechs Jugenddelegierte gemäß Absatz 2,
11. bis zu acht vom Landeskirchenrat zu berufende Mitglie-

der.
(2) Von den Mitgliedern nach Absatz 1 Nr. 10 üben zwei das
Stimmrecht aus; bis zu vier weitere nehmen an den Verhand-
lungen der Landessynode mit Rede- und Antragsrecht teil.
(3) Bei der Berufung von Mitgliedern nach Absatz 1 Nr. 11
ist zu gewährleisten, dass in der Landessynode die Zahl der in
einem hauptberuflichen kirchlichen Anstellungsverhältnis ste-
henden Mitglieder die Hälfte der Gesamtzahl der stimmbe-
rechtigten Mitglieder nicht erreicht. 
(4) 1Die weiteren Regionalbischöfe und die Dezernenten des
Landeskirchenamtes nehmen an den Verhandlungen der Lan-
dessynode mit Rede- und Antragsrecht teil. 2An den Wahlen
nach Artikel 55 Abs. 2 Nr. 7 Buchstabe a) und b) nehmen sie
stimmberechtigt teil.
(5) Für die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 6 bis 8 und Nr. 11
werden jeweils zwei Stellvertreter gewählt beziehungsweise
berufen, die in der dabei bestimmten Reihenfolge in die Lan-
dessynode eintreten. 
(6) 1Mitglied der Landessynode kann nur sein, wer am Tag
ihrer Konstituierung mindestens 18 Jahre alt ist. 2In die Lan-
dessynode gewählt werden kann nur, wer seit mindestens
sechs Monaten einer Kirchengemeinde im Bereich der Lan-
deskirche angehört.

(7) Ein Synodaler verliert seine Mitgliedschaft in der Landes-
synode
1. durch Rücktritt,
2. bei Verlust der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft,
3. wenn die Landessynode feststellt, dass er seine Verpflich-

tung gemäß Artikel 58 Abs. 2 offenkundig missachtet.
(8) Die Landessynode wird alle sechs Jahre neu gebildet.
(9) Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.

Artikel 58 
Verpflichtung der Synodalen

(1) Die Synodalen sind allein dem Auftrag der Kirche gemäß
Artikel 2 verpflichtet und an Weisungen nicht gebunden. 
(2) Die Synodalen werden vor der ersten Ausübung ihres
Dienstes verpflichtet.

Sie werden gefragt:
„Wollt ihr euren Auftrag als Synodale im Gehorsam ge-
genüber Gottes Wort, wie es in der Heiligen Schrift gege-
ben und in den Bekenntnissen unserer Kirche bezeugt ist,
und in Übereinstimmung mit den geltenden Ordnungen
unserer Kirche treu und gewissenhaft ausführen und da-
rauf bedacht sein, dass das Evangelium von Jesus Chris-
tus durch die Kirche zum Heil der Welt in Wort und Tat
bezeugt werde?“
Sie antworten:
„Ja mit Gottes Hilfe.“

(3) Die von den Kreissynoden gewählten Mitglieder sollen
sich für Berichte und Aussprachen über die Verhandlungen
der Landessynode vor Kreissynoden, Konventen, Gemeinde-
kirchenräten und Kirchenältestentagen ihres Wahlkreises zur
Verfügung stellen und sind verpflichtet, Anträge der Kreis -
synoden und der Kreiskirchenräte ihres Wahlkreises in die
 Beratung der Landessynode einzubringen.

Artikel 59 
Präsidium der Landessynode

1Die Landessynode wird von einem Präsidium geleitet. 2Es
besteht aus dem Präses, zwei Stellvertretern und einem
Schriftführer, die von der Landessynode auf ihrer ersten
 Tagung gewählt werden. 3Der Präses und ein Stellvertreter
dürfen nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungs-
verhältnis stehen. 4Synodale nach Artikel 57 Abs. 1 Nr. 1 bis 4
sind nicht wählbar. 5Der Landesbischof beruft die Landessy-
node zu ihrer ersten Tagung ein und führt bis zur Wahl des
Präsidiums den Vorsitz.

Artikel 60 
Geschäftsordnung der Landessynode

(1) Die Landessynode tritt in der Regel zweimal im Jahr so-
wie auf Verlangen eines Drittels ihrer Mitglieder oder auf Ver-
langen des Landeskirchenrates zusammen.
(2) Die Landessynode ist beschlussfähig, wenn mindestens
zwei Drittel ihrer Mitglieder anwesend sind. 
(3) 1Für Beschlüsse muss die Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Synodalen erreicht werden. 2Änderungen der Ver-
fassung der Landeskirche bedürfen einer Mehrheit von zwei
Dritteln der Stimmen der anwesenden Synodalen, mindestens
jedoch der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Landes-
synode. 
(4) 1Die Landessynode gibt sich eine Geschäftsordnung. 2In
der Geschäftsordnung ist insbesondere die Bildung von Aus-
schüssen vorzusehen. 3Die Geschäftsordnung kann bestim-
men, dass sachkundige Personen zu den Verhandlungen der
Landessynode beratend mit Rederecht hinzugezogen werden. 
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4. Der Landeskirchenrat

Artikel 61 
Aufgaben des Landeskirchenrates

(1) Der Landeskirchenrat hat folgende Aufgaben:
1. Er trifft konzeptionelle Entscheidungen für die Entwick-

lung des kirchlichen Lebens und fördert die Wahrneh-
mung des Auftrags der Kirche in den verschiedenen Be-
reichen von Zeugnis und Dienst.

2. Er vertritt die Landeskirche nach außen; Artikel 63 Abs. 2
Nr. 3 und Artikel 65 Abs. 6 bleiben unberührt.

3. Er erlässt im Rahmen der Zuständigkeit der Landeskirche
Verordnungen gemäß Artikel 82. 

4. Er sorgt für die Durchführung der Beschlüsse der Landes-
synode.

5. Er erstattet der Landessynode einmal im Jahr einen
 Bericht.

6. Er gibt dem Landeskirchenamt für die Wahrnehmung
 seiner Aufgaben Grundsätze und Richtlinien.

7. Er beschließt über die Besetzung von Stellen der Landes-
kirche, soweit er dies nicht dem Landeskirchenamt über-
trägt.

8. Er nimmt die weiteren ihm in dieser Verfassung oder
durch Kirchengesetz übertragenen Aufgaben wahr.

(2) Der Landeskirchenrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 62 
Zusammensetzung des Landeskirchenrates

(1) Dem Landeskirchenrat gehören an
1. der Landesbischof als Vorsitzender,
2. die Regionalbischöfe und der reformierte Senior,
3. der Präsident und die Dezernenten des Landeskirchen am-

tes,
4. der Präses der Landessynode,
5. acht weitere Mitglieder der Landessynode, darunter

 mindestens sechs Mitglieder, die nicht hauptberuflich in
einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen,

6. der Leiter des Diakonischen Werkes.
(2) 1Der ständige Stellvertreter des Landesbischofs vertritt
diesen auch im Vorsitz. 2Der Präses kann sich von einem sei-
ner Stellvertreter vertreten lassen. 3Für die Mitglieder nach
Absatz 1 Nr. 5 wählt die Landessynode insgesamt fünf stell-
vertretende Mitglieder, die in der bei der Wahl bestimmten
Reihenfolge in den Landeskirchenrat eintreten.
(3) Der Landeskirchenrat kann einen Beschluss nicht gegen
die Mehrheit der Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 4 und 5 fassen. 

5. Das Landeskirchenamt

Artikel 63 
Aufgaben des Landeskirchenamtes

(1) 1Das Landeskirchenamt führt die laufenden Geschäfte der
Landeskirche. 2Es ist zuständig für alle Angelegenheiten der
Verwaltung der Landeskirche, soweit die Zuständigkeit nicht
anderen Stellen übertragen ist. 3Es kann Verwaltungsanord-
nungen erlassen.
(2) Zu den Aufgaben des Landeskirchenamtes gehören insbe-
sondere:
1. die Wahrung und Fortentwicklung der kirchlichen

 Ordnung,
2. die Vorbereitung und Umsetzung von Konzeptionen für

die kirchliche Arbeit,
3. die rechtliche Vertretung der Landeskirche,
4. die Vorbereitung und Umsetzung von Beschlüssen der

Landessynode und des Landeskirchenrates,

5. Entscheidungen in dienstrechtlichen Angelegenheiten der
Pfarrer und Kirchenbeamten nach Maßgabe kirchenge-
setzlicher Regelung,

6. die Beratung und Unterstützung der Kirchengemeinden
und Kirchenkreise bei der Erfüllung der diesen obliegen-
den Aufgaben,

7. die Aufsicht über die Kirchengemeinden und Kirchen-
kreise sowie über die Dienste, Einrichtungen und Werke
der Landeskirche nach Maßgabe der kirchlichen Ord-
nung,

8. die Dienstaufsicht über die Pfarrer und weiteren Mitarbei-
ter auf der Ebene der Landeskirche und im Zusammen-
wirken mit den Regionalbischöfen über die Superinten-
denten,

9. die Personalplanung und der Personaleinsatz,
10. Angelegenheiten der Aus-, Fort- und Weiterbildung und

der Personalentwicklung,
11. Stellenbesetzungen nach Maßgabe kirchengesetzlicher

Regelung, soweit nicht die Landessynode oder der Lan-
deskirchenrat zuständig ist.

(3) Durch Kirchengesetz kann geregelt werden, dass Aufga-
ben des Landeskirchenamtes in die Zuständigkeit nachgeord-
neter Einrichtungen oder der Kirchenkreise übertragen wer-
den.
(4) Bei Zweifeln über die Zuständigkeit in Angelegenheiten
der Landeskirche wird bis zur Entscheidung des Landeskir-
chenrates über die Zuständigkeit zunächst das Landeskirchen-
amt tätig. 
(5) 1Das Landeskirchenamt erstattet der Landessynode jähr-
lich einen Bericht. 2Es berichtet dem Landeskirchenrat lau-
fend über seine Tätigkeit. 
(6) Das Landeskirchenamt hat seinen Sitz in Erfurt.

Artikel 64 
Das Kollegium des Landeskirchenamtes

(1) Das Landeskirchenamt wird vom Kollegium unter dem
Vorsitz des Präsidenten geleitet.
(2) 1Dem Kollegium gehören an
1. der Präsident und die Dezernenten des Landeskirchenam-

tes,
2. der Landesbischof.
2Der Präsident und mindestens ein Dezernent müssen die
 Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungs-
dienst haben. 3Die Dienstbezeichnungen sind „Präsidentin“
beziehungsweise „Präsident“ und „Oberkirchenrätin“ bezie-
hungsweise „Oberkirchenrat“. 
(3) 1Der Präsident und die Dezernenten werden von der Lan-
dessynode für die Dauer von zehn Jahren gewählt. 2Wieder-
wahl oder eine einmalige Verlängerung des Dienstes um bis
zu fünf Jahre ist möglich. 3Der Dienst endet mit Erreichen der
für Pfarrer beziehungsweise Kirchenbeamte geltenden gesetz-
lichen Altersgrenze.
(4) 1Das Kollegium des Landeskirchenamtes gibt sich eine
Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Landeskirchenra-
tes bedarf. 2Die Geschäftsordnung kann die Bildung von Aus-
schüssen vorsehen.

6. Der Landesbischof, die Regionalbischöfe 
und der reformierte Senior

Artikel 65 
Auftrag und Aufgaben des Landesbischofs 

und der Regionalbischöfe

(1) 1Der Landesbischof und die Regionalbischöfe sind Pfar-
rer, denen der Dienst der geistlichen Leitung für die Landes-
kirche beziehungsweise für eine Region (Propstsprengel) auf-
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getragen ist. 2Sie achten darauf, dass das Evangelium unver-
fälscht verkündigt wird und die Sakramente einsetzungsge-
mäß gefeiert werden. 3Sie tragen Verantwortung für Grund-
satzfragen von Theologie und Verkündigung. 4Sie nehmen
nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung weitere Aufgaben der
Leitung wahr. 
(2) Die Dienstbezeichnungen sind „Landesbischöfin“ bezie-
hungsweise „Landesbischof“ und „Pröpstin“ beziehungsweise
„Propst“.
(3) Der Landesbischof und die Regionalbischöfe haben das
Recht, in allen Kirchengemeinden und Kirchenkreisen ihres
Dienstbereichs zu predigen und Gottesdienste zu leiten sowie
mit Antrags- und Rederecht an den Sitzungen der Leitungsor-
gane teilzunehmen und Visitationen durchzuführen. 
(4) 1Sie sorgen dafür, dass in den Kirchengemeinden und
Kirchenkreisen, in den Diensten, Einrichtungen und Werken
sowie bei deren Mitarbeitern der Dienst der geschwisterlichen
Beratung und seelsorgerlichen Begleitung geschieht, und neh-
men selbst diesen Dienst wahr. 2Sie fördern die Gemeinschaft
und Zusammenarbeit unter ihnen.
(5) Sie fördern den Nachwuchs für den Verkündigungsdienst.
(6) Sie vertreten in ihrem Dienstbereich die Landeskirche in
der Ökumene und im öffentlichen Leben.
(7) Der Landesbischof und die Regionalbischöfe sind Pfarrer
in einer Kirchengemeinde ihres Dienstbereichs mit Predigt-
auftrag; von den übrigen Pflichten des Pfarrdienstes in der
Kirchengemeinde sind sie entlastet.

Artikel 66 
Wahl, Einführung und Beendigung des Dienstes 

des Landesbischofs und der Regionalbischöfe

(1) 1Der Landesbischof und die Regionalbischöfe werden auf
Vorschlag eines Wahlausschusses von der Landessynode für
die Dauer von zehn Jahren gewählt. 2Wiederwahl oder die
einmalige Verlängerung des Dienstes um bis zu fünf Jahre ist
möglich. 
(2) Vor der Wahl des Landesbischofs und des ständigen Stell-
vertreters des Landesbischofs ist jeweils das Benehmen mit
der Evangelischen Kirche in Deutschland, mit der Vereinigten
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und mit der
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland herzustellen.
(3) Der Landesbischof und die Regionalbischöfe werden in
einem Gottesdienst eingeführt, der Landesbischof durch den
Leitenden Bischof der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands und den Vorsitzenden des Präsidiums der
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland, die Regionalbischöfe durch den Landesbischof.
(4) Der Dienst endet mit Erreichen der für Pfarrer geltenden
gesetzlichen Altersgrenze. 
(5) Der Landesbischof und die Regionalbischöfe können
ohne Angabe von Gründen durch Erklärung gegenüber dem
Landeskirchenrat von ihrem Dienst zurücktreten. 
(6) Der Landesbischof und die Regionalbischöfe können
durch die Landessynode aus ihrem Dienst abberufen werden,
wenn ihre Amtsführung dem Bekenntnis oder der Ordnung
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland widerspricht. 
(7) Das Nähere über die Wahl und die Beendigung des
Dienstes wird durch Kirchengesetz geregelt.

Artikel 67 
Der Bischofskonvent

(1) 1Der Landesbischof, die Regionalbischöfe und der refor-
mierte Senior beraten im Bischofskonvent über Fragen des ge-
meinsamen Dienstes und über Grundsatzfragen von Theolo-

gie, Verkündigung und geistlichem Leben. 2Den Vorsitz im
Bischofskonvent führt der Landesbischof.
(2) Der Bischofskonvent wirkt mit
1. bei Grundsatzfragen der Aus-, Fort- und Weiterbildung

sowie der Personalentwicklung von Pfarrern und ordinier-
ten Gemeindepädagogen,

2. bei dienstrechtlichen Angelegenheiten der Pfarrer und
 ordinierten Gemeindepädagogen,

3. bei der Besetzung von Pfarr- und Superintendentenstellen
sowie Pfarrstellen mit allgemeinkirchlichen Aufgaben, 

4. bei der Beauftragung von Prädikanten.

Artikel 68 
Verantwortung und Rechtsstellung des Landesbischofs

(1) Der Landesbischof ist in besonderer Weise für die Einheit
der Landeskirche und die Pflege der Beziehungen zu den an-
deren christlichen Kirchen verantwortlich. 
(2) Er kann sich mit Bischofsworten an die Gemeinden, die
Pfarrer und die weiteren Mitarbeiter wenden und anordnen,
dass sie im Gottesdienst verlesen werden.
(3) 1Er führt den Vorsitz im Landeskirchenrat, im Bischofs-
konvent und im Superintendentenkonvent. 2Er ist Mitglied der
Landessynode und des Kollegiums des Landeskirchenamtes.
(4) Er vertritt die Landeskirche in den kirchlichen Zusam-
menschlüssen.
(5) Der Landesbischof hat seinen Sitz in Magdeburg.

Artikel 69 
Aufgaben des Landesbischofs

Der Landesbischof hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er vollzieht die Ordinationen, soweit er nicht einen Re-

gionalbischof damit beauftragt.
2. Er versieht den Dienst der Visitation.
3. Er führt die Regionalbischöfe, den reformierten Senior,

den Präsidenten und die Dezernenten des Landeskirchen-
amtes in ihren Dienst ein.

4. Er leitet die theologischen Prüfungen.
5. Er ernennt die Pfarrer und Kirchenbeamten der Landes-

kirche.
6. Er fertigt die Kirchengesetze und Verordnungen aus und

verkündet sie im Kirchlichen Amtsblatt.
7. Er nimmt die Dienstaufsicht über die Regionalbischöfe,

den reformierten Senior und den Präsidenten des Landes-
kirchenamtes wahr.

8. Er hat nach Maßgabe der disziplinarrechtlichen Bestim-
mungen das Recht, rechtskräftig gewordene Disziplinar-
maßnahmen im Gnadenweg zu mildern oder aufzuheben.

Artikel 70 
Einspruchsrecht des Landesbischofs

(1) 1Der Landesbischof kann gegen Beschlüsse des Landes-
kirchenrates und des Kollegiums des Landeskirchenamtes
Einspruch erheben. 2Der Einspruch muss unverzüglich nach
Feststellung des Protokolls schriftlich beim Landeskirchenamt
erhoben werden. 3Er hat aufschiebende Wirkung und zur
Folge, dass der Gegenstand in der nächsten Sitzung des Lan-
deskirchenrates beziehungsweise des Kollegiums des Landes-
kirchenamtes erneut beraten wird.
(2) Bei einem Einspruch gegen einen Beschluss des Landes-
kirchenrates ist zur Aufrechterhaltung der Entscheidung des
Landeskirchenrates die Mehrheit der Mitglieder des Landes-
kirchenrates erforderlich.
(3) 1Bei einem Einspruch gegen einen Beschluss des Kollegi-
ums des Landeskirchenamtes entscheidet der Landeskirchen-
rat, wenn vorher das Kollegium an seinem Beschluss festge-
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halten und der Landesbischof den Einspruch aufrechterhalten
hat. 2Für das Festhalten am Beschluss ist die Mehrheit der
Mitglieder des Kollegiums des Landeskirchenamtes erforder-
lich.
(4) 1Der Landesbischof kann gegen einen Beschluss der Lan-
dessynode Einspruch mit der Begründung erheben, dass der
Beschluss Schrift und Bekenntnis widerspricht. 2Der Ein-
spruch muss dem Präsidium der Landessynode bis zum Ende
der Sitzung des Landeskirchenrates, welche nach der entspre-
chenden Tagung der Landessynode stattfindet, mitgeteilt sein.
3Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung; bei der nächsten
Tagung der Landessynode ist über den Gegenstand erneut zu
entscheiden. 4In der Zwischenzeit beruft der Landesbischof
den Bischofskonvent (Artikel 67) und den Superintendenten-
konvent (Artikel 76) ein. 5Bestätigen diese jeweils mehrheit-
lich die bekenntnismäßigen Bedenken, so kann die Landes sy-
node in dieser Frage nicht gegen diese Voten entscheiden.

Artikel 71 
Vertretung des Landesbischofs

(1) 1Die Landessynode bestimmt auf Vorschlag des Landesbi-
schofs einen der Regionalbischöfe mit Sitz im Freistaat Thü-
ringen zum ständigen Stellvertreter des Landesbischofs. 2Er
muss auf die lutherischen Bekenntnisschriften ordiniert oder
verpflichtet sein. 3Artikel 70 Abs. 4 gilt für ihn entsprechend.
(2) Die Vertretung des Landesbischofs bei gleichzeitiger Ver-
hinderung des ständigen Stellvertreters wird durch die Regio-
nalbischöfe in der Reihenfolge des Dienstalters wahrgenom-
men. 
(3) 1Der Landesbischof kann im Einvernehmen mit dem Lan-
deskirchenrat bestimmte Aufgaben seines Dienstes widerruf-
lich einzelnen Regionalbischöfen übertragen. 2Er kann insbe-
sondere seinen ständigen Stellvertreter mit der Vertretung der
Landeskirche bei der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands und einen Regionalbischof mit der Ver-
tretung der Landeskirche bei der Union Evangelischer Kir-
chen in der Evangelischen Kirche in Deutschland beauftragen.

Artikel 72 
Rechtsstellung und Aufgaben der Regionalbischöfe

(1) 1Die Regionalbischöfe nehmen in ihrem Propstsprengel
die in Artikel 65 genannten Aufgaben in Gemeinschaft mit
dem Landesbischof wahr. 2Sie vertreten den Landesbischof im
kirchlichen und öffentlichen Leben in ihrem jeweiligen Be-
reich. 
(2) Sie haben insbesondere folgende Aufgaben:
1. Sie vollziehen Ordinationen im Auftrag des Landes bi-

schofs.
2. Sie visitieren Kirchenkreise und Kirchengemeinden nach

Maßgabe der Visitationsordnung.
3. Sie wirken bei Personalentscheidungen nach Maßgabe

kirchengesetzlicher Regelung mit.
4. Sie übernehmen im Auftrag des Landeskirchenrates ge-

samtkirchliche Aufgaben.
5. Sie führen die Superintendenten in ihren Dienst ein, ver-

sammeln diese regelmäßig in Konventen, tauschen mit ih-
nen Erfahrungen aus und beraten mit ihnen über gemein-
same Aufgaben.

6. Sie begleiten die Superintendenten in ihrem Leitungs-
dienst, werden von diesen über wichtige Angelegenheiten
unterrichtet und nehmen nach Maßgabe der kirchlichen
Ordnung im Zusammenwirken mit dem Landeskirchen-
amt Funktionen der Dienstaufsicht über die Superinten-
denten ihres Propstsprengels wahr. 

7. Sie halten Kontakt zu den Leitern und den Verwaltungs  rä-
ten der Kreiskirchenämter ihres Propstsprengels.

8. Sie fördern durch wechselseitige Information den Kontakt
zwischen den Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, Diens-
ten, Einrichtungen und Werken ihres Propstsprengels und
den Organen der Leitung und Verwaltung der Landeskir-
che.

(3) Die Regionalbischöfe sind Mitglieder des Bischofskon-
ventes, des Landeskirchenrates und beratende Mitglieder der
Landessynode.

Artikel 73 
Stellvertretung der Regionalbischöfe

Der Landeskirchenrat bestimmt auf Vorschlag des Regionalbi-
schofs einen Superintendenten seines Propstsprengels zum
Stellvertreter des Regionalbischofs.

Artikel 74
Propstsprengel und Dienstsitze

1Die Zahl und Abgrenzung der Propstsprengel und die Dienst-
sitze der Regionalbischöfe werden durch Kirchengesetz be-
stimmt. 2Die Propstsprengel besitzen keine eigene Rechtsper-
sönlichkeit. 

Artikel 75 
Rechtsstellung und Aufgaben des reformierten Seniors

(1) Die Aufgaben gemäß Artikel 65 Abs. 4 werden für Kir-
chengemeinden und Mitarbeiter des reformierten Kirchenkrei-
ses vornehmlich vom reformierten Senior wahrgenommen.
(2) Artikel 72 Abs. 1 gilt für den reformierten Senior entspre-
chend.
(3) Artikel 70 Abs. 4 gilt für den reformierten Senior entspre-
chend mit der Maßgabe, dass anstelle der Einberufung des
Superintendentenkonventes die Kreissynode des reformierten
Kirchenkreises einzuberufen und ein Gutachten des Refor-
mierten Bundes einzuholen ist.
(4) Für die Wahl und Berufung des reformierten Seniors gel-
ten die für die Superintendenten geltenden Bestimmungen
entsprechend.

Artikel 76 
Der Superintendentenkonvent

Der Landesbischof ruft die Superintendenten mindestens ein-
mal jährlich zur Aussprache über Fragen des kirchlichen Le-
bens von grundsätzlicher Bedeutung zu einem Konvent zu-
sammen, an dem die Regionalbischöfe, der reformierte Senior
sowie der Präsident und die Dezernenten des Landeskirchen-
amtes teilnehmen.

Abschnitt VII: Besondere Dienste, 
Einrichtungen und Werke

1. Kirchliche Dienste, Einrichtungen und Werke

Artikel 77 
Aufgaben und Handlungsfelder

(1) 1Zur Erfüllung des kirchlichen Auftrags unterhalten die
kirchlichen Körperschaften rechtlich unselbständige Dienste,
Einrichtungen und Werke. 2Darüber hinaus können rechtlich
selbständige Arbeitsbereiche als kirchliche Einrichtungen und
Werke anerkannt werden. 3Sie sind ungeachtet ihrer Rechts-
form Wesens- und Lebensäußerungen der Kirche und an deren
Auftrag und Ordnung gebunden. 
(2) 1Solche Dienste, Einrichtungen und Werke bestehen ins-
besondere für Gottesdienst und Verkündigung, den Dienst der
Seelsorge, für die Förderung von Gemeindeaufbau und -ent-
wicklung, für die diakonischen, missionarischen und ökume-
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nischen Aufgaben, für den Dienst an verschiedenen Gruppen
der Gesellschaft und im Bereich von Kirchenmusik, Erzie-
hung, Bildung und Publizistik. 2Sie unterstützen und ergänzen
den Dienst der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und der
Landeskirche. 
(3) 1Diakonische Einrichtungen und Werke haben teil am
Auftrag der Kirche. 2Sie arbeiten im Diakonischen Werk
Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland zusammen. 3Sein
Leiter wird von der Landessynode gewählt und nach den da-
für geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen berufen.
4Die Dienstbezeichnung ist „Oberkirchenrätin“ beziehungs-
weise „Oberkirchenrat“. 

Artikel 78 
Zusammenwirken der Dienste, Einrichtungen und Werke

(1) Die kirchlichen Dienste, Einrichtungen und Werke stehen
unter dem Schutz und der Fürsorge der Landeskirche und sind
deren Leitungsorganen verantwortlich.
(2) Sie stimmen ihre Arbeit untereinander und mit den kirch-
lichen Körperschaften ab und nehmen sie in gemeinsamer
Verantwortung wahr.
(3) 1Die Dienste, Einrichtungen und Werke der Landeskirche
bilden eine gemeinsame Konferenz, die der gegenseitigen Ab-
stimmung und dem Erfahrungsaustausch dient. 2Die Konfe-
renz tritt in der Regel einmal im Jahr zusammen. 3Aufgrund
von Vorschlägen der in ihr vertretenen Dienste, Einrichtungen
und Werke unterbreitet sie dem Landeskirchenrat Vorschläge
für die Hinzuberufung von Mitgliedern aus ihrer Mitte in die
Landessynode.
(4) Das Nähere, insbesondere die kirchliche Anerkennung
rechtlich selbständiger Arbeitsbereiche, wird durch Kirchen-
gesetz geregelt.

2. Theologische Fakultäten

Artikel 79 
Zusammenarbeit mit den Theologischen Fakultäten

(1) Die Evangelisch-Theologischen Fakultäten der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg und der Friedrich-
 Schiller-Universität Jena wirken als Stätten theologischer
 Forschung, Lehre und Ausbildung mit den Leitungsorganen
der Landeskirche zusammen, indem 
1. sich ihre Mitglieder nach Maßgabe der kirchlichen Prü-

fungsordnungen an der Durchführung der theologischen
Prüfungen beteiligen,

2. sie die kirchlichen Leitungsorgane durch theologische
Gutachten beraten,

3. sie je eines ihrer der Theologischen Prüfungskommission
angehörenden Mitglieder in die Landessynode entsenden, 

4. ihre Mitglieder nach Maßgabe des kirchlichen Rechts bei
Lehrbeanstandungsverfahren mitwirken.

(2) Zum Austausch über grundsätzliche Fragen der Theolo-
gie, der kirchlichen Lehre, der theologischen Ausbildung und
des kirchlichen Lebens kommen Vertreter des Landeskirchen-
rates und der Theologischen Fakultäten mindestens einmal im
Jahr zusammen.

Abschnitt VIII: Rechtsetzung und 
kirchliche Gerichtsbarkeit

1. Rechtsetzung

Artikel 80 
Regelung durch Kirchengesetz

(1) 1Der Regelung durch Kirchengesetz bedürfen
1. der Erlass und die Änderung der Kirchenverfassung,

2. die in dieser Kirchenverfassung ausdrücklich der kirchen-
gesetzlichen Regelung vorbehaltenen Angelegenheiten, 

3. die Änderung oder Aufhebung bestehender Kirchenge-
setze,

4. vermögensrechtliche Verpflichtungen der Gemeindeglie-
der und der kirchlichen Körperschaften,

5. das Verfahren über die Errichtung, Veränderung, Aufhe-
bung und Besetzung von Gemeindepfarrstellen, Kreis-
pfarrstellen und Stellen mit allgemeinkirchlichen Aufga-
ben,

6. die Ordnung der dienstrechtlichen Verhältnisse der Pfarrer
und Kirchenbeamten einschließlich ihrer Besoldung und
Versorgung,

7. das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der
kirchlichen Mitarbeiter,

8. die Feststellung des Haushaltsplans der Landeskirche so-
wie die Regelung des innerkirchlichen Finanzausgleichs,

9. die Zustimmung zu Vereinbarungen von grundsätzlicher
Bedeutung mit anderen Kirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüssen,

10. die Zustimmung zu Verträgen von grundsätzlicher Bedeu-
tung mit dem Staat.

2Auch sonst sind Kirchengesetze zulässig.
(2) Die Landessynode kann Gesetzgebungszuständigkeiten
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland auf kirchliche
Zusammenschlüsse, denen sie angehört, übertragen.

Artikel 81 
Gesetzgebungsverfahren

(1) 1Die Landessynode beschließt Kirchengesetze aufgrund
von Vorlagen, die aus ihrer Mitte, vom Landeskirchenrat oder
vom Kollegium des Landeskirchenamtes eingebracht werden.
2Vorlagen aus der Mitte der Landessynode bedürfen der Un-
terstützung von mindestens zehn ihrer Mitglieder. 3Vorlagen
des Kollegiums des Landeskirchenamtes und aus der Mitte
der Landesynode sind vor ihrer Einbringung dem Landeskir-
chenrat zur Stellungnahme vorzulegen.
(2) Kirchengesetze erfordern zweimalige Lesung.
(3) 1In der ersten Lesung beschließt die Landessynode, ob
der Entwurf in die Ausschussberatung zu verweisen ist. 2In
die Ausschussberatung sind Abänderungsanträge einzubezie-
hen. 3Kommt eine Überweisung in die Ausschussberatung
nicht zustande, ist die Vorlage abgelehnt.
(4) 1Die zweite Lesung erfolgt frühestens am Tag nach Ab-
schluss der ersten Lesung. 2Gegenstand der zweiten Lesung
ist der Entwurf des Kirchengesetzes in der Fassung des feder-
führenden Ausschusses. 3An die zweite Lesung schließt sich
die Schlussabstimmung an, durch die der Wortlaut des Kir-
chengesetzes endgültig festgestellt wird.
(5) 1Kirchengesetze werden von dem Landesbischof und dem
Präses der Landessynode unterzeichnet. 2Sie werden im
Kirchlichen Amtsblatt verkündet, sofern nicht die Landessy-
node ausnahmsweise eine andere Form der Verkündung be-
schließt. 3Sie treten, wenn nichts anderes bestimmt ist, mit
dem siebten Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das
Amtsblatt ausgegeben ist.
(6) Schreib- oder Druckfehler und ähnliche offenbare Unrich-
tigkeiten in Kirchengesetzen kann das Landeskirchenamt vor
oder nach der Verkündung berichtigen.

Artikel 82 
Verordnungen

(1) Der Landeskirchenrat kann Verordnungen erlassen, wenn
eine Angelegenheit nach der Kirchenverfassung nicht der kir-
chengesetzlichen Regelung bedarf und nicht schon durch ein
Kirchengesetz geregelt ist.
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(2) 1Angelegenheiten, für die eine kirchengesetzliche Rege-
lung vorgeschrieben ist, kann der Landeskirchenrat mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mit-
glieder durch gesetzesvertretende Verordnung regeln, wenn
eine solche Regelung eilbedürftig und die Einberufung der
Landessynode nicht rechtzeitig möglich ist oder nicht vertret-
bar erscheint. 2Eine Änderung der Kirchenverfassung ist auf
diesem Wege nicht möglich.
(3) 1Gesetzesvertretende Verordnungen sind der Landessy-
node auf ihrer nächsten Tagung zur Bestätigung vorzulegen.
2Versagt die Landessynode die Bestätigung, so ist die geset-
zesvertretende Verordnung damit aufgehoben; Maßnahmen,
die aufgrund der Verordnung vollzogen sind, bleiben gültig.
3Der Beschluss der Landessynode ist im Kirchlichen Amts-
blatt zu veröffentlichen.

Artikel 83 
Zustimmung zu Kirchengesetzen 

kirchlicher Zusammenschlüsse und zu Verträgen

(1) 1Entwürfe zu Kirchengesetzen der kirchlichen Zusam-
menschlüsse, welche die Rechtsetzung der Landeskirche be-
rühren, hat das Kollegium des Landeskirchenamtes dem Lan-
deskirchenrat vorzulegen. 2Erklärungen zu solchen Entwürfen
soll das Kollegium des Landeskirchenamtes erst abgeben,
wenn der Landeskirchenrat zugestimmt hat. 3Entsprechendes
gilt für Verträge und Vereinbarungen von grundsätzlicher Be-
deutung mit dem Staat, mit anderen Kirchen und mit kirchli-
chen Zusammenschlüssen.
(2) Erklärungen, mit denen Rechte der Landeskirche auf ei-
nen kirchlichen Zusammenschluss übertragen werden, bedür-
fen der Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mit-
glieder der Landessynode.

2. Kirchliche Gerichtsbarkeit

Artikel 84 
Kirchliche Gerichtsbarkeit

(1) Die kirchliche Gerichtsbarkeit dient der Rechtsprechung
im Bereich der Landeskirche.
(2) Kirchliche Gerichtsbarkeit wird ausgeübt
1. bei Verfassungsstreitigkeiten,
2. bei Lehrbeanstandungen,
3. bei Verwaltungsstreitigkeiten,
4. bei Amtspflichtverletzungen,
5. bei mitarbeiterrechtlichen Streitigkeiten,
6. in sonstigen durch Kirchengesetz zugewiesenen Angele-

genheiten.
(3) 1Die Mitglieder der kirchlichen Spruchkörper sind an
Schrift und Bekenntnis und an Recht und Gesetz gebunden.
2Sie führen ihr Amt in richterlicher Unabhängigkeit.
(4) Das Nähere über die Zuständigkeit und Zusammenset-
zung der zur Ausübung der kirchlichen Gerichtsbarkeit beru-
fenen Spruchkörper sowie das Verfahren werden kirchenge-
setzlich geregelt.

Abschnitt IX: Finanzwesen und 
Vermögensverwaltung

Artikel 85 
Grundsätze

(1) 1Das Vermögen der kirchlichen Körperschaften und ihrer
Einrichtungen und Werke dient ausschließlich der Erfüllung
kirchlicher Aufgaben. 2Im Sinne verantwortlicher Haushalter-
schaft ist auf einen solidarischen, sparsamen, wirtschaftlichen
und transparenten Einsatz aller Mittel zu achten.

(2) Soweit Vermögen an besondere Zwecke gebunden ist, ist
eine entsprechende Verwendung zu sichern. 

Artikel 86 
Finanzaufkommen und Finanzausgleich

(1) Der kirchliche Finanzbedarf wird durch Kirchensteuern,
Beiträge, Kollekten, Spenden, Erträge aus Grundvermögen,
Staatsleistungen und sonstige Einnahmen gedeckt. 
(2) Zwischen den Kirchengemeinden, den Kirchenkreisen
und der Landeskirche wird ein innerkirchlicher Finanzaus-
gleich durchgeführt. 
(3) Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt.

Artikel 87 
Haushalts- und Wirtschaftsführung

(1) Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung sind
die für jedes Rechnungsjahr aufzustellenden Haushaltspläne. 
(2) 1Der Haushaltsplan der Landeskirche wird vom Landes-
kirchenrat der Landessynode vorgelegt und durch Haushalts-
gesetz festgestellt. 2Zur Deckung des Finanzbedarfs darf nur
im Ausnahmefall die Aufnahme von Krediten vorgesehen
werden. 
(3) 1Ist bis zum Schluss eines Rechnungsjahres der Haus-
haltsplan der Landeskirche für das folgende Jahr noch nicht
festgestellt, so ist bis zu seinem Inkrafttreten das Landeskir-
chenamt ermächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die nötig sind,
um die bestehenden Einrichtungen in geordnetem Gang zu
halten und den gesetzlichen Aufgaben und rechtlichen Ver-
pflichtungen zu genügen. 2Darüber hinaus können Ausgaben
geleistet werden, um Bauten, Beschaffungen und sonstige
Leistungen fortzusetzen, für die durch den Haushaltsplan des
Vorjahres bereits Beträge festgesetzt worden sind. 
(4) 1Überplanmäßige Ausgaben der Landeskirche bedürfen
der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses der
Landessynode. 2Außerplanmäßige Ausgaben der Landeskirche
bedürfen einer gesetzesvertretenden Verordnung gemäß Arti-
kel 82 Abs. 2 und 3. 

Artikel 88 
Rechnungslegung und Rechnungsprüfung

(1) 1Für jedes Rechnungsjahr ist über alle Einnahmen und
Ausgaben sowie über das Vermögen eine Jahresrechnung auf-
zustellen. 2Die Jahresrechnung der Landeskirche wird vom
Landeskirchenamt aufgestellt und der Landessynode zur Fest-
stellung und Entlastung vorgelegt. 
(2) Die Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Wirtschaftsfüh-
rung sowie die Vermögensverwaltung der kirchlichen Körper-
schaften und ihrer Einrichtungen und Werke unterliegen einer
unabhängigen und nur dem Gesetz unterworfenen kirchlichen
Rechnungsprüfung.
(3) Das Nähere über die Haushalts-, Kassen-, Rechnungs-
und Wirtschaftsführung, die Vermögensverwaltung und die
Rechnungsprüfung wird durch Kirchengesetz geregelt. 

Abschnitt X: Übergangs- und Schlussbestimmungen

Artikel 89 
Weitergeltung bisherigen Rechts

(1) Bis zu einer anderweitigen Regelung bleibt das zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Verfassung geltende kirchliche
Recht der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutsch-
land, der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen in sei-
nem jeweiligen bisherigen Geltungsbereich in Kraft, soweit es
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dieser Verfassung nicht widerspricht und in dieser Verfassung
nichts Abweichendes geregelt ist.
(2) Soweit fortgeltendes Recht auf Bestimmungen verweist,
die durch diese Verfassung außer Kraft gesetzt werden, oder
Bezeichnungen verwendet, die durch diese Verfassung aufge-
hoben oder geändert werden, treten an deren Stelle die ent-
sprechenden Bestimmungen und Bezeichnungen dieser Ver-
fassung. 
(3) Das Landeskirchenamt kann fortgeltende Rechtsvorschrif-
ten in der sich durch diese Verfassung ergebenden Fassung
neu bekannt machen. 
(4) 1Bei Meinungsverschiedenheiten über die Fortgeltung bis-
her geltenden Rechts entscheidet der Landeskirchenrat. 2Han-
delt es sich um eine Rechtsvorschrift, deren Erlass in die Zu-
ständigkeit der Landessynode fällt, so ist die Entscheidung im
Benehmen mit dem für Rechts- und Verfassungsfragen zustän-
digen Ausschuss zu treffen; die Rechtsvorschrift ist der Lan-
dessynode auf ihrer nächsten Tagung zur Bestätigung oder
Aufhebung vorzulegen.

Artikel 90 
Zuständigkeiten, Berufungen

(1) In die Aufgaben und Zuständigkeiten, die fortgeltendes
Recht einer nach dem Inkrafttreten dieser Verfassung nicht
mehr fortbestehenden Stelle zuweist, tritt die nach dieser Ver-
fassung zuständige Stelle ein.
(2) 1Die nach den bis zum Inkrafttreten dieser Verfassung
geltenden Bestimmungen berufenen Amtsinhaber bleiben für
die Zeit ihrer Berufung im Amt, soweit sich aus dieser Verfas-
sung oder dem Vereinigungsvertrag nichts anderes ergibt.
2Ihre Rechte und Pflichten richten sich nach den Bestimmun-
gen dieser Verfassung. 

Artikel 91 
Leitungsorgane der Landeskirche

(1) Bis zur Konstituierung der Landessynode und des Lan-
deskirchenrates nehmen die entsprechenden bisherigen Or-
gane der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutsch-
land, der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen ihre
Aufgaben im bisherigen Umfang weiter wahr. 
(2) Bei der Bildung der ersten Landessynode gilt Artikel 57
Abs. 1 mit folgender Maßgabe:
1. Für die Wahl der Mitglieder nach Artikel 57 Abs. 1 Nr. 7

und 8 wird bereits die künftige Einteilung der Propst-
sprengel nach dem Kirchengesetz über Anzahl und Sitz
der Regionalbischöfe (Pröpste) sowie über die Bezeich-
nung und Abgrenzung der Propstsprengel in der Evangeli-
schen Kirche in Mitteldeutschland (Propstsprengelgesetz)
vom 4. Juli 2008 zugrunde gelegt. 

2. Bei der Berufung von Mitgliedern nach Artikel 57 Abs. 1
Nr. 11 soll der Landeskirchenrat darauf achten, dass unter
den gewählten und berufenen Mitgliedern die bisherigen
Teilkirchen in etwa gleicher Zahl vertreten sind.

3. Mitglieder nach Artikel 57 Abs. 1 Nr. 5 sind die Präses
und der Präsident der bisherigen Teilkirchensynoden.

(3) 1Absatz 2 Nr. 1 gilt entsprechend für die Zahl der stimm-
berechtigten Regionalbischöfe im Landeskirchenrat nach Arti-
kel 62 Abs. 1 Nr. 2. 2Der Bischofskonvent bestimmt die Re-
gionalbischöfe, die stimmberechtigte Mitglieder des Landes-
kirchenrates sind. 3Die weiteren Regionalbischöfe nehmen an
den Sitzungen des Landeskirchenrates mit Rede- und Antrags-
recht teil. 
(4) 1Der Bischof der Evangelischen Kirche der Kirchenpro-
vinz Sachsen und der Landesbischof der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Thüringen sind bis zu ihrem Ausscheiden aus

dem Dienst Mitglieder der Landessynode. 2Bis zum Dienstan-
tritt des Landesbischofs der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland nehmen sie beziehungsweise ihre Stellvertreter
dessen Aufgaben gemeinsam wahr. 3Den Vorsitz im Landes-
kirchenrat führt in entsprechender Anwendung von Artikel 11
Abs. 2 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer
Kirchen in Mitteldeutschland der Bischof der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, der auch bis zur Wahl
des Präsidiums den Vorsitz auf der ersten Tagung der ersten
Landessynode führt. 
(5) 1Die Zusammensetzung der Landessynode (Artikel 57)
und des Landeskirchenrates (Artikel 62) ist spätestens ein Jahr
vor Ablauf der ersten Wahlperiode durch die Landessynode zu
überprüfen. 2Der Landeskirchenrat ist anzuhören.

Artikel 92 
Leitungsorgane der Kirchengemeinden und Kirchenkreise

(1) Die in der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen und in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thü-
ringen gebildeten Gemeindekirchenräte gelten als Gemeinde-
kirchenräte im Sinne dieser Verfassung. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Kreissynoden und
Kreiskirchenräte. 
(3) Soweit in den Kirchenkreisen auf dem Gebiet der ehema-
ligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen noch
keine Kreiskirchenräte gebildet sind, nehmen die bisherigen
Vorstände der Kreissynoden die Aufgaben der Kreiskirchen-
räte wahr. 

Artikel 93 
Altvermögen

1Soweit das Vermögen der bisherigen Teilkirchen besonderen
Zwecken zugeordnet ist, darf es nur dem jeweiligen ursprüng-
lichen Zweck entsprechend verwendet werden. 2Die Zweck-
bindung ist in einer geeigneten Form von Sondervermögen zu
sichern.

Artikel 94 
Sitz des Landeskirchenamtes

Bis zum Umzug des Landeskirchenamtes nach Erfurt bleibt es
bei der bisherigen Standortregelung. 

Artikel 95 
Inkrafttreten

Diese Kirchenverfassung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

Lutherstadt Wittenberg, den 5. Juli 2008
(0190/1600-05)

Axel Noack Dr. Christoph Kähler
Bischof Landesbischof



Amtsblatt Nr. 8 – 15. August 2008 Seite 201

Kirchengesetz über die Wahlen 
zu den Kreissynoden und zur Landessynode

der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland

(Synodenwahlgesetz – SynWG)

Vom 4. Juli 2008

Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 10 Abs. 3 Nr. 2
und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föde-
ration Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit Zu-
stimmung der Synode der Evangelischen Kirche der Kirchen-
provinz Sachsen und der Landessynode der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Thüringen das folgende Kirchengesetz
beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Abschnitt I: Die Kreissynoden

§ 1
Amtszeit  und Festlegung des Wahlzeitraumes

(1) Die Kreissynoden werden alle sechs Jahre neu gebildet.
Die Neubildung erfolgt zum 1. September des Jahres, das vor
der Neubildung der Landessynode liegt. 
(2) Der Landeskirchenrat legt spätestens 15 Monate vor Neu-
bildung der Kreissynoden den Wahlzeitraum fest.

§ 2
Zusammensetzung

(1) Der Kreissynode gehören an:
1. der Superintendent,
2. von den Gemeindekirchenräten gewählte wählbare Ge-

meindeglieder, die nicht hauptberuflich in einem kirchli-
chen Anstellungsverhältnis stehen dürfen,

3. Synodale, die hauptberuflich in einem kirchlichen Anstel-
lungsverhältnis stehen und nach Maßgabe des § 5 aus den
einzelnen Dienstbereichen des Kirchenkreises entsandt
werden,

4. berufene Synodale nach Maßgabe des § 6.
(2) Die Zahl der hauptberuflich in einem kirchlichen Anstel-
lungsverhältnis stehenden Synodalen darf die Hälfte der Mit-
glieder der Kreissynode nicht erreichen. 
(3) Die Gesamtzahl der Mitglieder der Kreissynode wird vom
Kreiskirchenrat festgelegt. Sie soll unter Beachtung der Größe
des Kirchenkreises zwischen 30 und 60 Mitgliedern liegen.
(4) An den Tagungen der Kreissynode nehmen zwei Jugend-
synodale mit Rede- und Antragsrecht teil. Sie haben Stimm-
recht, sobald sie das 18. Lebensjahr vollendet haben.

§ 3
Bildung der Wahlbezirke

(1) Der Kreiskirchenrat teilt den Kirchenkreis in Wahlbezirke
ein. Die Wahlbezirke bestehen aus einer oder mehreren
 Kirchengemeinden. Ein Pfarrstellenbereich soll nicht auf ver-
schiedene Wahlbezirke aufgeteilt werden. 
(2) Der Kreiskirchenrat bestimmt unter Beachtung von § 2
Abs. 2 und 3 die Zahl der nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 zu wählenden
Synodalen und teilt sie auf die Wahlbezirke auf. Dabei soll
der Gemeindegliederzahl und der Vertretung der Regionen
 angemessen Rechnung getragen werden. 

§ 3a
Reformierter Kirchenkreis

Das Moderamen des Reformierten Kirchenkreises kann zu § 2
Abs. 3 und § 3 abweichende Regelungen treffen. 

§ 4
Wahlverfahren

(1) Die Wahl der Synodalen des Wahlbezirks erfolgt in ge-
meinsamer Sitzung der beteiligten Gemeindekirchenräte. Den
Vorsitz führt der an Jahren älteste Vorsitzende unter den an-
wesenden Vorsitzenden der Gemeindekirchenräte. Beschluss-
fähigkeit ist gegeben, wenn von jedem Gemeindekirchenrat
mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
(2) Gewählt werden kann nur, wer am Tag der Konstituierung
der Kreissynode mindestens 18 Jahre alt ist und seit mindes-
tens sechs Monaten einer Kirchengemeinde im Bereich des
Kirchenkreises angehört. Wählbar sind auch Gemeindeglieder,
die nicht dem Gemeindekirchenrat angehören. Im Übrigen
gelten für die Wählbarkeit die gleichen Voraussetzungen wie
für die Wählbarkeit in den Gemeindekirchenrat. 
(3) Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel in geheimer Abstim-
mung. Gewählt ist, wer die Stimmen auf sich vereinigt, die
mehr als der Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten ent-
spricht. 
(4) Jeder Stimmberechtigte hat so viele Stimmen, wie Kandi-
daten zu wählen sind. Für einen Kandidaten kann jeweils nur
eine Stimme vergeben werden; Stimmenthaltung ist zulässig.
Kommt nicht für so viele Kandidaten, wie zu wählen sind, die
erforderliche Mehrheit zustande, so findet unter den nichtge-
wählten Kandidaten ein zweiter Wahlgang statt; Satz 1 und 2
gelten entsprechend. Vor jedem weiteren Wahlgang scheidet
derjenige Kandidat aus, der die wenigsten Stimmen auf sich
vereinigt hat; bei Stimmengleichheit wird der Ausscheidende
durch Los bestimmt. 

§ 5
Entsendung von Synodalen aus den Dienstbereichen

Der Kreiskirchenrat bestimmt unter Beachtung von § 2 Abs. 2
und 3 die Zahl der aus den einzelnen Dienstbereichen zu ent-
sendenden Synodalen und legt das Verfahren für ihre Entsen-
dung fest. Dabei soll sichergestellt sein, dass die verschiede-
nen Dienstbereiche, insbesondere der Pfarrdienst, die weiteren
Verkündigungsdienste und die Diakonie, angemessen vertre-
ten sind.

§ 6
Hinzuberufung weiterer Synodaler

Der Kreiskirchenrat kann ungeachtet des § 5 unter Beachtung
von § 2 Abs. 2 und 3 Synodale im Umfang von bis zu einem
Zehntel der Gesamtzahl der Synodalen hinzuberufen. 

§ 7
Stellvertreter

(1) Für die Synodalen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 werden in ge-
trennten Wahlgängen jeweils bis zu zwei persönliche Stellver-
treter gewählt, die zugleich Ersatzmitglieder sind; § 4 gilt ent-
sprechend. Bei zwei Stellvertretern wird die Reihenfolge, in
der sie in die Kreissynode eintreten, bei der Wahl bestimmt. 
(2) Für die Synodalen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 werden Stellver-
treter entsandt, die in der dabei festgelegten Reihenfolge in
die Kreissynode eintreten. Für das Verfahren gilt § 5 Satz 1
entsprechend.
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(3) Ist kein Stellvertreter nach Absatz 1 oder Absatz 2 mehr
vorhanden, werden auf dieselbe Weise neue Stellvertreter be-
stimmt.

§ 8
Jugendvertreter

Die Jugendvertreter nach § 2 Abs. 4 werden auf Vorschlag des
Jugendkonventes des Kirchenkreises oder eines vergleichba-
ren Zusammenschlusses vom Kreiskirchenrat berufen. 

§ 9
Wahlanfechtung

(1) Gegen Wahlergebnisse nach § 4 und § 7 Abs. 1 kann je-
des Mitglied eines der beteiligten Gemeindekirchenräte Be-
schwerde einlegen. Dabei kann nur geltend gemacht werden,
dass bei der Vorbereitung oder Durchführung der Wahl gegen
die kirchliche Ordnung verstoßen wurde und nicht ausge-
schlossen werden kann, dass dadurch das Wahlergebnis we-
sentlich beeinflusst worden ist. 
(2) Die Beschwerde ist binnen einer Woche gegenüber dem
Kreiskirchenrat schriftlich zu erklären. Hilft dieser der Be-
schwerde nicht ab, ist binnen einer Woche nach Zugang der
Entscheidung weitere Beschwerde an das Landeskirchenamt
statthaft. Dieses entscheidet abschließend. Die Beschwerden
haben keine aufschiebende Wirkung.
(3) Der Kreiskirchenrat beziehungsweise im Fall der weiteren
Beschwerde das Landeskirchenamt kann bestimmen, in wel-
cher Weise die Mängel zu beheben sind. Die Wiederholung
der Wahl kann angeordnet werden.

§ 10
Sonstige Beschwerderechte

(1) Gegen Entscheidungen des Kreiskirchenrates nach § 3
kann von jedem Gemeindekirchenrat, gegen Entscheidungen
nach § 5 von den einzelnen Dienstbereichen Beschwerde ein-
gelegt werden.
(2) Die Beschwerde ist binnen einer Woche nach Bekannt-
gabe der Entscheidung gegenüber dem Kreiskirchenrat
schriftlich zu erklären. Hilft dieser der Beschwerde nicht ab,
ist binnen einer Woche nach Zugang der Entscheidung weitere
Beschwerde an das Landeskirchenamt statthaft. Dieses ent-
scheidet abschließend. 

§ 11
Wahlprüfung

Ungeachtet der §§ 9 und 10 prüft der Kreiskirchenrat die Ord-
nungsmäßigkeit der Wahl. Ergibt die Prüfung, dass ein ge-
wähltes Mitglied nicht wählbar war oder dass das Wahlverfah-
ren Mängel aufweist, die geeignet waren, das Wahlergebnis zu
beeinflussen, so ordnet der Kreiskirchenrat insoweit die Wie-
derholung der Wahl unter Setzen einer angemessenen Frist an. 

§ 12
Konstituierung und Wahlen

(1) Die Kreissynode wird zu ihrer ersten Tagung vom Super-
intendenten einberufen, der bis zur Wahl des Präsidiums den
Vorsitz führt. 
(2) Die Kreissynode wählt auf ihrer ersten Tagung 
1. aus ihrer Mitte 

a) unter Leitung des Superintendenten in getrennten
Wahlgängen den Präses und bis zu zwei Stellvertreter;
der Präses und ein Stellvertreter dürfen nicht hauptbe-
ruflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis

 stehen; wählbar sind die ordentlichen Mitglieder der
Kreissynode mit Ausnahme des Superintendenten,

b) vier bis elf Mitglieder für den Kreiskirchenrat, unter
diesen sollen die verschiedenen Dienstbereiche, insbe-
sondere die anderen Verkündigungsdienste neben dem
Pfarrdienst, angemessen vertreten sein, 

c) für die Mitglieder nach Buchstabe b), die hauptberuf-
lich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen,
und die Mitglieder, die nicht in einem solchen Anstel-
lungsverhältnis stehen, jeweils insgesamt bis zu zwei
Stellvertreter, die zugleich Ersatzmitglieder für den
Kreiskirchenrat sind; bei zwei Stellvertretern ist eine
Reihenfolge zwischen ihnen festzustellen,

2. gemäß § 16 ein Mitglied für die Landessynode, das nicht
hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis
stehen darf, sowie dessen Stellvertreter (§ 21);

3. die Mitglieder des Wahlausschusses gemäß § 17 Abs. 1
Nr. 2 Buchstabe b) und c) und die Kandidaten nach § 17
Abs. 2.

Der Präses sowie der Superintendent und sein erster Stellver-
treter sind geborene Mitglieder des Kreiskirchenrates. Bei der
Wahl nach Nummer 1 Buchstabe b) ist zu beachten, dass die
Zahl der hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungsver-
hältnis stehenden Mitglieder die Hälfte aller Mitglieder des
Kreiskirchenrates nicht erreichen darf.
(3) Die Wahlen nach Absatz 2 erfolgen mittels Stimmzettel in
geheimer Abstimmung. Gewählt ist, wer die Mehrheit der
Stimmen der Mitglieder der Kreissynode auf sich vereinigt; 
§ 4 Abs. 4 gilt entsprechend. Die Wahlen nach Absatz 2 Nr. 1
Buchstabe a) und b) und Nr. 3 erfolgen jeweils getrennt nach
den Mitgliedern, die hauptberuflich in einem kirchlichen An-
stellungsverhältnis stehen, und den Mitgliedern, die nicht in
einem solchen Anstellungsverhältnis stehen.

§ 13
Veränderungen während der Amtsperiode

(1) Entsteht durch Zusammenlegung von Kirchenkreisen
während der Amtsperiode der Kreissynoden ein neuer Kir-
chenkreis, wird bis zum Ablauf der Amtsperiode die Kreissy-
node dieses Kirchenkreises aus den beiden Kreissynoden der
zusammengeschlossenen Kirchenkreise gebildet. Bei der
nächsten Neuwahl der Kreissynode gelten die allgemeinen
Bestimmungen. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den Kreiskirchenrat des
neuen Kirchenkreises. 

Abschnitt II: Die Landessynode

§ 14
Amtszeit und Festlegung des Wahlzeitraumes

(1) Die Landessynode wird alle sechs Jahre zum 1. Januar
neu gebildet. 
(2) Der Landeskirchenrat legt spätestens 15 Monate vor Neu-
bildung der Landessynode den Wahlzeitraum fest. 

§ 15
Zusammensetzung und passives Wahlrecht

(1) Der Landessynode gehören als stimmberechtigte Mitglie-
der an:
1. der Landesbischof und sein Stellvertreter,
2. der reformierte Senior,
3. der Präsident des Landeskirchenamtes,
4. der Leiter des Diakonischen Werkes,
5. der Präses der bisherigen Landessynode,
6. je Kirchenkreis ein von der Kreissynode gewähltes
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 Mitglied, das nicht hauptberuflich in einem kirchlichen
Anstellungsverhältnis steht,

7. je Propstsprengel vier von gemeinsamen Wahlausschüs-
sen der Kreissynoden gewählte Mitglieder, die hauptbe-
ruflich in einem kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen
und von denen zwei ordiniert und zwei nicht ordiniert
sind,

8. je Propstsprengel ein Superintendent,
9. je ein Mitglied der Theologischen Fakultäten der Martin-

Luther-Universität Halle-Wittenberg und der Friedrich-
Schiller-Universität Jena, 

10. zwei bis sechs Jugenddelegierte gemäß Absatz 2,
11. bis zu acht vom Landeskirchenrat zu berufende Mitglie-

der.
(2) Von den Mitgliedern nach Absatz 1 Nr. 10 üben zwei das
Stimmrecht aus; bis zu vier weitere nehmen an den Verhand-
lungen der Landessynode mit Rede- und Antragsrecht teil. 
(3) Mitglied der Landessynode kann nur sein, wer am Tag
der Konstituierung der Landessynode mindestens 18 Jahre alt
ist. In die Landessynode nach Absatz 1 Nr. 6 bis 8 und Nr. 10
gewählt werden kann nur, wer seit mindestens sechs Monaten
einer Kirchengemeinde im Bereich der Landeskirche ange-
hört; wählbar sind auch Gemeindeglieder, die nicht der Kreis-
synode angehören. Im Übrigen gelten für die Wählbarkeit die
gleichen Voraussetzungen wie für die Wählbarkeit in den Ge-
meindekirchenrat. 

§ 16
Wahl der nicht hauptberuflichen Mitglieder 

durch die Kreissynode

(1) Jede Kreissynode wählt ein Mitglied in die Landessy-
node, das nicht hauptberuflich in einem kirchlichen Anstel-
lungsverhältnis steht (§ 15 Abs. 1 Nr. 6), sowie in getrennten
Wahlgängen dessen Stellvertreter (§ 21). Wahlberechtigt sind
die ordentlichen Mitglieder der Kreissynode.
(2) Die Wahl erfolgt auf der konstituierenden Sitzung der
Kreissynode. Vor der Wahl stellen sich die Kandidaten der
Kreissynode vor und beantworten Fragen der Synodalen. 
(3) Für das Wahlverfahren gilt § 12 Abs. 3 in Verbindung mit
§ 4 Abs. 4 entsprechend. 

§ 17
Wahl der hauptberuflichen Mitglieder 

durch die Wahlausschüsse

(1) Für jeden Propstsprengel (Wahlkreis) wird ein Wahlaus-
schuss gebildet (§ 15 Abs. 1 Nr. 7). Dem Wahlausschuss ge-
hören an
1. der zuständige Regionalbischof,
2. aus jedem dem Propstsprengel angehörenden Kirchen-

kreis vier von der jeweiligen Kreissynode aus ihrer Mitte
entsandte Mitglieder, darunter
a) der Präses der Kreissynode,
b) ein weiteres Mitglied, das nicht hauptberuflich in

 einem kirchlichen Anstellungsverhältnis steht,
c) zwei hauptberuflich in einem kirchlichen Anstellungs-

verhältnis stehende Mitglieder, von denen eins ordi-
niert und eins nicht ordiniert sein soll. 

Vorsitzender des Wahlausschusses ist der Regionalbischof. 
(2) Jede Kreissynode kann für die Wahl der ordentlichen und
der stellvertretenden Mitglieder insgesamt bis zu vier Kandi-
daten vorschlagen, von denen jeweils zwei ordiniert und zwei
nicht ordiniert sein sollen. 
(3) Der Vorsitzende beruft den Wahlausschuss zu seiner kon-
stituierenden Sitzung ein, auf der auch die Wahl stattfindet.
Die Kandidaten stellen sich dem Wahlausschuss vor. Der
Wahlausschuss wählt für den Propstsprengel zwei ordinierte

und zwei nicht ordinierte Mitglieder sowie in getrennten
Wahlgängen deren Stellvertreter (§ 21). 
(4) Die Wahl der ordentlichen Mitglieder erfolgt getrennt
nach ordinierten und nicht ordinierten Mitgliedern. Für das
Wahlverfahren gilt § 4 Abs. 3 und 4 entsprechend. 

§ 18
Wahl der Superintendenten aus den Propstsprengeln

(1) Die Ephorenkonvente jedes Propstsprengels wählen aus
ihrer Mitte je einen Superintendenten in die Landessynode 
(§ 15 Abs. 1 Nr. 8) sowie in getrennten Wahlgängen dessen
Stellvertreter (§ 21). Stimmberechtigt sind die Superintenden-
ten des Propstsprengels. 
(2) Die Wahl wird von dem zuständigen Regionalbischof ge-
leitet. Sie erfolgt mittels Stimmzettel in geheimer Abstim-
mung. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der anwe-
senden Stimmberechtigten auf sich vereinigt. Kommt bei
mehreren Kandidaten für keinen der Kandidaten die nach 
Satz 3 erforderliche Mehrheit zustande, so scheidet vor jedem
weiteren Wahlgang derjenige Kandidat aus, der die wenigsten
Stimmen auf sich vereinigt hat. Bei Stimmengleichheit wird
der Ausscheidende durch Los bestimmt. 

§ 19
Entsendung der Lehrstuhlinhaber und der Jugenddelegierten

(1) Die von den Theologischen Fakultäten der Martin-Luther-
Universität Halle-Wittenberg und der Friedrich-Schiller-Uni-
versität Jena zu entsendenden Mitglieder (§ 15 Abs. 1 Nr. 9)
werden durch das jeweilige Professorenkollegium bestimmt.
(2) Die Jugenddelegierten (§ 15 Abs. 1 Nr. 10) werden von
den Jugendkonventen und den Studentengemeinden entsandt.
Das Nähere bestimmt der Landeskirchenrat. 

§ 20
Hinzuberufungen

Durch die Hinzuberufung von Mitgliedern nach § 15 Abs. 1
Nr. 11 soll gewährleistet werden, dass die kirchlichen Einrich-
tungen, Dienste und Werke sowie verschiedene gesellschaftli-
che Bereiche in der Landessynode angemessen vertreten sind. 

§ 21
Stellvertreter

(1) Für die Mitglieder der Landessynode nach § 15 Abs. 1
Nr. 6 bis 8 und 11 sind jeweils zwei Stellvertreter, die zu-
gleich Ersatzmitglieder sind, zu wählen beziehungsweise zu
berufen. Die Reihenfolge, in der sie in die Landessynode ein-
treten, wird bei der Wahl beziehungsweise Berufung be-
stimmt. 
(2) Für die Voraussetzungen der Wählbarkeit beziehungs-
weise der Berufung gelten die Bestimmungen für die Wahl
beziehungsweise Berufung der jeweiligen ordentlichen Mit-
glieder entsprechend; das Gleiche gilt für das Wahlverfahren. 

§ 22
Wahlanfechtung

(1) Gegen Wahlergebnisse nach § 16 kann jedes Mitglied der
jeweiligen Kreissynode Beschwerde einlegen. Dabei kann nur
geltend gemacht werden, dass bei der Vorbereitung oder
Durchführung der Wahl gegen die kirchliche Ordnung versto-
ßen wurde und nicht ausgeschlossen werden kann, dass da-
durch das Wahlergebnis wesentlich beeinflusst worden ist.
Die Beschwerde ist binnen einer Woche gegenüber dem
 Landeskirchenrat schriftlich zu erklären. Hilft dieser der
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 Beschwerde nicht ab, ist binnen einer Woche nach Zugang der
Entscheidung weitere Beschwerde an den für Wahlprüfungen
zuständigen Ausschuss der Landessynode statthaft. Dieser
entscheidet abschließend. Die Beschwerden haben keine auf-
schiebende Wirkung.
(2) Gegen das Wahlergebnis nach § 17 steht das Recht aus
Absatz 1 den jeweiligen Kreissynoden, vertreten durch den
Präses, gegen Wahlergebnisse nach § 18 den Wahlberechtigten
des jeweiligen Ephorenkonventes zu. 
(3) Der Landeskirchenrat beziehungsweise im Fall der weite-
ren Beschwerde der für Wahlprüfungen zuständige Ausschuss
der Landessynode kann bestimmen, in welcher Weise die
Mängel zu beheben sind. Die Wiederholung der Wahl kann
angeordnet werden.

§ 23
Wahlprüfung

Ungeachtet des § 22 prüft der für Wahlprüfungen zuständige
Ausschuss der Landessynode die Ordnungsmäßigkeit der
Wahl nach §§ 16 bis 18. Ergibt die Prüfung, dass ein gewähl-
tes Mitglied nicht wählbar war oder dass das Wahlverfahren
Mängel aufweist, die geeignet waren, das Wahlergebnis zu
 beeinflussen, so ordnet der Wahlprüfungsausschuss insoweit
die Wiederholung der Wahl unter setzen einer angemessenen
Frist an. 

§ 24
Konstituierung und Wahlen

(1) Die Landessynode wird zu ihrer ersten Tagung durch den
Landesbischof einberufen. 
(2) Sie wählt auf dieser Tagung aus ihrer Mitte in getrennten
Wahlgängen
1. unter Leitung des Landesbischofs den Präses, zwei Stell-

vertreter und einen Schriftführer, 
2. acht Mitglieder für den Landeskirchenrat sowie insgesamt

fünf stellvertretende Mitglieder, die in der Reihenfolge
der bei der Wahl erhaltenen Stimmen in den Landeskir-
chenrat eintreten; bei Stimmengleichheit entscheidet das
Los. 

(3) Für das Wahlverfahren gilt § 4 Abs. 3 und 4 entspre-
chend. Im Übrigen gilt die Geschäftsordnung der Landes -
synode. 

Abschnitt III: Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 25
Sprachregelung

Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funkti-
ons- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer
in gleicher Weise.

§ 26
Übergangsbestimmungen

(1) Die Konstituierung der Kreissynoden im Jahr 2008 er-
folgt abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 2 bis zum 30. Novem-
ber 2008. 
(2) Bei der Bildung der ersten Landessynode der Evangeli-
schen Kirche in Mitteldeutschland gelten folgende Bestim-
mungen:
1. Die Bildung der ersten Landessynode erfolgt abweichend

von § 14 Abs. 1 zum 15. Januar 2009.
2. Für die Wahl der Mitglieder der Landessynode nach § 15

Abs. 1 Nr. 7 und 8 (§§ 17 und 18) werden die künftigen
fünf Propstsprengel entsprechend dem Kirchengesetz

über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe (Pröpste)
 sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung der Pro-
pstsprengel in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutsch-
land (Propstsprengelgesetz) vom 4. Juli 2008 zugrunde
gelegt. Der zuständige Regionalbischof nach § 17 Abs. 1
Nr. 1 und § 18 Abs. 2 Satz 1 wird durch den Bischofskon-
vent bestimmt. Wahlberechtigt nach § 18 sind jeweils die
Superintendenten der Kirchenkreise, die nach dem Pro-
pstsprengelgesetz den künftigen Propstsprengeln zugeord-
net werden sollen. 

3. Bei der Berufung von Mitgliedern nach § 20 soll der Lan-
deskirchenrat darauf achten, dass unter den gewählten
und berufenen Mitgliedern die bisherigen Teilkirchen in
etwa gleicher Zahl vertreten sind. 

(3) Die Fristen des § 1 Abs. 2 und des § 14 Abs. 2 können
bei der Bildung der Kreissynoden im Jahr 2008 und bei der
Bildung der ersten Landessynode verkürzt werden.
(4) Soweit in diesem Gesetz der Landeskirchenrat genannt
ist, tritt bis zur Konstituierung des Landeskirchenrates der
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland an dessen Stelle
die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kirchen in
Mitteldeutschland.
(5) Soweit in diesem Gesetz die Kreiskirchenräte genannt
sind, treten im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Thüringen an deren Stelle bis zur Konstituierung von
Kreiskirchenräten die Vorstände der Kreissynoden.
(6) Abweichend von § 24 Abs. 1 wird die erste Landessy-
node der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland durch
den Bischof der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen und den Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Thüringen gemeinsam einberufen. Die Wahl des
Präsidiums nach § 24 Abs. 2 wird durch den amtierenden Vor-
sitzenden der Föderationskirchenleitung geleitet.

§ 27
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008
in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft
1. die Wahlordnung für die Landessynode in der Fassung

vom 28. Mai 2002 (ABl. ELKTh S. 146);
2. das Kirchengesetz über die Bildung der Synode vom 

16. November 1997 (ABl. EKKPS S. 208), geändert
durch Verordnung der Kirchenleitung vom 17. Mai 2003 
(ABl. EKKPS S. 81) und durch Kirchengesetz der
 Synode vom 19. Juni 2004 (ABl. EKKPS S. 90).

Lutherstadt Wittenberg, den 4. Juli 2008
(0311-1/1530-01)

Axel Noack Dr. Christoph Kähler
Bischof Landesbischof

Kirchengesetz über die Wahl 
des Landesbischofs und der Regionalbischöfe

der Evangelischen Kirche 
in Mitteldeutschland

(Bischofswahlgesetz – BischofsWG)

Vom 4. Juli 2008

Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 10 Abs. 3 Nr. 2
und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föde-
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ration Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit Zu-
stimmung der Synode der Evangelischen Kirche der Kirchen-
provinz Sachsen und der Landessynode der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Thüringen das folgende Kirchengesetz
beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Abschnitt I: Gemeinsame Bestimmungen

§ 1
Grundsatz

Der Landesbischof und die Regionalbischöfe der Evangeli-
schen Kirche in Mitteldeutschland werden auf Vorschlag eines
Wahlausschusses von der Landessynode für die Dauer von
zehn Jahren gewählt. Wiederwahl oder die einmalige Verlän-
gerung des Dienstes um bis zu fünf Jahren ist möglich. 

§ 2
Bischofswahlausschuss

(1) Dem Bischofswahlausschuss gehören an:
1. die Mitglieder des Landeskirchenrates,
2.a) bei der Wahl des Landesbischofs sechs weitere von der

Landessynode aus der Zahl ihrer ordentlichen Mitglieder
gewählte Synodale, die nicht hauptberuflich in einem
kirchlichen Anstellungsverhältnis stehen, sowie je ein
Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch-
lands und der Union Evangelischer Kirchen in der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland,

2.b) bei der Wahl der Regionalbischöfe die Superintendenten
sowie die Präsides der Kreissynoden aus dem Bereich des
Propstsprengels, für den der Regionalbischof gewählt
werden soll. 

Die Wahl der Mitglieder nach Nummer 2 Buchstabe a) erfolgt
zu Beginn der Amtsperiode der Landessynode. 
(2) Den Vorsitz im Bischofswahlausschuss führt der Präses
der Landessynode. Er wird im Vorsitz durch einen seiner
Stellvertreter vertreten. 
(3) Derjenige, dessen Nachfolger zu wählen ist, nimmt an den
Beratungen des Bischofswahlausschusses insoweit nicht teil.
(4) Der Bischofswahlausschuss ist beschlussfähig, wenn min-
destens zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. Be-
schlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesen-
den Mitglieder gefasst. Wahlvorschläge bedürfen der Mehr-
heit der Stimmen der Mitglieder des Bischofswahlausschus-
ses. 
(5) Die Sitzungen des Bischofswahlausschusses sind vertrau-
lich. 
(6) Die Geschäftsordnung für den Bischofswahlausschuss
wird vom Landeskirchenrat erlassen. 

Abschnitt II: Die Wahl des Landesbischofs

§ 3
Vorbereitung der Wahl

(1) Der Präses der Landessynode beruft den Bischofswahl-
ausschuss mindestens neun Monate vor der Tagung, auf der
die Wahl erfolgen soll, ein. In besonderen Fällen kann die
Frist verkürzt werden. 
(2) Aufgabe des Bischofswahlausschusses ist es, geeignete
Kandidaten für die Wahl des Landesbischofs zu finden und
der Landessynode einen Wahlvorschlag zu unterbreiten. Der
Wahlvorschlag soll bis zu drei, in der Regel zwei Namen
 enthalten; er ist in alphabetischer Reihenfolge zu erstellen.
Enthält der Wahlvorschlag nur einen Namen, bedarf dieser
 abweichend von § 2 Abs. 3 Satz 3 der Mehrheit von zwei

Dritteln der Stimmen der Mitglieder des Wahlausschusses.
Insbesondere für den Fall, dass der Landesbischof nach
 Ablauf seiner Amtszeit zur Wiederwahl bereit ist, kann der
Bischofswahlausschuss davon absehen, auf den Wahlvor-
schlag einen zweiten Namen zu setzen. 
(3) Die vom Bischofswahlausschuss vorgeschlagenen Kandi-
daten werden den Mitgliedern der Landessynode spätestens
einen Monat vor der Wahl bekannt gegeben; in besonderen
Fällen kann die Frist verkürzt werden. Danach wird die
 Öffentlichkeit informiert. Im Amtsblatt erfolgt eine entspre-
chende Mitteilung. 
(4) Vor der Bekanntgabe des Wahlvorschlags ist mit der
Evangelischen Kirche in Deutschland, mit der Vereinigten
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und mit der
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland das Benehmen über den Wahlvorschlag herzu-
stellen. Das Benehmen gilt als hergestellt, soweit die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe a) an der Aufstellung des Wahlvorschlags mitgewirkt
haben. 

§ 4
Einberufung der Landessynode

(1) Zur Wahl des Landesbischofs wird die Landessynode zu
einer besonderen Tagung einberufen oder es wird im Rahmen
einer Tagung der Landessynode eine besondere Sitzung ange-
setzt. An dieser Tagung beziehungsweise Sitzung dürfen nur
Mitglieder der Landessynode teilnehmen. Den Mitgliedern ist
spätestens mit der Einladung der besondere Zweck der
 Tagung mitzuteilen. 
(2) Die Kirchengemeinden werden zur Fürbitte für die
 Synodentagung aufgerufen.

§ 5
Vorstellung der Kandidaten vor der Landessynode

(1) In der ersten Sitzung der Tagung, auf der die Wahl erfol-
gen soll, gibt der Vorsitzende des Bischofswahlausschusses
der versammelten Landessynode den Wahlvorschlag bekannt
und begründet ihn. 
(2) Anschließend stellen sich die Kandidaten der Landessy-
node vor und beantworten Fragen der Synodalen. Danach hal-
ten sie sich für Gespräche mit den Synodalen bereit. Die Ver-
handlungen der Landessynode sind zu diesem Zweck für eine
angemessene Zeitdauer zu unterbrechen. 
(3) Die Synodalen beraten über den Wahlvorschlag in ge-
schlossener Sitzung. 

§ 6
Wahlhandlung

(1) Die Wahl des Landesbischofs erfolgt frühestens am da-
rauffolgenden Verhandlungstag ohne erneute Aussprache
 mittels Stimmzettel in geheimer Abstimmung. Gewählt ist,
wer mindestens zwei Drittel der Stimmen der anwesenden
 Synodalen auf sich vereint. 
(2) Die ersten beiden Wahlgänge werden mit allen vorge-
schlagenen Kandidaten durchgeführt. Erhält auch im zweiten
Wahlgang keiner der Vorgeschlagenen die erforderliche Stim-
menzahl und tritt keiner der Vorgeschlagenen von der Kandi-
datur zurück, so scheidet vor dem nächsten Wahlgang derje-
nige Kandidat aus, der die geringste Stimmenzahl erhalten
hat; bei Stimmengleichheit entscheidet über das Ausscheiden
das Los.  
(3) Stehen danach noch zwei Kandidaten zur Wahl, scheidet
nach zwei weiteren Wahlgängen der nächste Kandidat ent-
sprechend Absatz 2 Satz 2 aus. 
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(4) Steht nur noch ein Kandidat zur Wahl und erreicht dieser
auch im zweiten Wahlgang nicht die erforderliche Mehrheit,
ist die Wahl gescheitert. 

§ 7
Weiteres Verfahren

(1) Ist ein Kandidat gewählt, teilt der Präses der Landessy-
node dem Gewählten das Ergebnis der Wahl mit. Mit der An-
nahme der Wahl ist der Gewählte durch die Landessynode
zum Landesbischof berufen. Die Einführung des Landes-
bischofs erfolgt in einem Gemeindegottesdienst, in dem auch
die Berufungsurkunde übergeben wird. 
(2) Im Fall des Scheiterns der Wahl nach § 6 Abs. 4 leitet der
Bischofswahlausschuss das Verfahren nach §§ 3 ff. erneut ein.
Die Fristen des § 3 Abs. 1 und 3 können verkürzt werden; die
Ladungsfrist für die Synodentagung, auf der die Wahl stattfin-
den soll, muss jedoch mindestens 14 Tage betragen. 

§ 8
Beginn und Ende der Amtszeit

(1) Die Amtszeit des Landesbischofs beginnt mit dem Tag,
auf den der Dienstantritt festgelegt worden ist.
(2) Der Dienst des Landesbischofs endet mit Ablauf der
Amtszeit, sofern er nicht für eine weitere Amtszeit gewählt
wird, in jedem Fall aber mit Erreichen der für Pfarrer gelten-
den gesetzlichen Altersgrenze. Endet die Amtszeit bis zu fünf
Jahren vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze, kann die
Landessynode auf Antrag des Landeskirchenrates mit Zustim-
mung des Landesbischofs die Amtszeit einmalig um bis zu
fünf Jahre verlängern.
(3) Der Landesbischof kann jederzeit ohne Angabe von
Gründen durch Erklärung gegenüber dem Landeskirchenrat
von seinem Dienst zurücktreten. Der Rücktritt wird wirksam,
wenn der Betreffende nach einem Gespräch mit dem Wahl-
ausschuss an dem Rücktritt festhält. 
(4) Der Landesbischof kann durch die Landessynode von sei-
nem Dienst abberufen werden, wenn seine Amtsführung dem
Bekenntnis oder der Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland widerspricht oder sein Lebenswandel die
Würde des Amtes verletzt. Er kann ferner von seinem Dienst
abberufen werden, wenn er die zur Fortführung seines Diens-
tes erforderlichen Kräfte nicht mehr besitzt. Ob die Vorausset-
zungen für die Abberufung vorliegen, prüft der Bischofswahl-
ausschuss; zuvor hat er über die Prüfung das Benehmen mit
der Evangelischen Kirche in Deutschland, mit der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und mit der
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland herzustellen. Hält der Bischofswahlausschuss die
Voraussetzungen für die Abberufung für gegeben, legt er den
Sachverhalt der Landessynode vor. Diese kann nach Anhö-
rung des Superintendentenkonventes die Abberufung ausspre-
chen. Der Beschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln
der anwesenden Mitglieder der Landessynode. 
(5) Mit dem Rücktritt tritt der Landesbischof in den Warte-
stand, sofern ihm nicht ein anderer Dienst übertragen wird
oder die Voraussetzungen für eine Versetzung in den Ruhe-
stand gegeben sind. Das gleiche gilt, wenn der Dienst des
Landesbischofs durch Abberufung oder Ablauf der Amtszeit
endet. 

Abschnitt III: Die Wahl der Regionalbischöfe 
und des ständigen Vertreters des Landesbischofs

§ 9
Entsprechende Anwendung der Bestimmungen 

des zweiten Abschnitts

Für die Wahl sowie Beginn und Ende der Amtszeit der Regio-
nalbischöfe gelten die Bestimmungen des zweiten Abschnitts
über die Wahl des Landesbischofs mit Ausnahme des § 3 
Abs. 4 und 5 entsprechend, soweit im Folgenden nichts ande-
res bestimmt ist.

§ 10
Wahl des ständigen Vertreters des Landesbischofs

(1) Der ständige Vertreter des Landesbischofs wird auf Vor-
schlag des Landesbischofs aus dem Kreis der Regionalbi-
schöfe mit Sitz im Gebiet des Freistaats Thüringen durch die
Landessynode gewählt. Er muss auf die lutherischen Bekennt-
nisschriften ordiniert oder verpflichtet sein. § 3 Abs. 4 gilt
entsprechend. 
(2) Der Vorgeschlagene ist gewählt, wenn er die Mehrheit der
Stimmen der Mitglieder der Landessynode auf sich vereint. 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend. 

Abschnitt IV: 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 11
Sprachregelung

Die in diesem Kirchengesetz verwendeten Personen-, Funkti-
ons- und Amtsbezeichnungen gelten für Frauen und Männer
in gleicher Weise.

§ 12
Übergangsbestimmungen

(1) Bis zur Konstituierung der Landessynode und des Lan-
deskirchenrates der Evangelischen Kirche in Mitteldeutsch-
land treten an deren Stelle die Föderationssynode beziehungs-
weise die Kirchenleitung der Föderation Evangelischer Kir-
chen in Mitteldeutschland mit den Mitgliedern nach Artikel
11 Abs. 1 Satz 3 der Vorläufigen Ordnung der Föderation
Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland. Für die Vorberei-
tung der Wahl des ersten Landesbischofs der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland gilt § 2 Abs. 1 Nr. 2a mit der
Maßgabe, dass von den von der Föderationssynode zu wäh-
lenden Mitgliedern je drei aus der Evangelischen Kirche der
Kirchenprovinz Sachsen und aus der Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Thüringen zu wählen sind.
(2) Die Dauer der Amtszeit von Pröpsten und von Visitatoren,
die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits im Dienst sind,
richtet sich nach den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Be-
stimmungen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen beziehungsweise der Evangelisch-Lutherischen Kir-
che in Thüringen. 

§ 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008
in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft
1. das Kirchengesetz über die Wahl des Bischofs und der

Pröpste in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Februar 2001 (ABl. EKKPS S. 56), 
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2. die Bestimmungen zur Geschäfts ordnung der Wahl -
kollegien für die Wahl des Bischofs und der Pröpste vom 
12. Mai 2001 (ABl. EKKPS S. 101), 

3. das  Bischofs wahl gesetz vom 16. November 1996 
(ABl. ELKTh S. 180), 

4. das Kirchengesetz über die Wahl der Visitatoren vom 
15. November 1986 (ABl. ELKTh 1987 S. 15), geändert
durch Kirchengesetz vom 19. November 2004 (ABl.
ELKTh S. 182).

Lutherstadt Wittenberg, den 4. Juli 2008
(0131-1/1531-01)

Axel Noack Dr. Christoph Kähler
Bischof Landesbischof

Kirchengesetz über Anzahl und Sitz 
der Regionalbischöfe (Pröpste) sowie 

über die Bezeichnung und Abgrenzung 
der Propstsprengel in der Evangelischen 

Kirche in Mitteldeutschland
(Propstsprengelgesetz – PropstSprG)

Vom 4. Juli 2008

Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 7 Abs. 2 Nr. 2
und 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer
Kirchen in Mitteldeutschland mit Zustimmung der Synode der
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der
Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thü-
ringen das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
verkündet wird:

§ 1
Anzahl und Bezeichnung der Propstsprengel

Das Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
wird in folgende Propstsprengel gegliedert:
1. Sprengel Stendal-Magdeburg,
2. Sprengel Halle-Wittenberg,
3. Sprengel Gera-Weimar,
4. Sprengel Eisenach-Erfurt,
5. Sprengel Meiningen-Suhl.

§ 2
Abgrenzung der Propstsprengel

(1) Die Propstsprengel werden in folgender Weise gebildet:
1. Der Sprengel Stendal-Magdeburg wird gebildet aus den

Kirchenkreisen Egeln, Elbe-Fläming, Halberstadt,
 Haldensleben-Wolmirstedt, Magdeburg, Salzwedel und
Stendal.

2. Der Sprengel Halle-Wittenberg wird gebildet aus den Kir-
chenkreisen Bad Liebenwerda, Eisleben, Halle-Saalkreis,
Merseburg, Naumburg-Zeitz, Torgau-Delitzsch und
 Wittenberg.

3. Der Sprengel Gera-Weimar wird gebildet aus den
 Kirchenkreisen Altenburger Land, Apolda-Buttstädt,
 Eisenberg, Gera, Greiz, Jena, Schleiz und Weimar.

4. Der Sprengel Eisenach-Erfurt wird gebildet aus den
 Kirchenkreisen Bad Frankenhausen-Sondershausen,  
Eisenach-Gerstungen, Erfurt, Gotha, Mühlhausen, Söm-
merda, Südharz und Waltershausen-Ohrdruf.

5. Der Sprengel Meiningen-Suhl wird gebildet aus den Kir-
chenkreisen Arnstadt-Ilmenau, Bad Salzungen-Dermbach,
Henneberger Land, Hildburghausen-Eisfeld, Meiningen,
Rudolstadt-Saalfeld und Sonneberg.

(2) Schließen sich Kirchenkreise zusammen, die unterschied-
lichen Propstsprengeln angehören, so entscheidet der Landes-
kirchenrat nach Anhörung der Kirchenkreise und der beteilig-
ten Regionalbischöfinnen und Regionalbischöfe, welchem
Propstsprengel der neue Kirchenkreis angehört. 

§ 3
Anzahl und Sitz der Regionalbischöfinnen 

und Regionalbischöfe

(1) Für jeden Sprengel wird eine Regionalbischöfin oder ein
Regionalbischof gewählt. Näheres über die Vorbereitung und
die Durchführung der Wahl wird durch besonderes Kirchenge-
setz geregelt.
(2) Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des
Sprengels Stendal-Magdeburg hat ihren beziehungsweise sei-
nen Sitz in Stendal.
(3) Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des
Sprengels Halle-Wittenberg hat ihren beziehungsweise seinen
Sitz in Halle oder Wittenberg.
(4) Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des
Sprengels Gera-Weimar hat ihren beziehungsweise seinen Sitz
in Gera.
(5) Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des
Sprengels Eisenach-Erfurt hat ihren beziehungsweise seinen
Sitz in Eisenach.
(6) Die Regionalbischöfin oder der Regionalbischof des
Sprengels Meiningen-Suhl hat ihren beziehungsweise seinen
Sitz in Meiningen.

§ 4
Übergangsbestimmungen

(1) Die Bildung der neuen Propstsprengel soll bis 2012 abge-
schlossen sein. Näheres wird durch Verordnung des Landes-
kirchenrates geregelt. 
(2) Über den Sitz der Regionalbischöfin oder des Regionalbi-
schofs des Propstsprengels Halle-Wittenberg entscheidet die
Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
zu einem von ihr zu bestimmenden Zeitpunkt. 

§ 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft mit
Ausnahme von § 4 Abs. 1 Satz 2, der mit Verkündung dieses
Gesetzes in Kraft tritt mit der Maßgabe, dass vor dem 1. Ja-
nuar 2009 an die Stelle des Landeskirchenrates die Kirchen-
leitung der Föderation Evangelischer Kirchen in Mittel-
deutschland tritt. 
(2) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes treten außer
Kraft
1. das Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche

in Thüringen zur Neuabgrenzung der Aufsichtsbezirke
vom 15. November 1997 (ABl. ELKTh S. 287),

2. § 5 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche der
Kirchenprovinz Sachsen über die Wahl des Bischofs und
der Pröpste in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Februar 2001 (ABl. EKKPS S. 56).

(3) Von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an sind alle
Rechtsvorschriften nicht mehr anzuwenden, die diesem Ge-
setz entgegenstehen und die nicht ausdrücklich außer Kraft
getreten oder aufgehoben worden sind.
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Lutherstadt Wittenberg, den 4. Juli 2008
(0200-4, 0211-1/1211)

Axel Noack Dr. Christoph Kähler
Bischof Landesbischof

Kirchengesetz über die Finanzierung 
der kirchlichen Arbeit in der Evangelischen

Kirche in Mitteldeutschland
(Finanzgesetz EKM – FG)

Vom 4. Juli 2008

Die Föderationssynode hat aufgrund von Artikel 7 Abs. 2 
Nr. 2 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer
Kirchen in Mitteldeutschland mit Zustimmung der Synode der
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der
Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thü-
ringen das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
verkündet wird: 

1. Teil: Allgemeiner Teil

I. Grundlagen der Finanzierung

§ 1
Allgemeines

(1) Die finanziellen Mittel in der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland dienen der Erfüllung der kirchlichen Aufga-
ben und werden in gemeinsamer Verantwortung und Solidari-
tät der Kirchengemeinden, der Kirchenkreise und der Landes-
kirche nach Maßgabe dieses Gesetzes aufgebracht und ver-
wendet.
(2) Durch die Verteilung der finanziellen Mittel sollen die
Kirchengemeinden, die Kirchenkreise und die Landeskirche
wirtschaftlich in die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben
selbständig und eigenverantwortlich zu erfüllen.
(3) Auf allen Ebenen der Landeskirche gilt der Grundsatz des
sparsamen und verantwortungsbewussten Umgangs mit den
anvertrauten Mitteln. 

§ 2
Plansumme

(1) Bei der Aufteilung der finanziellen Mittel wird von einer
Plansumme ausgegangen. Diese wird aus folgenden im jewei-
ligen Haushaltsplan der Landeskirche veranschlagten Einnah-
men gebildet:
1. den Netto-Einnahmen aus den Kirchensteuern,
2. den Einnahmen aus dem Finanzausgleich der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland (EKD),
3. den Einnahmen aus den Staatsleistungen,
4. gegebenenfalls Entnahme aus der Kirchensteueraus-

gleichsrücklage.
(2) Die Plansumme wird auf die Kirchengemeinden, die Kir-
chenkreise, die Landeskirche und die Arbeit für die Partner-
kirchen sowie den Entwicklungsdienst verteilt. Im Haushalts-
gesetz ist zu gewährleisten, dass der überwiegende Teil der
 finanziellen Mittel für Aufgaben der Kirchengemeinden und
Kirchenkreisen direkt oder indirekt zur Verfügung gestellt
wird.
(3) Die Plansumme wird auf die Kirchengemeinden, die
 Kirchenkreise und die Landeskirche verteilt. Im Haushaltsge-

setz ist zu gewährleisten, dass der überwiegende Teil der
 finanziellen Mittel für Aufgaben der Kirchengemeinden und
Kirchenkreisen direkt oder indirekt zur Verfügung gestellt
wird.
(4) Über die Höhe und Aufteilung der Plansumme beschließt
die Landessynode auf Vorschlag des Haushalts- und Finanz-
ausschusses. Grundlage ist die vorläufige Feststellung durch
das Landeskirchenamt.
(5) Der aus der Plansumme für die Kirchengemeinden und
Kirchenkreise der ehemaligen Teilkirchen bereitgestellte An-
teil wird wird im Verhältnis der Gemeindegliederzahl in dem
Bereich der ehemaligen Evangelischen Kirche der Kirchen-
provinz Sachsen und der ehemaligen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Thüringen zur Gemeindegliederzahl der
Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zur Verfügung ge-
stellt. Dieser Betrag wird anschließend entsprechend der Be-
sonderen Bestimmungen des 2. Teil dieses Gesetzes auf die
Kirchengemeinden und Kirchenkreise der jeweiligen ehemali-
gen Teilkirche verteilt.

§ 3
Kirchensteuern

(1) Die Erhebung der Kirchensteuer erfolgt gemäß den von
der Landessynode beschlossenen kirchengesetzlichen 
Regelungen. Die Kirchensteuern werden im Haushalt der
Landeskirche eingestellt und nach den Bestimmungen dieses
Kirchengesetzes verteilt. 
(2) Für die Durchführung des Kirchensteuerausgleichs Dieser
oist das Landeskirchenamt zuständig.

§ 4
Staatsleistungen

(1) Staatsleistungen sind Leistungen auf der Grundlage der
Verträge der Evangelischen Kirchen mit den jeweiligen Bun-
desländern. 
(2) Die Anteile für ehemals landesherrliche Patronatsrechte
sind nicht Bestandteil der Plansumme gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3.

§ 5
Clearingrücklage

Die Landeskirche bildet aus Kirchensteuerreinnahmen eine
Rücklage für das Clearingverfahren innerhalb der EKD.

§ 6
Kirchensteuerausgleichsrücklage

(1) Aus Kirchensteuereinnahmen, die den Planansatz über-
steigen, bildet die Landeskirche eine Kirchensteuerausgleichs-
rücklage. Sie dient der Sicherung und Steuerung der Höhe der
Plansumme und ist zugleich Rücklage für Kirchensteuerrück-
zahlungen.
(2) Die Obergrenze der Kirchensteuerausgleichsrücklage
wird von der Landessynode festgelegt. Sie beträgt mindestens
50 vom Hundert der Plansumme (§ 2 Abs. 1).

§ 7
Versorgungsrücklage

(1) Die Landeskirche bildet zur Sicherung der Versorgungs-
ansprüche der im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis ste-
henden Mitarbeiter eine Versorgungsrücklage.
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(2) Die Versorgungsrücklage wird aus Haushaltsmitteln ge-
bildet. Ihr sind 50 vom Hundert des die Obergrenze der
 Kirchensteuerausgleichsrücklage (§ 6 Abs. 2) übersteigenden
Anteils zuzuführen.

II. Grundsätze der Finanzverwaltung

§ 8
Kassenführung

(1) Die Kirchengemeinden verwalten ihre Haushalts- und Fi-
nanzmittel grundsätzlich selbst. Sämtliche Mittel sind in der
Kasse der Kirchengemeinde zusammenzufassen (Einheits-
kasse). Die Kassenführung kann dem Kreiskirchenamt über-
tragen werden. Sie ist dem Kreiskirchenamt zu übertragen,
wenn eine ordnungsgemäße Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungsführung oder sonstige ordnungsgemäße Vermögensver-
waltung durch die Kirchengemeinde nicht gewährleistet ist.
Die Entscheidung hierüber trifft der Kreiskirchenrat nach An-
hörung der Kirchengemeinde. Gegen die Entscheidung des
Kreiskirchenrats kann Widerspruch zum beim Landeskirchen-
amt eingelegt werden. Im Übrigen ist der Verwaltungsrechts-
weg zum Verwaltungsgericht der Landeskirche eröffnet. 
(2) Die Verwaltung der Haushalts- und Finanzmittel der Kir-
chenkreise obliegt dem jeweils zuständigen Kreiskirchenamt.
Sämtliche Mittel sind in der Kasse des Kirchenkreises zusam-
menzufassen (Einheitskasse). Das Landeskirchenamt kann
kirchenaufsichtliche Maßnahmen nach den geltenden Bestim-
mungen einleiten, wenn eine ordnungsgemäße Haushalts-,
Kassen- und Rechnungsführung oder sonstige ordnungsge-
mäße Vermögensverwaltung durch den Kirchenkreis nicht ge-
währleistet ist. Gegen diese Maßnahmen des Kirchenamtes
kann Widerspruch beim Landeskirchenrat eingelegt werden.
Im Übrigen ist der Verwaltungsrechtsweg zum Verwaltungsge-
richt der Landeskirche eröffnet. 
(3) Der Ausgleich von Zahlungsansprüchen und Zahlungsver-
pflichtungen zwischen den kirchlichen Körperschaften in der
Landeskirche erfolgt in der Regel im Wege der Verrechnung.
(4) Die Haushalts- und Finanzmittel der Landeskirche wer-
den vom Landeskirchenamt verwaltet.

§ 9
Vermögens- und Finanzverwaltung

Die für die Vermögens- und Finanzverwaltung erforderlichen
weiteren Bestimmungen werden durch Kirchengesetz geregelt. 

§ 10
Rechnungsprüfung

Die Kassen der Kirchengemeinden und der Kirchenkreise so-
wie die Kasse der Landeskirche unterliegen der Prüfung durch
das Rechnungsprüfungsamt der Landeskirche. Das Nähere
wird durch Kirchengesetz geregelt. 

III. Die Kirchengemeinden

§ 11
Grundsätze

(1) Die Finanzierung von Aufgaben, die die Kirchengemein-
den wahrnehmen, erfolgt grundsätzlich durch finanzielle
 Mittel, die von ihnen selbst aufgebracht oder nach diesem
Kirchengesetz verteilt werden.
(2) Die Gemeindeglieder tragen durch Abgaben, Kollekten
und Spenden zur Erfüllung des Dienstes der Kirchengemein-
den bei.

IV. Die Kirchenkreise

§ 12
Grundsätze

(1) Als selbständige kirchliche Körperschaft nimmt der Kir-
chenkreis Aufgaben insbesondere in den Bereichen Theologie
und Ökumene, Diakonie und Seelsorge, Bildung sowie Kir-
chenmusik wahr, die von den einzelnen Kirchengemeinden
nicht ausreichend erfüllt werden können oder besser in der
Gemeinschaft der Kirchenkreise wahrzunehmen sind. Die Fi-
nanzierung dieser Aufgaben erfolgt grundsätzlich durch finan-
zielle Mittel, die von ihm selbst aufgebracht oder nach diesem
Kirchengesetz verteilt werden.
(2) Der Kirchenkreis ist insbesondere zur Erfüllung seiner
Leitungsaufgaben im Rahmen der Selbstverwaltung des Kir-
chenkreises verpflichtet. Vor der Übernahme von Aufgaben ist
zu prüfen, ob deren Finanzierung gesichert ist.
(3) Der Kirchenkreis sorgt zwischen den Kirchengemeinden
seines Bereichs für einen Ausgleich der Kräfte und Lasten.

V. Die Landeskirche

§ 13
Grundsätze

Die Landeskirche finanziert mit den ihr zur Verfügung stehen-
den Mitteln Aufgaben, die sich aus ihrer Leitungsfunktion er-
geben, Aufgaben von gesamtkirchlicher Bedeutung, überge-
meindliche Aufgaben sowie Aufgaben, die sie stellvertretend
für die Kirchengemeinden und Kirchenkreise wahrnimmt. 

§ 14
Einnahmen der Landeskirche

Der Landeskirche stehen für die Erfüllung ihrer Aufgaben fol-
gende Mittel zur Verfügung:
1. ein Anteile der Plansumme (§ 2 Abs. 2),
2. Zuschüsse und Drittmittel,
3. zweckbestimmte Spenden und Kollekten,
4. Leistungen der Versorgungskassen,
5. Erträge aus eigenem Grundvermögen,
6. Kapitalerträge,
7. Gebühren und Umlagen,
8. sonstige Einnahmen.

§ 15
Aufgaben und Verpflichtungen der Landeskirche

Die Landeskirche setzt ihre Mittel insbesondere für folgende
Aufgaben ein: 
1. die Leitung und Verwaltung der Landeskirche, 
2. die Aus-, Fort- und Weiterbildung, 
3. die ökumenische Arbeit der Landeskirche,
4. die übergemeindlichen Dienste,
5. die Werke und Einrichtungen der Landeskirche,
6. die Versorgungsverpflichtungen,
7. die kirchliche Altersversorgung,
8. die Versicherung der kirchlichen Körperschaften,
9. die Zuweisungen an kirchliche Zusammenschlüsse,
10. die Erhaltung des kirchlichen Vermögens.



Seite 210 Amtsblatt Nr. 8 – 15. August 2008

§ 16
Versorgungsumlage

Über die Erhebung einer Umlage von den Kirchenkreisen zur
Deckung der Beiträge an die Versorgungskassen für die im
 öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehenden Mitarbeiter
beschließt die Landessynode.

§ 17
Grundvermögensfonds

(1) Zur Sicherung und Mehrung des kirchlichen Grundver-
mögens werden Grundvermögensfonds (Grundstücksfonds,
Landwirtschaftsfonds, Forstfonds) gegründet.
(2) Den Grundvermögensfonds sind Erlöse aus Grundstücks-
veräußerungen nach Maßgabe besonderer Ausführungsbestim-
mungen ganz oder teilweise zuzuführen.
(3) Aus dem Grundstücksfonds und dem Forstfonds kann die
einbringende Körperschaft für Zwecke des eigenen Ersatz-
landerwerbs den Veräußerungserlös binnen zwei Jahren ab
Kaufpreiszahlung zurückverlangen. Das Verfahren zum Er-
werb von Ersatzland wird nach Maßgabe besonderer Ausfüh-
rungsbestimmungen festgelegt. Sofern kein Ersatzland erwor-
ben werden kann, erfolgt eine Geldanlage.
(4) Die Vermögensrechte der an den Grundvermögenfonds
beteiligten kirchlichen Körperschaften werden gewahrt und
durch Anteilsrechte gesichert. Die Reinerträge werden den
kirchlichen Körperschaften jährlich ihrer Einlage entspre-
chend zugeführt.
(5) Die Grundvermögensfonds verwaltet das Landeskirchen-
amt. Das Landeskirchenamt ist verfügungsberechtigt. Aus
dem Landwirtschaftsfonds und nach Ablauf von zwei Jahren
aus dem Forstfonds werden Grundstücke und grundstücksglei-
che Rechte auf den Namen der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland erworben. Das Nähere regelt eine Verwaltungs-
anordnung.

§ 18
Kollektenplan

(1) Zu jedem Gottesdienst und jeder gottesdienstlichen Ver-
sammlung gehört die Kollekte.
(2) Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, zu den Gottes-
diensten an Sonn- und Feiertagen für den von der Landessy-
node beschlossenen Kollektenzweck zu sammeln. Kollekten
können auch in anderen kirchlichen Veranstaltungen gesam-
melt werden. 
(3) Der Kollektenplan ist Anlage zum landeskirchlichen
Haushaltsplan.

VI. Werke und Einrichtungen

§ 19
Grundsätze

(1) Werke und Einrichtungen der kirchlichen Körperschaften
in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland finanzieren
sich in der Regel selbst.
(2) Zuschüsse kann insbesondere die kirchliche Körperschaft
gewähren, für die die Arbeit geleistet wird beziehungsweise
die an der Arbeit von der Werken und Einrichtungen ein vor-
rangiges Interesse hat oder selbst für diese Aufgaben zustän-
dig ist.

2. Teil: Besonderer Teil

I. Besondere Bestimmungen für den Bereich 
der ehemaligen Evangelische Kirche 

der Kirchenprovinz Sachsen

1. Allgemeines

§ 20
Geltungsbereich

Die §§ 21 bis 31 gelten für die Kirchengemeinden und
 Kirchenkreise in dem Bereich der ehemaligen Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen.

§ 21
Finanzierungsgrundsätze

(1) Kirchengemeinden und Kirchenkreisen in dem Bereich
der ehemaligen Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen steht zur Finanzierung ihrer Aufgaben der Plansum-
menanteil gemäß § 2 Abs. 4 zur Verfügung.
(2) Die Aufteilung des Anteiles nach Absatz 1 auf die
 Kirchengemeinden und Kirchenkreise erfolgt nach einem
Schlüssel, den die Landessynode für einen jeweils zu bestim-
menden Zeitraum festsetzt. Dabei sind die Anteile für die
 Kirchengemeinden und Kirchenkreise jeweils nach einem
Vomhundertsatz zu bestimmen.
(3) Die Plansummenanteile für die Kirchengemeinden und
Kirchenkreise umfassen:
für die Kirchengemeinden
a) den Grundanteil,
b) pauschale Zusatzanteile insbesondere für Kirchenge-

bäude, Gemeindehaus oder Gemeinderaum und Kinder-
einrichtung,

c) die Ausgleichszulage (§ 29),
für die Kirchenkreise
a) den Grundanteil,
b) pauschale Zusatzanteile für den Verkündigungsdienst,
c) einen Verwaltungsgrundbetrag und
d) die Ausgleichszulage (§ 30).
(4) Die Berechnungsgrundlage für die Verteilung der Plan-
summenanteile gemäß Absatz 3 stellt der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss der Landessynode auf Vorschlag des Landes-
kirchenamtes fest.
(5) Die Berechnung der Grund- und Zusatzanteile für die
Kirchengemeinden erfolgt durch das Kreiskirchenamt. Sie ist
vom Kreiskirchenrat festzustellen.
(6) Die in einem Kreiskirchenamt verwalteten Kassen kirchli-
cher Körperschaften bilden eine gemeinsame Kassenverwal-
tung (Kassengemeinschaft).

2. Die Kirchengemeinden

§ 22
Einnahmen der Kirchengemeinden

(1) Den Kirchengemeinden stehen für die Erfüllung ihrer
Aufgaben folgende Mittel zur Verfügung:
1. die Gemeindebeiträge,
2. Anteil der Plansumme (§ 2 Abs. 4),
3. von ihr vereinnahmte Kollekten und Spenden, soweit sie

nicht für einen anderen Zweck bestimmt sind,
4. anteilige Einnahmen aus Straßen- und Haussammlungen,
5. Einnahmen aus Grundvermögen,
5.1. die Mieten,
5.2. Ertragsanteile aus Kirchenland,
5.3. Ertragsanteile aus Kirchenwald,



Amtsblatt Nr. 8 – 15. August 2008 Seite 211

5.4. Anteile aus besonderen Zuweisungen,
6. die Gebühren,
7. die Kapitalerträge,
8. die Einnahmen aus zwischengemeindlichen Zahlungsver-

pflichtungen,
9. Zuschüsse,
10. sonstige Einnahmen.
(2) Die Höhe der Anteile zu Absatz 1 Nr. 5.2, 5.3 und 5.4
wird im Haushaltsgesetz geregelt.
(3) Die nicht den Kirchengemeinden verbleibenden Anteile
zu Absatz 1 Nr. 5.2, 5.3 und 5.4. stehen den Kirchenkreisen
zu.

§ 23
Aufgaben und Verpflichtungen der Kirchengemeinden

Die Kirchengemeinden setzen ihre Mittel insbesondere für
folgende Aufgaben ein:
1. die Finanzierung der Personalkosten
1.1 für die Angestellten der Kirchengemeinden,
1.2 anteilig für die Besoldung und Vergütung des Verkündi-

gungsdienstes an den Kirchenkreis entsprechend dem
Stellenplan des Kirchenkreises gemäß § 28,

2. die Finanzierung der Sachkosten,
3. die Gebührenzahlungen,
4. die Instandsetzung und Unterhaltung der gemeinde -

eigenen Grundstücke und Gebäude,
5. die Unterhaltung von Einrichtungen der Kirchengemein-

den,
6. die zwischengemeindlichen Zahlungsverpflichtungen,
7. Zuwendungen an Partnerkirchen.

§ 24
Grundsätze

Der Kirchenkreis ist im Rahmen der Bestimmungen dieses
Gesetzes für die Besoldung und Vergütung der Mitarbeiter im
Verkündigungsdienst verantwortlich.

§ 25
Einnahmen der Kirchenkreise

Den Kirchenkreisen stehen für die Erfüllung ihrer Aufgaben
folgende Mittel zur Verfügung:
1. Anteil der Plansumme (§ 2 Abs. 4),
2. die Erträge aus dem Pfarrvermögen,
3. Erträge aus Kirchenvermögen gemäß § 22 Abs. 3,
4. die zweckbestimmten Kollekten und Spenden,
5. anteilige Einnahmen aus Straßen- und Haussammlungen,
6. die Erträge aus dem Grundvermögen der Kirchenkreise,
7. die Kapitalerträge,
8. die Anteile der Kirchengemeinden für die Besoldung und

Vergütung des Verkündigungsdienstes entsprechend dem
Stellenplan des Kirchenkreises,

9. die zweckbestimmten Zuschüsse im Rahmen bestätigter
Stellenpläne,

10. die Gebühren,
11. die zwischenkreislichen Zahlungsverpflichtungen,
12. Mittel der Ausgleichszulage gemäß § 30,
13. sonstige Einnahmen.
(2) Der Kirchenkreis kann zur Wahrnehmung besonderer
Aufgaben von den Kirchengemeinden eine Umlage erheben.
Hierzu ist ein Beschluss der Kreissynode erforderlich, der der
Mehrheit ihrer stimmberechtigten Mitglieder bedarf.

§ 26
Aufgaben und Verpflichtungen der Kirchenkreise

Die Kirchenkreise setzen ihre Mittel insbesondere für
 folgende Aufgaben ein:
1. die Finanzierung der Personalkosten
1.1 für die Leitung des Kirchenkreises,
1.2 für den Verkündigungsdienst einschließlich der

 Versorgungsumlage entsprechend dem Stellenplan des
Kirchenkreises,

1.3 für besondere diakonische Aufgaben,
1.4 für die Kreiskirchenämter,
2. die Finanzierung der Sachkosten
2.1 für die Leitung des Kirchenkreises,
2.2 für den Verkündigungsdienst,
2.3 für regionale Dienste,
2.4 für besondere diakonische Aufgaben,
2.5 für die Kreiskirchenämter,
3. die Instandsetzung und Unterhaltung der kreiseigenen

Grundstücke und Gebäude,
4. die zwischenkreislichen Zahlungsverpflichtungen,
5. Zahlung von Ausgleichszulagen an Kirchengemeinden 

(§ 29),
6. Unterstützung der Kirchengemeinden bei besonderen

 Vorhaben,
7. Zuwendungen an Partnerkirchen.

§ 27
Pfarrvermögen

(1) Die Verwaltung und die Erträge des Pfarrvermögens wer-
den dem Kirchenkreis zugewiesen. Dabei bleibt das Eigentum
der Kirchengemeinden am Pfarrvermögen grundsätzlich unbe-
rührt.
(2) Veräußerungserlöse sind den Grundvermögensfonds 
(§ 17) zuzuführen.

§ 28
Besoldungs- und Vergütungsanteile

Die Berechnung der Besoldungs- und Vergütungsanteile ge-
mäß § 23 Nr. 1.2 bzw. § 25 Abs. 1 Nr. 8 erfolgt durch das
Kreiskirchenamt im Zusammenhang mit der Aufstellung des
Haushaltsplanes des Kirchenkreises.

§ 29
Ausgleichszulage der Kirchengemeinden

(1) Die nach Berechnung der Plansummenanteile für die Kir-
chengemeinden gemäß § 21 Abs. 3 Nr. 1 verbleibenden Mittel
können auf Antrag als Ausgleichszulage an Kirchengemein-
den gezahlt werden.
(2) Über die Vergabe entscheidet der Kreiskirchenrat.
(3) Werden Mittel im Kalenderjahr nicht vergeben, sind sie
dem Ausgleichsfonds des Kirchenkreises zuzuführen. 
Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 30
Ausgleichszulage der Kirchenkreise

(1) Die Kirchenkreise können für besondere Aufgaben einen
Antrag auf Ausgleichszulage bei der Landeskirche stellen.
Hierbei handelt es sich um finanzielle Mittel der Kirchen-
kreise, die auf der Ebene der Landeskirche verwaltet werden.
(2) Die Entscheidung über die Vergabe der Mittel trifft der
von der Landessynode zu bildende Finanzausgleichsaus-
schuss.
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(3) Der Finanzausgleichsausschuss nach Absatz 2 setzt sich
zusammen aus
1. dem Vorsitzenden des Haushalts- und Finanzausschusses

der Landessynode,
2. je einem Vertreter der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes

bestehenden Propstsprengel der ehemaligen Evangeli-
schen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, der von der
Landessynode zu wählen ist,

3. bis zu drei vom Haushalts- und Finanzausschuss der
 Landessynode zu wählenden Vertretern.

(4) Werden Mittel im Kalenderjahr nicht vergeben, sind sie
 einem zweckgebundenen Ausgleichsfonds der Landeskirche
zuzuführen.

§ 31
Baulastfonds der Kirchenkreise

(1) Der Kirchenkreis bildet einen Baulastfonds.
(2) Dem Baulastfonds des Kirchenkreises werden grundsätz-
lich die Einnahmen gemäß § 22 Abs. 3 und § 25 Abs.1 Nr. 3
zugeführt.
(3) Mit den Mitteln des Baulastfonds werden Kirchengemein-
den bei der Durchführung von Baumaßnahmen und der Finan-
zierung außergewöhnlicher Grundstückslasten unterstützt.
(4) Über Anträge der Kirchengemeinden auf Vergabe der
Mittel entscheidet der Kreiskirchenrat.

II. Besondere Bestimmungen für den Bereich 
der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche 

in Thüringen

§ 32
Geltungsbereich

Die §§ 33 bis 43 gelten für die Kirchengemeinden und
 Kirchenkreise für den Bereich der ehemaligen Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Thüringen.

§ 33
Bemessungsgrundlage der Finanzierung kirchlicher Arbeit

(1) Bemessungsgrundlage für die Finanzierung der kirchli-
chen Arbeit der Kirchengemeinden und Kirchenkreise sind
folgende im jeweiligen Haushaltsplan der Landeskirche veran-
schlagte Einnahmen (Gesamtverteilungssumme):
1. ein Anteil an der Plansumme (§ 2 Abs. 4),
2. Grundstückseinnahmen aus Pfarreivermögen,
3. Erstattung Religionsunterricht.
(2) Diese Einnahmen werden um die Ausgaben für gemein-
same Aufgaben, die stellvertretend von der Landeskirche
wahrgenommen werden, als Vorwegabzug vermindert. Dieser
besteht aus:
1. der Versorgungsumlage (§ 16),
2. den Sachkosten der Gemeindepfarrstellen (insbesondere

Umzüge),
3. den Umlagen für Beihilfen,
4. den Kosten der Kreiskirchenämter und Buchungs- und

Kassenstellen,
5. Ausgaben für die Kreisdiakonie- und Beratungsstellen,
6. Ausgaben für den Religionsunterricht,
7. Ausgaben für die Sonderseelsorge (Klinikseelsorge/

 Gefängnisseelsorge),
8. den Zuweisungen an den Ausgleichsfonds der Landeskir-

che.
(3) Die verbleibenden Einnahmen (Verteilungssumme) wer-
den für kirchengemeindliche Aufgaben und Aufgaben der Kir-
chenkreise verteilt. Dabei sind Einnahmen aus Pfarreigrund-

stücken zweckgebunden zur Finanzierung der Gemeinde pfarr-
stellen zu verwenden.
(4) Nach Feststellung der Jahresrechnung werden nach Maß-
gabe des Haushaltsgesetzes Überschüsse einer zweckgebunde-
nen Rücklage zugeführt und Fehlbeträge durch Entnahme aus
dieser Rücklage ausgeglichen oder der Verteilungssumme des
nächsten Haushaltsjahres zugerechnet.

§ 34
Anteil für Aufgaben der Kirchengemeinden

(1) Die Verteilung der für die Kirchengemeinden vorgesehe-
nen Mittel erfolgt durch Bereitstellung eines Sachkostenan-
teils aus der Verteilungssumme, der um den Vorwegabzug ge-
mindert wird. Dieser besteht aus:
1. den Baumitteln zur Verteilung durch die Baumittelaus-

schüsse,
2. den Orgelmitteln,
3. den Mitteln für den Ausgleichsfonds der Kreiskirchen äm-

ter,
4. den Glockenmitteln,
5. den Mitteln für die Kunstguterhaltung,
6. zweckgebundenen Mitteln nach Maßgabe der Beschlüsse

der Landessynode.
(2) Der Sachkostenanteil wird als Sockelbetrag
1. in Höhe eines Vomhundertsatzes der Verteilungssumme,

den die Landessynode jährlich beschließt, nach Minde-
rung um den Vorwegabzug gemäß § 33 Abs. 2 je gottes-
dienstlich genutztem Kirchengebäude und

2. je Pfarrstelle in Höhe eines von der Landessynode zu
 bestimmenden Betrages verteilt.

Der nach Abzug der Sockelbeträge verbleibende Sachkosten-
anteil wird durch die Gesamtzahl der Gemeindeglieder für
den Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Thüringen dividiert und multipliziert mit der Gemeinde-
gliederzahl der Kirchengemeinde bereitgestellt.
(3) Die Zahlung und Verwaltung der Finanzmittel erfolgt
durch das Kreiskirchenamt.

§ 35
Anteil für Aufgaben der Kirchenkreise

Grundsatz

(1) Die Verteilung der für die Kirchenkreise vorgesehenen
Mittel erfolgt durch Bereitstellung eines Personalkostenanteils
und eines Sachkostenanteils aus der Verteilungssumme. Diese
Mittel werden um einen Vorwegabzug gemindert. Dieser be-
steht aus:
1. den Mitteln zur Erhaltung der von den Kirchenkreisen ge-

nutzten Gebäude,
2. den Mitteln für die Fort- und Weiterbildung,
3. dem Fonds für Härtefälle gemäß § 37 Abs. 2,
4. zweckgebundenen Mitteln nach Maßgabe der Beschlüsse

der Landessynode.
(2) Die Kreissynoden können Kirchenkreisumlagen festlegen.
(3) Anstellungsträger für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter ist der Kirchenkreis. Voraussetzung für die Finanzierung
von Mitarbeiterstellen ist deren Aufnahme in den Stellenplan
des Kirchenkreises. Dienstherrin für die Pfarrer und Pfarrerin-
nen im Gemeindepfarramt sowie die Superintendenten und
Superintendentinnen ist die Landeskirche.
(4) Personalkostenanteile sind grundsätzlich zweckgebunden
zur Finanzierung von Stellen im technischen Bereich und Ver-
waltungsbereich und von Stellen im Verkündigungsdienst ein-
zusetzen.
(5) Die Höhe der Besoldungspauschalen für Gemeindepfarr-
und Superintendentenstellen und Pauschalvergütungen setzt
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die Landessynode im Rahmen der jährlichen Haushalts -
planung fest.
(6) Nicht zur Finanzierung von Personalkosten benötigte
 Personalkostenanteile sollen von dem Kirchenkreis der
 Personalkostenrücklage zugeführt werden.
(7) Der Sachkostenanteil für Aufgaben des Kirchenkreises
wird nach Maßgabe des landeskirchlichen Haushaltsplanes
festgelegt und im Verhältnis der Gemeindeglieder verteilt.
(8) Die Zahlung und Verwaltung der Finanzmittel erfolgt
durch das jeweilige Kreiskirchenamt.

§ 36
Anteil für Aufgaben der Kirchenkreise

Stellen im Verkündigungsdienst

(1) Stellen im Verkündigungsdienst sind die Superintenden-
tenstellen, die Gemeindepfarrstellen und die Stellen der weite-
ren Mitarbeiter im Verkündigungsdienst. 60 bis 71,5 vom
Hundert dieser Stellen müssen Gemeindepfarrstellen sein, da-
von sollen 0,75 Stellen der Superintendentenstelle vorbehalten
sein. Der Kirchenkreis erhält für die von der Landessynode
beschlossene Zahl von Stellen im Verkündigungsdienst einen
Personalkostenanteil.
(2) Der Personalkostenanteil nach Absatz 1 wird am Jahres-
ende mit den tatsächlich besetzten Stellen, multipliziert mit
der Pauschale für Gemeindepfarr- bzw. Superintendentenstel-
len und der Pauschalvergütung entsprechend der tatsächlichen
Vergütungsgruppe, verrechnet. Ein Guthaben wird dem Kir-
chenkreis ausgezahlt, ein Fehlbetrag ist an das Kreiskirchen-
amt zu erstatten.

§ 37
Anteil für Aufgaben der Kirchenkreise

Stellen im technischen Bereich und Verwaltungsbereich

(1) Der Personalkostenanteil für die Superintendentursekretä-
rin wird dem Kirchenkreis nach der Gemeindegliederzahl
pauschaliert bereitgestellt.
(2) Der Personalkostenanteil für Mitarbeiter der Verwaltung
und des technischen Dienstes in dem Gebiet des Kirchenkrei-
ses errechnet sich in 2009 aus dem Durchschnitt aus je einer
Personalstelle je 7 000 Gemeindeglieder des Kirchenkreises
und der tatsächlichen Stellenbesetzung zum 31. Dezember
2002.
Ab 2010 wird der Personalkostenanteil aus dem Durchschnitt
aus je einer Personalstelle je 7 000 Gemeindegliedern des
 Kirchenkreises und der tatsächlichen Stellenbesetzung zum
31. Dezember 2008 gebildet. Für Härtefälle, die sich daraus
ergeben könnten, steht befristet bis 2012 ein zweckgebunde-
ner Ausgleichsfonds beim Landeskirchenamt zur Verfügung.
(3) Die Personalkostenanteile nach den Absätzen 1 und 2
werden am Jahresende mit den tatsächlich besetzten Stellen,
multipliziert mit der Pauschalvergütung entsprechend der tat-
sächlichen Entgeltgruppe, verrechnet. Ein Guthaben wird dem
Kirchenkreis ausgezahlt, ein Fehlbetrag ist an das Kreiskir-
chenamt zu erstatten.

§ 38
Anteil für Aufgaben der Kirchenkreise
Stellen in den Kreiskirchenämtern und 

Buchungs- und Kassenstellen

(1) Die Kreiskirchenämter nehmen mit den ihnen zugeordne-
ten Buchungs- und Kassenstellen Aufgaben der Kirchenkreise
und der Kirchengemeinden wahr.
(2) Die Berechnung der Personalkostenanteile wird in den
Ausführungsbestimmungen geregelt. 
(3) Die notwendigen Sachkosten werden bereitgestellt.

§ 39
Ausgleichsfonds für Kirchengemeinden und Kirchenkreise

(1) Kirchengemeinden, die ihren haushaltsplanmäßigen
 Bedarf durch eigene Einnahmen und ihren Personal- und
Sachkostenanteil trotz sparsamer Haushaltsführung nicht
 decken können, erhalten auf Antrag vom Kreiskirchenamt
 einen Anteil aus dem Ausgleichsfonds der Kreiskirchenämter
(§ 34 Abs. 1 Nr. 3) in der zur Vermeidung eines Fehlbetrages
erforderlichen Höhe.
(2) Die Bewilligung setzt voraus, dass die betreffende
 Kirchengemeinde beziehungsweise der Kirchenkreis in
 ihrem/seinem Antrag Planungen vorlegt, die die Verminde-
rung beziehungsweise den Wegfall der Zahlung aus dem Aus-
gleichsfonds zum Ziel haben.
(3) Die Kirchenkreise können für besondere Projekte und
 finanzielle Belastungen einen Antrag auf Zahlung eines Aus-
gleichsanteils bei der Landeskirche stellen. Die Entscheidung
über die Vergabe der Mittel trifft das Landeskirchenamt 
(§ 33 Abs. 2 Nr. 8).

§ 40
Baumittel und sonstige zweckgebundene Mittel

(1) Zur finanziellen Sicherstellung außerordentlicher Vorha-
ben von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen, die den Rah-
men des jährlichen Haushaltes übersteigen oder ihrer Art nach
nur außerhalb des ordentlichen Haushaltes finanzierbar sind,
kann das Kreiskirchenamt auf Antrag zusätzliche Mittel
 bereitstellen. Zu den außerordentlichen Vorhaben im vorste-
henden Sinne zählen insbesondere Bauvorhaben (§ 34 Abs. 1
Nr. 1). Voraussetzung ist der Beschluss des Gemeindekirchen-
rates über die Erhebung des freiwilligen Kirchgeldes.
(2) Jeder Kirchenkreis beschließt eine Dringlichkeitsliste für
Bauvorhaben, über die in den Baumittelausschüssen im Be-
reich des zuständigen Kreiskirchenamtes entschieden wird.
(3) Sonstige zweckgebundene Mittel werden auf Empfehlung
der zuständigen kirchlichen Stellen von den Kreiskirchenäm-
tern vergeben.
(4) Kirchenaufsichtliche Bestimmungen bleiben unberührt.

§ 41
Stellenbewertungen

Der Landeskirchenrat kann Bestimmungen über die Kriterien
zur Schaffung von Stellen (Stellenbewertungen) und die
 Bewirtschaftung von Stellen in den Kirchengemeinden und
Kirchenkreisen beschließen.

§ 42
Umlagen zwischen Kirchengemeinden

(1) Die gemeinschaftlichen Sach- und Personalkosten, der
unter einem Pfarrbereich verbundenen Kirchengemeinden, die
im Haushaltsplan der Pfarrgemeinde (Muttergemeinde) veran-
schlagt sind, sollen im Verhältnis der Gemeindeglieder auf die
Filialgemeinden umgelegt werden.
(2) Die beteiligten Gemeindekirchenräte beschließen die Um-
lage zwischen den Kirchengemeinden. Die Umlage ist nach
Vorlage der Jahresrechnung der Pfarrgemeinde in Höhe der
tatsächlichen Aufwendungen abzurechnen. Erhebliche Steige-
rungen der umgelegten gemeinschaftlichen Sach- und Perso-
nalkosten im Verlauf des Haushaltsjahres bedürfen der Zu-
stimmung der beteiligten Gemeindekirchenräte. 
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§ 43
Kassenverwaltung

Die in einem Kreiskirchenamt verwalteten Kassen kirchlicher
Körperschaften können eine gemeinsame Kassenverwaltung
bilden (Kassengemeinschaft).

3. Teil: Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 43a

Sofern zum 1. Januar 2009 keine einheitliche Regelung der
Trägerschaft für die bisherig in Trägerschaft der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Thüringen befindlichen Schulen
 gefunden wurde, gilt § 33 Abs. 2 für die Schulen auf dem
 Gebiet der ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Thüringen entsprechend. 

§ 44
Verordnungsermächtigungen

(1) Die weiteren Ausführungs- und Übergangsbestimmungen
zu diesem Kirchengesetz erlässt der Landeskirchenrat, soweit
nach diesem Gesetz nicht das Landeskirchenamt zuständig ist.
(2) Das Landeskirchenamt ist ermächtigt, zur Sicherstellung
eines reibungslosen Ablaufs der Zahlungsströme für die kirch-
lichen Körperschaften, Werke und Einrichtungen in der Evan-
gelischen Kirche in Mitteldeutschland Bankverbindungen bei
Kirchenbanken festzulegen.

§ 45
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 46
Überprüfung

Spätestens im Jahr 2012 soll der Entwurf eines neuen Finanz-
systems vorgelegt werden, der sich an den Prinzipien der
 Subsidiarität und Solidarität in gleicher Weise orientiert mit
dem Ziel, zu einer einheitlichen Regelung zu gelangen. 

§ 47
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Nichtanwendungsvorschriften

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. das Kirchengesetz über die Ordnung des Finanzwesens in

der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachen
 (Finanzgesetz) vom 2. November 1991 in der Fassung
vom 6. Mai 1996 (ABl. EKKPS S. 57) und die Durchfüh-
rungsbestimmung zum Kirchengesetz über die Ordnung
des Finanzwesens in der Evangelischen Kirche der
 Kirchenprovinz Sachsen vom 11. November 1991 in der
Fassung vom 11. Oktober 2006 (ABl. S. 220);

2. das Kirchengesetz über die Finanzierung der kirchlichen
Arbeit in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thürin-
gen (Finanzierungsgesetz – FinG) vom 2. November 2002
in der Fassung vom 15. November 2003 (ABl. ELKTh
2004 S. 4) und die Ausführungsbestimmungen zum
 Finanzierungsgesetz (AFinG) vom 4. Mai 2004 in der
Fassung vom 15. Juni 2004 (ABl. ELKTh S. 91 und 135).

(3) Vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an sind entgegenste-
hende Vorschriften nicht mehr anzuwenden, insbesondere alle
Rechtsvorschriften der ehemaligen Landeskirchen, die in

 Ausführung der in Absatz 2 genannten Gesetze und Verord-
nungen erlassen worden sind oder auf diese verweisen und
nicht ausdrücklich außer Kraft getreten oder aufgehoben
 worden sind.

Lutherstadt Wittenberg, den 4. Juli 2008
(6502-1/7910-03)

Axel Noack Dr. Christoph Kähler
Bischof Landesbischof

Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter
(Kreiskirchenamtsgesetz – KKAG)

Vom 4. Juli 2008

Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 7 Abs. 2 Nr. 2
und 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer
Kirchen in Mitteldeutschland mit Zustimmung der Synode der
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der
Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thü-
ringen das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
verkündet wird:

Abschnitt I: Grundsätze und Aufgaben

§ 1
Stellung, Aufgaben und Zuständigkeiten 

der Kreiskirchenämter

(1) Die Kreiskirchenämter sind Verwaltungseinrichtungen ei-
nes oder mehrerer Kirchenkreise. 
(2) Gemeinsam mit dem Landeskirchenamt nehmen die
Kreiskirchenämter zugleich Aufgaben der Evangelischen Kir-
che in Mitteldeutschland (im Folgenden Landeskirche) wahr.
(3) Den Kreiskirchenämtern obliegt
1. die Erledigung der Verwaltungsaufgaben der Kirchen-

kreise und die Unterstützung der Kirchengemeinden bei
der Erledigung von Verwaltungsaufgaben ihres jeweils
 eigenen Verantwortungsbereiches und im übertragenen
Verantwortungsbereich, 

2. die Wahrnehmung von Aufgaben, die ihnen vom Landes-
kirchenamt übertragen worden sind,

3. die Wahrnehmung der kirchlichen Aufsicht im Auftrag
des Landeskirchenamtes nach Maßgabe gesonderter
 Regelung.

(4) Die Rechtsaufsicht über die Kreiskirchenämter führt das
Landeskirchenamt. Soweit die Kreiskirchenämter Aufgaben
im Auftrag des Landeskirchenamtes wahrnehmen, führt das
Landeskirchenamt auch die Fachaufsicht.

§ 2
Zuständigkeitsbereiche, Errichtung und Auflösung 

von Kreiskirchenämtern

(1) Der Zuständigkeitsbereich eines Kreiskirchenamtes soll
ein Gebiet von mehreren Kirchenkreisen umfassen. Bei der
Neufestlegung von Zuständigkeitsbereichen sind insbesondere
die räumliche Ausdehnung des Gebietes, die Gemeinde -
gliederzahlen und der Stellenplan des Kreiskirchenamtes zu
beachten. 
(2) Über die Errichtung eines Kreiskirchenamtes und die
 Veränderung seines Zuständigkeitsbereiches entscheiden die
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beteiligten Kreiskirchenräte im Einvernehmen mit dem Lan-
deskirchenamt. Das Landeskirchenamt hat ein Vorschlags-
recht, dass sich bestimmte Kirchenkreise an der Errichtung
 eines Kreiskirchenamtes beteiligen.
(3) Für die Auflösung eines Kreiskirchenamtes gilt Absatz 2
entsprechend.
(4) Kommt ein Einvernehmen gemäß Absatz 2 oder bei einer
Entscheidung gemäß Absatz 3 nicht zustande, so kann das
Landeskirchenamt oder ein Kreiskirchenrat beim Landeskir-
chenrat beantragen, eine abschließende Entscheidung zu tref-
fen. Der Landeskirchenrat hat vor seiner Entscheidung das
Landeskirchenamt und die beteiligten Kreiskirchenräte zu
 hören.

§ 3
Verwaltungsaufgaben der Kirchenkreise und 

Kirchengemeinden

(1) Die Kreiskirchenämter sind verpflichtet, die Verwaltungs-
aufgaben der Kirchenkreise zu erledigen, die Kirchengemein-
den bei der Erledigung von Verwaltungsaufgaben im eigenen
Verantwortungsbereich zu unterstützen und insbesondere fol-
gende Aufgaben zu übernehmen:
1. im eigenen Verantwortungsbereich des Kirchenkreises

a) die Verwaltung des beweglichen und unbeweglichen
Vermögens des Kirchenkreises,

b) die Führung der Kasse des Kirchenkreises,
c) die Erstellung des Entwurfes des Haushaltsplanes und

die Erstellung der Jahresrechnung des Kirchenkreises, 
d) die Erstellung der Entwürfe über den Lasten- und Fi-

nanzausgleich zwischen den Kirchengemeinden des
Kirchenkreises, 

e) die Personalverwaltung des Kirchenkreises,
f) die Verwaltung von besonderen Einrichtungen des

 Kirchenkreises, wie Kindertageseinrichtungen oder
Diakoniestationen,

g) die Führung der Kasse des Kreiskirchenamtes;
2. im eigenen Verantwortungsbereich der Kirchengemeinden

a) die Personalverwaltung der Kirchengemeinden, 
b) die Führung der Kassen der Kirchengemeinden und

 ihrer Einrichtungen, 
c) die Erstellung der Entwürfe der Haushaltspläne und

die Erstellung der Jahresrechnungen der Kirchenge-
meinden,

d) die Verwaltung der Grundstücke der Kirchengemein-
den, 

e) die Bearbeitung der Gemeindebeiträge der Kirchenge-
meinden, 

f) die Beratung und Unterstützung der Kirchengemein-
den in Bauangelegenheiten,

g) die Beratung der Kirchengemeinden in weiteren
 Verwaltungs- und Wirtschaftsangelegenheiten. 

Die Erledigung der Aufgabe nach Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a)
erfolgt von Amts wegen. Die Erledigung der Aufgaben nach
Satz 1 Nr. 2 Buchstabe b) und c) geschieht in der Regel auf
Antrag der Kirchengemeinde. Sie geschieht von Amts wegen,
wenn eine geordnete Verwaltung durch die Kirchengemeinde
nicht gewährleistet ist (§ 8 Abs. 1 des Finanzgesetzes). Die
Erledigung der Aufgaben nach Satz 1 Nr. 2 Buchstabe d) und
e) erfolgt ausschließlich auf Antrag der Kirchengemeinde,
 soweit kirchengesetzlich nichts anderes geregelt ist. 
(2) Über die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 genannten Fälle hinaus
sollen die Kreiskirchenämter im Rahmen ihrer Möglichkeiten
auf Antrag einer Kirchengemeinde weitere Aufgaben überneh-
men. Über die Wahrnehmung dieser Aufgaben ist eine Verein-
barung mit der Kirchengemeinde abzuschließen, die der Ge-
nehmigung des Verwaltungsrates bedarf.

(3) Die abschließende Verantwortung der Kirchengemeinde
bleibt jeweils unberührt. 

§ 4
Verwaltungsaufgaben der Landeskirche

(1) Die Verwaltungsaufgaben des Verantwortungsbereiches
der Landeskirche nehmen die Kreiskirchenämter, soweit sie
ihnen übertragen sind, im Auftrag des Landeskirchenamtes
wahr. Zu den übertragenen Aufgaben gehören insbesondere
1. die Bearbeitung des kirchlichen Meldewesens einschließ-

lich der Statistik,
2. die Verwaltung des Pfarreivermögens mit Ausnahme des

Pfarreiwaldes im Bereich der ehemaligen Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Thüringen,

3. die Verwaltung der Kollekten sowie der Straßen- und
Haussammlungen,

4. die Verteilung landeskirchlicher Mittel,
5. der Denkmalschutz nach Maßgabe der staatlichen

 Gesetze.
(2) Das Landeskirchenamt kann den Kreiskirchenämtern
durch Verwaltungsanordnung weitere Aufgaben übertragen.
Mit der Übertragung von Aufgaben ist auch eine Regelung
über ihre Finanzierung zu treffen. 

§ 5
Verwaltungskosten

Die Kirchengemeinden und Kirchenkreise können an den
Kosten, die für die Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe f) und Nr. 2 Buch-
stabe a) bis e) entstehen, beteiligt werden. Näheres regelt eine
vom Landeskirchenamt zu erlassende Verwaltungsanordnung.
Bestehende Regelungen zur Erhebung von Verwaltungskosten
bleiben unberührt.

Abschnitt II: Organisation und Leitung

§ 6
Arbeitsbereiche

Die Kreiskirchenämter sind in die Arbeitsbereiche Finanzwe-
sen, Personalwesen, Meldewesen, Grundstückswesen und
Bauwesen gegliedert. 

§ 7
Amtsleiter, Stellvertreter und Mitarbeiter

(1) Das Kreiskirchenamt wird durch den Amtsleiter geleitet.
Er ist für die ordnungsgemäße Erfüllung der dem Kreiskir-
chenamt obliegenden Aufgaben verantwortlich. Er ist zur re-
gelmäßigen Beratung mit den Superintendenten der beteilig-
ten Kirchenkreise verpflichtet. 
(2) Der Amtsleiter vertritt das Kreiskirchenamt in Rechtsan-
gelegenheiten. Urkunden über Rechtsgeschäfte und Vollmach-
ten sind vom Amtsleiter oder seinem Stellvertreter zu unter-
schreiben und mit dem Siegel zu versehen. 
(3) Anstellungskörperschaft des Amtsleiters und der weiteren
Mitarbeiter ist der Rechtsträger des Kreiskirchenamtes. Der
Amtsleiter wird vom Verwaltungsrat im Einvernehmen mit
dem Landeskirchenamt bestellt. Er untersteht der Dienstauf-
sicht des Vorsitzenden des Verwaltungsrates. 
(4) Der Amtsleiter soll die Befähigung zum höheren Verwal-
tungsdienst oder zum Richteramt haben. In besonderen Fällen
kann von diesem Erfordernis abgesehen werden, wenn die
Eignung für die Aufgabe des Amtsleiters vom Landeskirchen-
amt festgestellt wird. Das Nähere regelt eine Verwaltungsan-
ordnung des Landeskirchenamtes.
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(5) Der Amtsleiter stellt die weiteren Mitarbeiter des Kreis-
kirchenamtes ein. Er ist Vorgesetzter der weiteren Mitarbeiter
des Kreiskirchenamtes und führt die Dienstaufsicht.
(6) Der Leiter des Arbeitsbereiches Finanzwesen ist zugleich
der Stellvertreter des Amtsleiters.

§ 8
Zusammenarbeit der Amtsleiter mit dem Landeskirchenamt

(1) Die Amtsleiter nehmen zu Vorlagen des Landeskirchen-
amtes Stellung, bereiten Eingaben vor und erarbeiten Vor-
schläge, die die Arbeit in den Kreiskirchenämtern betreffen.
Bei Gesetzesvorhaben kann das Landeskirchenamt die Stel-
lungnahme der Amtsleiter einholen.
(2) Das Landeskirchenamt ruft die Amtsleiter zum regelmäßi-
gen fachlichen Austausch zusammen.

§ 9
Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat trägt die Verantwortung für die Arbeit
des Kreiskirchenamtes. Er berät und unterstützt den Amtslei-
ter bei der Leitung des Kreiskirchenamtes. 
(2) Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. Er beschließt den Stellenplan des Kreiskirchenamtes nach

Maßgabe des Rahmenstellenplanes.
2. Er beschließt den Haushaltsplan des Kreiskirchenamtes

und stellt die Jahresrechnung fest. 
3. Er entscheidet über Investitionen größerer Art im Kreis-

kirchenamt.
4. Er beschließt die Übernahme weiterer Aufgaben aus dem

eigenen Verantwortungsbereich der Kirchengemeinden
sowie von Aufgaben anderer selbständiger Einrichtungen
durch das Kreiskirchenamt (§ 3 Abs. 2).

5. Er bestellt den Amtsleiter im Einvernehmen mit dem Lan-
deskirchenamt (§ 7 Abs. 3 Satz 2).  

6. Er bestätigt die Einstellung des Leiters des Arbeitsberei-
ches Finanzwesen.

7. Er berät den Amtsleiter in Personalfragen. 
Der Rahmenstellenplan des Kreiskirchenamtes bedarf der
 Genehmigung des Landeskirchenamtes. 
(3) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 10
Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1) Dem Verwaltungsrat gehören die Superintendenten des
Zuständigkeitsbereiches des Kreiskirchenamtes oder ihre
Stellvertreter an. Die Kreiskirchenräte der beteiligten Kirchen-
kreise können jeweils ein weiteres Mitglied entsenden. 
(2) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsit-
zenden. Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat in der
 Regel halbjährlich zu Sitzungen ein. Dem Amtsleiter obliegt
die Geschäftsführung des Verwaltungsrates. Er nimmt mit
Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des Verwaltungsra-
tes teil.
(3) Weitere sachkundige Personen können zu den Sitzungen
des Verwaltungsrates mit Rederecht hinzugezogen werden.

§ 11
Finanzierung der Kreiskirchenämter

Die Kreiskirchenämter führen einen eigenen Haushalt und
werden durch Zuweisungen der Landeskirche, durch Umlagen
der beteiligten Kirchenkreise sowie durch das Erheben von
Verwaltungskosten finanziert. 

Abschnitt III: Träger des Kreiskirchenamtes 
bei Beteiligung mehrerer Kirchenkreise

§ 12
Kreiskirchenamt in Trägerschaft eines Kirchenkreisverbandes

(1) Mehrere Kirchenkreise können zum Betrieb und zur
 Unterhaltung eines Kreiskirchenamtes einen Kirchenkreisver-
band als Körperschaft des öffentlichen Rechts errichten.
Rechtsträger des Kreiskirchenamtes ist der Kirchenkreisver-
band. 
(2) Der Kirchenkreisverband führt ein Siegel. Er hat seinen
Sitz am Sitz des Kreiskirchenamtes.
(3) Der Kirchenkreisverband ist ein Zweckverband im Sinne
des Kirchlichen Zweckverbandsgesetzes. Die Vorschriften des
Kirchlichen Zweckverbandsgesetzes gelten entsprechend, so-
weit im Folgenden nichts Abweichendes bestimmt ist.
(4) Organ des Kirchenkreisverbandes ist der Verwaltungsrat
(§§ 9 und 10). Der Verwaltungsrat nimmt die Aufgaben des
Vorstands und der Verbandsversammlung nach dem Kirchli-
chen Zweckverbandsgesetz wahr. Dem Amtsleiter obliegt die
Geschäftsführung des Verwaltungsrates. 

§ 13
Kreiskirchenamt auf Grundlage einer Zweckvereinbarung

(1) Mehrere Kirchenkreise können über den Betrieb und die
Unterhaltung eines gemeinsamen Kreiskirchenamtes eine
Zweckvereinbarung nach dem Kirchlichen Zweckverbandsge-
setz schließen. 
(2) In der Zweckvereinbarung ist einem der beteiligten Kir-
chenkreise die Rechtsträgerschaft für das gemeinsame Kreis-
kirchenamt zu übertragen und dessen Finanzierung zu regeln.

Abschnitt IV: Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 14
Bildung von Kreiskirchenämtern

Die Kirchlichen Verwaltungsämter im Bereich der ehemaligen
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und die
Kreiskirchenämter im Bereich der ehemaligen Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Thüringen erhalten mit Inkrafttreten
dieses Gesetzes die Rechtsstellung eines Kreiskirchenamtes.
Die zu diesem Zeitpunkt entsprechend § 3 Abs. 1 Nr. 2 über-
nommenen Aufgaben werden von den Kreiskirchenämtern
weitergeführt.

§ 15
Übergangsvorschriften für den Bereich 
der ehemaligen Evangelischen Kirche 

der Kirchenprovinz Sachsen

(1) Ist im Bereich der ehemaligen Evangelischen Kirche der
Kirchenprovinz Sachsen ein Kreiskirchenamt nur für einen
Kirchenkreis zuständig, so ist der Kirchenkreis Rechtsträger
des Kreiskirchenamtes. 
(2) Der Verwaltungsrat besteht in diesem Fall abweichend
von § 10 Abs. 1 aus dem Superintendenten oder seinem Stell-
vertreter und zwei weiteren vom Kreiskirchenrat zu entsen-
denden Mitgliedern.
(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften der §§ 1 Abs. 3, 3
Abs. 3 und 5, 7 Abs. 2 und 3, 10, 11 und 12 Abs. 2 des Kir-
chengesetzes über die Stellung und Aufgaben der Kirchlichen
Verwaltungsämter in der Evangelischen Kirche der Kirchen-
provinz Sachsen fort.
(4) Soweit im Fall des Absatzes 1 die gültigen Stellenplan -
kriterien und Richtzahlen nicht erfüllt werden, sollen benach-
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barte Kirchenkreise gemäß § 12 einen Kirchenkreisverband
errichten oder gemäß § 13 eine Zweckvereinbarung schließen.
In diesem Fall wird dem Kirchenkreisverband beziehungs-
weise einem der Kirchenkreise die Anstellungsträgerschaft für
die weiteren Mitarbeiter des Kreiskirchenamtes übertragen.
Bestehende Anstellungsverhältnisse werden übergeleitet. 
(5) Der Zusammenschluss nach Absatz 4 kann auch in der
Weise erfolgen, dass bestimmte Arbeitsbereiche, insbesondere
das Personalwesen, das kirchliche Meldewesen, das Grund-
stückswesen und das Bauwesen, in einem der bisherigen
Kreiskirchenämter zusammengefasst werden. Andere Arbeits-
bereiche, insbesondere die Kassenführung und die Vermö-
gensverwaltung, können in den anderen Kirchenkreisen des
Zuständigkeitsbereiches erhalten bleiben und als Außenstellen
des Kreiskirchenamtes geführt werden. 

§ 16
Übergangsvorschriften für den Bereich der ehemaligen 

Evangelisch-Lutherischen Kirchein Thüringen

(1) Die Kreiskirchenämter im Bereich der ehemaligen Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen werden als landes-
kirchliche Dienststellen weitergeführt; in diesem Fall finden
die §§ 1 Abs. 1, 7 Abs. 3 Satz 2 und 3, 9 und 10 keine An-
wendung.
(2) Die Kreissynoden aller beteiligten Kirchenkreise eines
Kreiskirchenamtes können abweichend von Absatz 1 beschlie-
ßen, gemäß § 12 einen Kirchenkreisverband zu errichten oder
gemäß § 13 eine Zweckvereinbarung abzuschließen; der Be-
schluss kann nur einheitlich erfolgen. Der Beschluss bedarf
der Genehmigung des Landeskirchenamtes. In diesem Fall
wird dem Kirchenkreisverband bzw. einem der Kirchenkreise
die Anstellungsträgerschaft für die weiteren Mitarbeiter des
Kreiskirchenamtes übertragen. Bestehende Anstellungsver-
hältnisse werden übergeleitet.
(3) Die Buchungs- und Kassenstellen im Bereich der ehema-
ligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen bleiben
in den Kirchenkreisen erhalten. Sie werden in das Kreiskir-
chenamt, in dessen Zuständigkeitsbereich sie gelegen sind, als
Außenstellen eingegliedert. In diesem Fall sollen ihnen vom
Kreiskirchenamt weitere Aufgaben, insbesondere aus dem Be-
reich der Kassenführung und der Vermögensverwaltung, über-
tragen werden. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Bestehende
Anstellungsverhältnisse werden auf die Landeskirche überge-
leitet.

§ 17
Sonderregelungen

(1) Beschließt ein Kirchenkreis der ehemaligen Evangeli-
schen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, seine Verwaltungs-
angelegenheiten durch ein Kreiskirchenamt im Bereich der
ehemaligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
wahrnehmen zu lassen, so ist dies nur unter den Voraussetzun-
gen des § 16 Abs. 1 möglich, es sei denn, die beteiligten Kir-
chenkreise beschließen einvernehmlich, nach § 16 Abs. 2 zu
verfahren. 
(2) Beschließt ein Kirchenkreis aus dem Bereich der ehema-
ligen Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen, aus ei-
nem Kreiskirchenamt im Sinne des § 16 Abs. 1 auszuscheiden
und seine Verwaltungsangelegenheiten durch ein anderes
Kreiskirchenamt wahrnehmen zu lassen, so findet für das
Ausscheiden aus dem Kreiskirchenamt § 2 Abs. 2 und 4 ent-
sprechende Anwendung.

§ 18
Ausführungsbestimmungen

Die weiteren Regelungen zur Ausführung dieses Kirchenge-
setzes erlässt der Landeskirchenrat, soweit nach diesem
 Gesetz nicht das Landeskirchenamt zuständig ist.

§ 19
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz
 gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 20
Überprüfung

Spätestens im Jahr 2012 soll der Entwurf des Gesetzes mit
 einer einheitlichen Regelung vorgelegt werden.

§ 21
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. das Kirchengesetz über die Stellung und Aufgaben der

Kirchlichen Verwaltungsämter in der Evangelischen
 Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (Kirchliches Verwal-
tungsamts-Gesetz - KVAG) vom 31. Oktober 1993 
(ABl. EKKPS 1994 S. 15) mit Ausnahme der in § 15
Abs. 3 genannten Vorschriften; 

2. die Verordnung über die Abgrenzung der Kirchenkreise
und über den Sitz und die Zuständigkeit der Kreiskirchen-
ämter vom 1. April 1970 (ABl. ELKTh S. 73).

(3) Von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an sind alle
Rechtsvorschriften nicht mehr anzuwenden, die diesem Ge-
setz entgegenstehen und die nicht ausdrücklich außer Kraft
getreten oder aufgehoben worden sind.

Lutherstadt Wittenberg, den 4. Juli 2008
(0303-1/1360-02)

Axel Noack Dr. Christoph Kähler
Bischof Landesbischof

Kirchengesetz über die Rechts- und 
Fachaufsicht über die kirchlichen 

Körperschaften in der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland

(Aufsichtsgesetz – AufsG)

Vom 4. Juli 2008

Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 7 Abs. 2 Nr. 2
und 8 der Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer
Kirchen in Mitteldeutschland mit Zustimmung der Synode der
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen und der
Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thü-
ringen das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit
verkündet wird:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Kirchengesetz regelt die Rechts- und Fachaufsicht
über die kirchlichen Körperschaften in der Evangelischen Kir-
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che in Mitteldeutschland. Kirchliche Körperschaften in die-
sem Sinn sind
a) die Kirchengemeinden und Kirchenkreise,
b) rechtsfähige Zusammenschlüsse von Kirchengemeinden

und Kirchenkreisen einschließlich der von ihnen gebilde-
ten Zweckverbände.

(2) Die Aufsicht über die kirchlichen Stiftungen wird durch
besonderes Kirchengesetz geregelt. Im Übrigen besteht die
kirchliche Aufsicht über rechtlich selbständige Einrichtungen
und Werke in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
nur, soweit sie ausdrücklich durch Kirchengesetz oder in an-
derer Weise geregelt ist.
(3) Die unselbständigen Einrichtungen und Werke der Lan-
deskirche unterstehen der Fachaufsicht des Landeskirchenam-
tes im Rahmen der geltenden Ordnungen.

§ 2
Grundsatz

(1) Die kirchlichen Körperschaften und ihre unselbständigen
Einrichtungen und Werke stehen unter kirchlicher Aufsicht. 
(2) Durch die kirchliche Aufsicht sollen die kirchlichen Kör-
perschaften bei der Erfüllung ihrer Aufgaben beraten, unter-
stützt und gefördert und in ihrer Entschlusskraft und Selbst-
verwaltung gestärkt werden. Zweck der kirchlichen Aufsicht
ist es, die Erfüllung des kirchlichen Auftrags zu gewährleisten
sowie die kirchliche Ordnung zu wahren.

§ 3
Zuständigkeiten

Die Ausübung der kirchlichen Aufsicht obliegt dem Landes-
kirchenamt, soweit sie nicht durch Kirchengesetz, aufgrund
eines Kirchengesetzes oder durch Verordnung des Landeskir-
chenrates einer anderen kirchlichen Stelle übertragen ist.

§ 4
Inhalt der kirchlichen Aufsicht

(1) Soweit die kirchlichen Körperschaften Aufgaben ihres
 eigenen Verantwortungsbereichs wahrnehmen, beschränkt sich
die kirchliche Aufsicht darauf, die Erfüllung der gesetzlich
festgelegten und übernommenen Aufgaben sowie die Einhal-
tung der Gesetzmäßigkeit der kirchlichen Verwaltungstätigkeit
zu überwachen (Rechtsaufsicht).
(2) Soweit die kirchlichen Körperschaften übertragene Auf-
gaben wahrnehmen, erstreckt sich die kirchliche Aufsicht über
die Rechtsaufsicht hinaus auch auf die Handhabung des Ver-
waltungsermessens einschließlich der Überprüfung der
Zweckmäßigkeit von Maßnahmen und Entscheidungen (Fach-
aufsicht).

§ 5
Informationsrechte

Die aufsichtsführende Stelle ist befugt, sich über alle Angele-
genheiten der kirchlichen Körperschaften zu unterrichten und
Prüfungen durchzuführen. Sie kann insbesondere Einrichtun-
gen besichtigen und prüfen, Berichte, Akten und sonstige Un-
terlagen einsehen und anfordern sowie die Einberufung von
Sitzungen verlangen oder an Sitzungen teilnehmen.

§ 6
Ausübung der Rechtsaufsicht

(1) Im Rahmen der Rechtsaufsicht hat die aufsichtsführende
Stelle rechtswidrige Beschlüsse, Verwaltungsakte und sonstige
Maßnahmen zu beanstanden und ihre Aufhebung oder Ände-

rung zu verlangen. Bei Nichterfüllung von kirchlichen oder
anderen öffentlich-rechtlichen Aufgaben oder Verpflichtungen
hat sie die kirchliche Körperschaft zur Durchführung der not-
wendigen Maßnahmen aufzufordern.
(2) Kommt eine kirchliche Körperschaft innerhalb einer ge-
setzten angemessenen Frist den Anordnungen der rechtsauf-
sichtsführenden Stelle nicht nach, so kann diese die notwendi-
gen Maßnahmen anstelle und auf Kosten der kirchlichen Kör-
perschaft treffen und vollziehen. Die Beteiligten sind zuvor
anzuhören. 
(3) Maßnahmen im Rahmen der Rechtsaufsicht sind zu be-
gründen. Von der Begründung kann abgesehen werden, wenn
einem Antrag entsprochen wird.
(4) Die kirchlichen Körperschaften können gegen Maßnah-
men der Rechtsaufsicht innerhalb einer Frist von einem
 Monat Beschwerde beim Landeskirchenamt einlegen. Gegen
die Entscheidung des Landeskirchenamtes ist der Verwal-
tungsrechtsweg zum kirchlichen Verwaltungsgericht gegeben.

§ 7
Ausübung der Fachaufsicht

Im Rahmen der Fachaufsicht kann die aufsichtsführende
Stelle der kirchlichen Körperschaft für die Wahrnehmung der
übertragenen Aufgaben Weisungen erteilen und einzelne Vor-
gänge unmittelbar an sich ziehen.

§ 8
Weitere Aufsichtsbefugnisse

Im Übrigen haben die aufsichtsführenden Stellen die Befug-
nisse, die die kirchliche Ordnung ihnen zuweist.

§ 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

Lutherstadt Wittenberg, den 4. Juli 2008
(6616-1/1600-06)

Axel Noack Dr. Christoph Kähler
Bischof Landesbischof

Änderung der Ordnung der Frauenarbeit 
der Föderation Evangelischer Kirchen 

in Mitteldeutschland 

Vom 1. April 2008

Das Kollegium des Kirchenamtes hat in seiner Sitzung am 
1. April 2008 folgende Änderung der Ordnung der Frauenar-
beit Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland beschlossen.

§ 1

Die Ordnung der Frauenarbeit vom 19. April 2005 (ABl. 
S. 180) wird wie folgt geändert:

In § 1 wird ein neuer Absatz 3 mit folgendem Wortlaut einge-
fügt:
„(3) Die Frauenarbeit der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland trägt den Namen ‚Evangelische Frauen
in Mitteldeutschland’.“
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§ 2

Diese Änderung tritt mit ihrer Beschlussfassung in Kraft.

Eisenach, den 1. April 2008
(4257-3)

Das Kirchenamt der Föderation Brigitte Andrae
Evangelischer Kirchen Präsidentin
in Mitteldeutschland

2. Personalnachrichten

________________________________

3. Stellenausschreibungen

Wir bitten, die Bewerbungsfrist zu beachten. Sie läuft von der
Veröffentlichung an bis zum Ende des Folgemonats.
Bewerbungsweg:
Alle Bewerbungen sind an das Kirchenamt der EKM (Referat
Personaleinsatz Eisenach bzw. Referat Personaleinsatz
 Magdeburg) einzureichen.
Bewerbungsunterlagen:
Die Bewerbungen sind formlos unter Beifügung eines
 Lebenslaufes und mit einer Begründung (unter eventueller
Ausführung zu bisherigen oder geplanten Schwerpunkten in
der Arbeit) einzureichen.
Bewerbungen von Pfarrerinnen und Pfarrern, die noch nicht
fünf Jahre Inhaber einer Pfarrstelle sind, können in begründe-
ten Fällen vom Kirchenamt auf Antrag zugelassen werden.

Für das Gebiet der Evangelischen Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen

1. IV. Kreispädagogenstelle des Kirchenkreises Haldens-
leben-Wolmirstedt mit Dienstsitz in Haldensleben 

Kirchenkreis Haldensleben-Wolmirstedt
Propstsprengel Magdeburg-Halberstadt
IV. Kreispädagogenstelle 
Stellenumfang: 100 Prozent

Der Kirchenkreis Haldensleben-Wolmirstedt sucht für den ge-
meindepädagogischen Dienst eine Mitarbeiterin oder einen
Mitarbeiter mit Dienstsitz in Haldensleben.
Die Stelle hat einen Umfang von 100 Prozent und ist grund-
sätzlich für ordinierte Gemeindepädagogen mit entsprechen-
der Ausbildung vorgesehen.

Die Stelle ist sofort zu besetzen. Der Arbeitsschwerpunkt liegt
in den Regionen Mitte und West des Kirchenkreises Haldens-
leben-Wolmirstedt (ländlicher Bereich und Stadt Haldens le-
ben).

Wir erwarten:
– Bildung und Begleitung von Jugendgruppen,
– Planung und Durchführung von Jugendgottesdiensten,

Freizeiten und Jugendveranstaltungen sowie weiteren
 gemeindepädagogischen Projekten,

– Gewinnung und Begleitung Ehrenamtlicher,
– Kontaktpflege zu Kirchengemeinden der Regionen.

Wir bieten:
– Team motivierter Mitarbeiter/innen,
– eigenverantworteter Freiraum für thematische, gemeinde-

bezogene Gruppenarbeit,
– bei der Suche nach geeignetem Wohnraum in der Stadt

Haldensleben (oder auf dem Land) kann der Kirchenkreis
behilflich sein,

– 100 Prozent Beschäftigungsumfang.

Vorausgesetzt werden:
– gemeindepädagogische Fachhochschul- oder Fachschul-

ausbildung oder sozialpädagogische Ausbildung mit theo-
logischer bzw. religionspädagogischer Zusatzausbildung
bzw. sozialdiakonische Ausbildung,

– Erfahrung in der Arbeit mit Jugendlichen und Kindern
(Berufserfahrung bzw. Praktika),

– selbständige Arbeitsweise, Kontaktfreude, Kreativität und
Bereitschaft zur Teamarbeit,

– PKW-Führerschein und eigener PKW,
– Mitgliedschaft in der Evangelischen Kirche.

Für den Fall, dass sich keine geeigneten Bewerber finden,
 wären auch Bewerbungen von nicht ordinierten Gemeinde -
pädagogen möglich (Anstellung auf privatrechtlicher Basis).

Nähere Informationen bei: 
Kirchenkreis Haldensleben-Wolmirstedt, 
Superintendent Uwe Jauch, Kirchplatz 6, 39326 Wolmirstedt,
Tel.: (03 92 01) 2 14 21 oder Jochen Reinke, Referent für die
Arbeit mit Jugendlichen, Stendaler Str. 4, 39326 Loitsche,
Tel.: (03 92 08) 2 76 77

2. Stelle einer Gemeindepädagogin/eines Gemeindepäda-
gogen mit Fachschulabschluss im Pfarrbereich
 Oebisfelde

Im Kirchenkreis Salzwedel ist die Stelle 

einer/eines Gemeindepädagogin/Gemeindepädagogen 

mit Fachschulabschluss zu 75 Prozent Anstellung, für die
 Arbeit mit Kindern und Familien (50 Prozent) und Arbeit mit
Jugendlichen (25 Prozent), ab sofort zu besetzen.

Die Anstellung erfolgt im Pfarrbereich Oebisfelde.

Oebisfelde liegt im Bundesland Sachsen-Anhalt und gehört
zum Landkreis Börde. Die Einwohnerzahl mit den sieben ein-
gemeindeten Dörfern beträgt ca. 7 000. Oebisfelde ist der Sitz
der Verwaltungsgemeinschaft mit zur Zeit rund 16 000 Ein-
wohnern. Geplant ist die Bildung einer Einheitsgemeinde. Im
Ort sind Kindertagesstätten vorhanden, zwei Grundschulen
und eine Sekundarschule. Ein Gymnasium ist 20 km entfernt.
Oebisfelde hat eine Bahnstation (Stendal – Braunschweig und
Magdeburg – Wolfsburg). Die Entfernung nach Wolfsburg be-
trägt 15 km, per Bahn innerhalb von 10 Min. erreichbar.

Arbeit mit Kindern und Familien:
Es wird erwartet, die bestehende Arbeit, wie Kinderkirche,
Schulung der mitarbeitenden Ehrenamtlichen, Kindergottes-
dienst weiterzuführen.
Zusätzlich wird erwartet, die Arbeit mit den Eltern fortzufüh-
ren (Gesprächskreise, Besuche, Vater/Mutter-Kind-Angebote),
Projektarbeit (Wochenendaktionen, Zusammenarbeit mit den
Schulen, Kindergärten bzw. Vereinen) religiöse Früherziehung
und Kinderfreizeit/Kinderbibeltage durchzuführen.
Die Vorbereitung und Durchführung von Familiengottesdiens-
ten geschieht in Zusammenarbeit mit dem Pfarrer.
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Im Bereich der Jugendarbeit wird folgendes erwartet:
Aufbau einer regelmäßigen Jugendarbeit, Zusammenarbeit
mit anderen Trägern wie z. B. Kirchenkreis, CVJM (YAC-
Projekt) und Vereinen der Stadt, Organisation und Mitwirkung
bei Konfi- und Jugendfreizeiten, sowie punktuell in der regio-
nalen Konfirmandenarbeit und Gestaltung von Jugendgottes-
diensten.

Folgende Fähigkeiten werden von der Bewerberin/
dem Bewerber erwartet:
Fachschulabschluss Gemeindepädagogik, Teamfähigkeit,
Kreativität, kommunikative Fähigkeiten. Musikalische Fähig-
keiten sind sehr wünschenswert. Ein Führerschein und ein
 eigener PKW sind unerlässlich.
Der Dienst- und Wohnsitz ist Oebisfelde. Bei der Wohnungs-
suche sind wir gern behilflich.

Ausschreibungsende: 30. September 2008

Anfragen und Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind
zu richten an die Superintendentur Salzwedel, z. Hd. Herrn
Superintendent Michael Sommer, Neuperverstr. 2, 
29410 Salzwedel, Tel.: (0 39 01) 30 52 51.

Weitere Auskünfte erteilen auch:
Pfarrer Wolfgang Schwarzer: Tel.: (03 90 02) 4 24 13, 
E-Mail: kirche-oebisfelde@web.de

Referentin für Kinder und Familienarbeit im Kirchenkreis
Salzwedel 
Christel Backs-Pacholik: (0 39 09) 47 38 31, 
E-Mail: christel.backs-pacholik@t-online.de

Kreisjugendreferent Volker Holtmeier: Tel.: (0 39 07) 77 97 10,
E-Mail: Kreisjugendreferent-SAW@t-online.de

Für das Gebiet der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Thüringen

Ausgeschrieben bzw. nochmals ausgeschrieben werden
 folgende Pfarrstellen:
1. Casekirchen, Superintendentur Eisenberg, Aufsichtsbezirk

Ost, mit den Kirchgemeinden Casekirchen, Aue-Grait-
schen, Köckenitzsch, Seidewitz, Utenbach, Neidschütz,
Boblas, Janisroda und Prießnitz, Wahlrecht der Kirchge-
meinde

2. Finsterbergen, Superintendentur Waltershausen-Ohrdruf,
Aufsichtsbezirk West, mit den Kirchgemeinden Finster-
bergen und Altenbergen, Wahlrecht der Kirchgemeinde

3. Oberweißbach, Superintendentur Rudolstadt-Saalfeld, mit
den Kirchgemeinden Cursdorf, Deesbach und Lichten-
hain, Besetzungsrecht Kirchenamt der EKM

4. Wallendorf, Superintendentur Rudolstadt-Saalfeld, mit
den Kirchgemeinden Lichte, Piesau, Schmiedefeld und
Wallendorf, Besetzungsrecht Kirchenamt der EKM

Nähere Auskunft erteilt die Superintendentur. 

Zu Casekirchen:
1. Die Pfarrstelle Casekirchen (voller Dienstauftrag) ist
baldmöglichst neu zu besetzen. Zur Pfarrstelle gehören etwa
700 Gemeindeglieder und neun Predigtstätten. 

2. Casekirchen befindet sich in idyllischer Lage zwischen
den Kreisstädten Naumburg (14 km) und Eisenberg (15 km)
und ist 10 km von der Autobahn 9 Leipzig-Nürnberg
 (Anschlussstelle Naumburg-Osterfeld) entfernt. Nach Jena
sind es etwa 30 km (Stadtzentrum).

In der nahe gelegenen Kleinstadt Schkölen (4 km) befinden
sich Einkaufsmöglichkeiten, ein Evangelischer Kindergarten
sowie Grund- und Regelschule, Gymnasien sind in Naum-
burg, Eisenberg, Schulpforte und Droyßig. Eine Zahnarzt pra-
xis sowie eine allgemeinmedizinische Ambulanz befinden sich
am Ort.

Kirchen und Gebäude:
Zum Pfarramt gehören neun Kirchen, von denen sich die
meisten in einem guten baulichen Zustand befinden und in
den letzten Jahren liebevoll restauriert wurden. Für Gemein-
deveranstaltungen werden neben den Kirchen auch Gemein-
deräume in den Pfarrhäusern Casekirchen, Prießnitz und
Neidschütz genutzt. Die Wohnung im Neidschützer Pfarrhaus
ist vermietet, das Pfarrhaus in Prießnitz ist verkauft. Die sechs
kirchlichen Friedhöfe werden von Gemeindegliedern ehren-
amtlich verwaltet.

Gemeindeleben: 
Das Gottesdienstgeschehen wird vom Kirchspielkreis geplant,
der sich viermal jährlich trifft und in dem aus jeder Gemeinde
ein/e Vertreter/in sitzt. Abhängig vom Kirchenjahr finden
 wöchentlich drei bis vier Gottesdienste statt, wobei auch
 Lektorinnen eingebunden werden, weshalb der Stelleninhaber
an einem Wochenende im Monat keine Gottesdienste hat.

Amtshandlungen:
2005 2006 2007

Taufen: 9 4 3
Konfirmationen 5 7 6
Trauungen 1 3 –
Bestattungen 10 8 7

Im Bereich des Kirchspiels sind etwa 100 Gemeindeglieder
ehrenamtlich aktiv; es gibt einen Kirchenchor (geleitet von
der Kantorin der Region), einen kleinen Posaunenchor sowie
Christenlehre- und Seniorengruppen. Der Konfirmandenunter-
richt findet zentral statt. Der regelmäßig erscheinende Ge-
meindebrief wird derzeit von Ehrenamtlichen redaktionell
verantwortet und verteilt. Ebenfalls ehren- bzw. nebenamtlich
gestaltet wird das Baugeschehen in allen Gemeinden, zur Zeit
z. B. in Casekirchen und Aue. Die Beziehungen zu den politi-
schen Gemeinden sowie den örtlichen Vereinen gestalten sich
konstruktiv, der Kontakt zur Partnergemeinde wird von
 Gemeindegliedern gepflegt. Die Zusammenarbeit mit den
Pfarrern/innen und Mitarbeitern/innen im Regionalkonvent
Camburg funktioniert sehr gut.

Mitarbeiter:
Das Gemeindeleben wird in allen Gemeinden von selbständi-
gen und aktiven Gemeindekirchenräten verwaltet, die Kirch-
rechnungen werden teilweise ehrenamtlich, teilweise von der
BUKAST geführt. Fünf Organisten spielen in den Gemeinden
die Orgeln. Christenlehre- und Seniorengruppen werden von
einer Gemeindepädagogin bzw. ehrenamtlich geleitet. Die Ju-
gendarbeit findet auf Ebene der Region Camburg statt und die
kirchenmusikalischen Höhepunkte werden mit den Nachbar-
pfarrämtern abgestimmt.

Erwartungen an den künftigen Pfarrer/die künftige Pastorin:
Die Kirchgemeinden freuen sich auf einen Pfarrer/eine Pasto-
rin, welche(r) mit Freude das Evangelium verkündigt, gerne
seelsorgerlich arbeitet und an Menschen aller Altersgruppen
interessiert ist. Sie wünschen sich von ihm/ihr neue Impulse
für die Kinder- und Jugendarbeit. Er/sie sollte die Gemeinde-
kirchenräte unterstützen und begleiten. Der/die Bewerber(in)
sollte mit dem Landleben vertraut sein. Der Pfarr- und Mitar-
beiterkonvent in Camburg freut sich auf einen aufgeschlosse-
nen Kollegen.
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Zur Pfarrwohnung (125 m2) im hellen 1903 erbauten Pfarr-
und Gemeindehaus gehören Bad, WC, eine geräumige Küche
sowie sechs weitere Zimmer, Dachboden und ein großer
 Keller. Im Erdgeschoss befinden sich zwei Gemeinderäume
(Kapelle und Mehrzweckraum) sowie Amtszimmer, Archiv,
Teeküche und WC. Zum Pfarrhaus gehören Garage, Carport
und Garten. Ehrenamtliche kümmern sich ebenfalls um die
Wartung der technischen Ausstattung (DSL, PC, Kopierer).

3. Weitere Informationen erhalten Sie von 
– Superintendent Kuschmierz, Eisenberg, 

Tel.: (03 66 91) 25 50 80,
– Vakanzvertreter Pfr. Peter Oberthür, Dorndorf, 

Tel.: (03 64 27) 2 24 69, 
– Kirchenälteste Andrea Willem, Casekirchen, 

Tel.: (03 66 94) 3 68 75 und 
– Kirchenältester Olaf Nelkenbrecher, Köckenitzsch, 

Tel.: (03 66 94) 2 23 93.

Zu Finsterbergen:
1. Allgemeine Angaben:
Die Pfarrstelle Finsterbergen (voller Dienstauftrag) ist bald-
möglichst neu zu besetzen. Zur Pfarrstelle gehören 
– ca. 1 300 Gemeindeglieder
– und drei Predigtstätten.

2. Spezielle Angaben/Infrastruktur:
Das Kirchspiel Finsterbergen-Altenbergen mit den Orten
 Finsterbergen, Catterfeld, Altenbergen und Engelsbach, liegt
an der Nordseite des Thüringer Waldes, nahe des Rennsteigs.
Finsterbergen ist Heilklimatischer Kurort und hat knapp 1 500
Einwohner. In den Orten Catterfeld, Altenbergen und Engels-
bach leben zusammen gut 1 400 Menschen. Alle Orte sind
durch Buslinien mit den nächsten Städten verbunden. Die
 Autobahn A 4 ist in zehn Minuten über den Anschluss Gotha-
Boxberg zu erreichen. 
In Finsterbergen und Altenbergen gibt es je einen Kindergar-
ten und in Catterfeld eine Regelschule. Die Grundschule be-
suchen die Kinder in Schönau vor dem Walde. Das Gymna-
sium für die Region befindet sich in Friedrichroda. Alle Schu-
len werden durch Buslinien erreicht. Es gibt mehrere Einkauf-
möglichkeiten, Zahnarzt, Allgemeinmediziner und
Physiotherapie in Finsterbergen. 
Kirchengeschichtlich erwähnenswert ist die begründete
 Vermutung, dass Bonifatius auf dem unweit aller vier Orte ge-
legenen Alteberg eine der ersten Urpfarreien begründet und
die Johanniskirche gebaut hat, an die heute der neun Meter
hohe Kandelaber erinnert, an dem jährlich zu Pfingstmontag
ein überregional bekannter Freiluftgottesdienst mit Hunderten
Christen gefeiert wird. 

Kirchliche Gebäude:
Die Finsterberger Dreifaltigkeitskirche wurde 1730 errichtet
und ist im Inneren 1976 umfassend saniert worden und in gu-
tem Zustand. Mit dazu bei trugen verschiedene Werterhal-
tungsmaßnahmen in den letzten Jahren, so wurde das gesamte
Kirchenschiff und der Turm vollständig neu verputzt und ge-
strichen, der Turm vollständig saniert und eingeschiefert. Im
Inneren gibt es eine Lautsprecheranlage mit Funktechnik und
Bankheizung. Die Ratzmannorgel wird gerade saniert und
wird im Oktober 2008 wieder spielbereit sein. 
Das daneben befindliche Gemeindehaus wurde 1986 gebaut
und wurde in den letzten Jahren umfassend renoviert. Es dient
den Gemeindekreisen als Domizil und im Winter als Winter-
kirche. Auf dem Gelände rings um das Gemeindehaus sind
vielfältige Aktivitäten möglich. Eine Photovoltaikanlage auf
dem Gemeindehaus wird für anderthalb Jahrzehnte die Finan-
zierung der Gemeindearbeit mit sichern helfen.

Das Pfarrhaus ist saniert, die straßenseitige Fassade neu ge-
putzt, neue Fenster eingesetzt, das Dach erneuert. Im Erdge-
schoss befinden sich das Pfarrbüro, das Amtszimmer, das in
einem sehr guten Zustand befindliche Pfarrarchiv sowie eine
Dusche mit WC. Im Obergeschoss befindet sich die Pfarrwoh-
nung (130 m2). Die Wohnfläche ist in eine Küche (mit Speise-
kammer), ein Wohnzimmer sowie vier weitere Zimmer und
Bad unterteilt. Im Dachgeschoss gibt es drei weitere Räume,
die mit Heizung versehen sind.
Zum Pfarrhaus gehört ein terrassierter Garten, der ausschließ-
lich von der Pfarrfamilie genutzt wird. Von ihm aus bietet sich
ein schöner Blick auf den Ort und den Körnberg.
Die Altenberger Immanuelkirche wurde 1712, als Ersatzbau
für die Johanniskirche auf dem Alteberg (der örtlichen Tradi-
tion nach von Bonifatius) errichtet und ist im Inneren wie Äu-
ßeren saniert und in einem guten Zustand. Der Turm wurde
2003 vollständig saniert und neu beschiefert, die Ratzmann or-
gel 2002 restauriert. Im Inneren gibt es eine Lautsprecheran-
lage mit Funktechnik. 
Seit Mai 2006 verfügt die Kirchgemeinde auch über ein neues
Kirchgemeindehaus, das den vielfältigen Aktivitäten der
Kirchgemeinde ausreichend Platz bietet und bei Bedarf auch
für weltliche Trauerfeiern zur Verfügung steht. Es ist auf dem
derzeit modernsten Stand. 
Die 1679 eingeweihte Engelsbacher Christopheruskapelle ist
im Besitz der Kommune und wird von der Kirchgemeinde un-
entgeltlich genutzt. Hier finden monatlich Gottesdienste statt.

Gemeindeleben:
In Finsterbergen wird wie in Altenbergen wöchentlich Gottes-
dienst gefeiert (9.00 Uhr bzw. 10.30 Uhr im monatlichen
Wechsel). Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist den
Kirchgemeinden wichtig und drückt sich in ihrem Angebot
aus: Kinderchor und Flötenkreis, Kirchenmäuse und Kinder-
gottesdienst (godly play), Christenlehre und Gitarrenkreis,
Teenager- und Jugendtreff und zwei Krabbelgruppen treffen
sich wöchentlich bis monatlich und werden von Ehrenamtli-
chen, der Kantorin aus Friedrichroda bzw. dem Kreisjugend-
wart geleitet. 
Die Konfirmanden treffen sich in Finsterbergen bzw. Alten-
bergen gemeinsam mit dem Pfarrer zum Singen und zum
Nachdenken über Fragen des Glaubens. 
Für Jugendliche gibt es im eigenen Jugendraum einen Jugend-
treff, den der Kreisjugendwart leitet. In beiden Gemeinden
gibt es Kirchenchöre, die wöchentlich proben, darüber hinaus
existiert ein Gospelchor.
Auch die Senioren sind im Blick der Kirchgemeinde, so gibt
es in Altenbergen einen Frauenkreis (20 bis 25 Personen) und
in Finsterbergen einen Seniorenkreis (30 bis 50 Personen).
Die Gemeindekirchenräte sind neu gewählt und haben Laien-
vorsitzende. Die Arbeit ist in Ministerien aufgeteilt, d. h., dass
jeder Kirchenälteste für einen bestimmten Bereich verantwort-
lich ist und auch tatsächlich Verantwortung übernimmt. Wei-
tere Informationen zu den beiden Kirchgemeinden im Kirch-
spiel erhalten Sie unter www.kandelaber.de im Internet. 

Der Kasualienspiegel der letzten drei Jahre stellt sich wie
folgt dar:

2005 2006 2007
Alten- Finster- Alten- Finster- Alten- Finster-
bergen bergen bergen bergen bergen bergen

Taufen 7 8 5 7 7 11
Konfirmationen 8 6 6 7 3 5
Trauungen 1 1 2 1 2 2
Bestattungen 10 14 13 16 11 15
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Erwartungen an den künftigen Pfarrer/die künftige  Pastorin:
– Predigten, die an den Grundfragen des Lebens und am

Evangelium orientiert sind und seelsorgerliche Begleitung
der Gemeindemitglieder, insbesondere Kranken- und
 Seniorenbesuche,

– Offenheit für innovative Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen,

– Weiterführung und Ausbau neuer Formen des Gemeinde-
lebens,

– Partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den Gemeinde kir-
chenräten und den ehrenamtlichen Mitarbeitern, ihre
 Motivation und Begleitung,

– Kontaktfreudigkeit und die Bereitschaft auf Bürger,
Schule, Vereine und Institutionen der Orte zuzugehen, um
die Präsenz der Kirchgemeinden im säkularen Bereich
weiter zu festigen.

3. Weitere Informationen erhalten Sie von:
– Superintendent Andreas Berger, Superintendentur

 Waltershausen-Ohrdruf, Tel.: (0 36 22) 90 64 56, 
E-Mail: sup@suptur.de,

– Sybille Bergk, Vorsitzende des GKR Finsterbergen, 
Tel.: (0 36 23) 30 78 83;. 
E-Mail: o.b.dunkelhuggel@freenet.de,

– Lutz Rabe, Vorsitzender des GKR Altenbergen, Catter-
feld, Tel.: (03 62 53) 4 60 32; E-Mail: dj3ax@t-online.de.

Zu Oberweißbach: 
1. Die Pfarrstelle Oberweißbach (voller Dienstauftrag) mit
den Orten Cursdorf, Deesbach und Lichtenhain ist voraus-
sichtlich ab September 2008 neu zu besetzen.
Zur Pfarrstelle gehören 1 150 Gemeindeglieder. In allen Ge-
meinden finden regelmäßig Gottesdienste statt, in Oberweiß-
bach wöchentlich, in Cursdorf und Deesbach vierzehntägig
und in Lichtenhain einmal im Monat. In Oberweißbach befin-
det sich die gemeinsame Kirche aller vier Orte. In den drei
anderen Orten gibt es kleinere Gemeinderäume. 

2. Oberweißbach liegt in landschaftlich sehr reizvoller
 Umgebung auf den Höhen des Thüringer Waldes in der Nähe
von Königsee, Saalfeld, Rudolstadt bzw. Neuhaus/Rwg. und
Coburg (www.oberweissbach.de). 
In Oberweißbach und Cursdorf befinden sich Kindergärten,
die Grundschule ist in Meuselbach, Regelschule in Oberweiß-
bach und Gymnasien in Neuhaus/Rwg. bzw. Königsee.
Ebenfalls in Oberweißbach sind diverse Einkaufsmöglichkei-
ten, gastronomische Einrichtungen, Ärzte und eine Apotheke
vorhanden. Auch das Vereinsleben spielt eine wichtige Rolle.

Kirche und Gebäude:
Zum Pfarramtsbereich gehören eine Kirche, ein Pfarrhaus und
eine Kapelle, die sich alle in sehr gutem Zustand befinden.
Die „Hoffnungskirche“ in Oberweißbach wurde in den Jahren
1995 bis 2007 umfassend saniert und restauriert. Im Pfarrhaus
ist ein Gemeinderaum für diverse Veranstaltungen und das
Pfarrbüro. 
Die weiteren Räumlichkeiten in den anderen Orten gehören
den Kommunen, können aber kirchlicherseits genutzt werden.
Auch die Friedhöfe sind alle in kommunaler Verwaltung.

Gemeindeleben:
Es gibt im Kirchspiel einen aktiven Gemeindekirchenrat,
 einen hauptamtlichen Kantor und eine hauptamtliche Gemein-
depädagogin, die beide überregional tätig sind, zu deren Auf-
gabenbereich aber auch das Kirchspiel Oberweißbach gehört. 
Außerdem wird die Gemeindearbeit von vielen Ehrenamtli-
chen mitgetragen.

Das Gemeindeleben in der Region wird seit Jahren geprägt
durch das Anliegen, mit entsprechenden Gruppen und Kreisen
möglichst viele Altersstufen anzusprechen und zu erreichen
und Kirche auch über den Bereich der Gemeindeglieder wie-
der in das Bewusstsein der Menschen zu heben.

Kasualien:
2006 2007

Taufen: 9 8
Konfirmationen: 2 7
Trauungen: 2 1
Bestattungen: 22 21

Wünsche/Erwartungen:
Die Gemeinden freuen sich auf eine/n kontaktfreudige/n
 engagierte/n Pastorin/Pfarrer, die/der Gewachsenes aufgreift
und stärkt, Begonnenes weiterführt, gerne aber auch neue
Ideen mitbringt und eigene Akzente setzt.
– Sie/er sollte Freude an der Gottesdienstgestaltung haben

und sich um aktuelle und lebendige Predigten bemühen,
Altbewährtes weiterführen und zugleich Neues wagen.          

– Sie/er sollte sich darum bemühen, dass die Kirchge-
meinde weiter wächst sowie die enge Verbindung zwi-
schen Kommune und Kirche auch künftig gepflegt wird.
Seelsorgerliche Begleitung, der Besuchsdienst und das
Heranführen junger Menschen und Familien an den Glau-
ben sollten Schwerpunkte der Arbeit sein.

– Sie/er sollte in gutem kollegialen Miteinander die Zusam-
menarbeit mit den Hauptamtlichen schätzen und nutzen,
mit Freude und Dankbarkeit die Ehrenamtlichen fördern
und begleiten und auch mit den Kolleginnen und Kolle-
gen der Region gern gemeinsam arbeiten.

– Organisationstalent und ein geistliches Profil sind wich-
tig, um die vielfältigen Aufgaben zu bewältigen.

Dienstwohnung:
Das 1995 komplett modernisierte und renovierte Pfarrhaus be-
steht aus drei Etagen: Ebenerdig sind der Gemeinderaum mit
separatem Eingang, eigener Küche und Toilette und weitere
Abstell-/Kellerräume. Im Eingangsbereich der 1. Etage befin-
den sich das Amtszimmer und ein kleiner Flur, durch eine
Zwischentür abgeteilt von der Pfarrwohnung. Sie besteht in
dieser Etage aus drei Zimmern, Küche und Bad; in der 
2. Etage aus vier weiteren Wohnräumen und einem WC.
 Insgesamt umfasst die Wohnung ca. 126 m². Beheizt werden
die Räumlichkeiten durch eine Gas-Zentralheizung. Das Pfarr-
haus ist von einem schönen Garten umgeben. Auch eine
 Garage ist vorhanden.

3. Weitere Auskünfte erteilen:
– Superintendent Peter Taeger, Tel.: (0 36 72) 4 89 60,
– Klaus Seyfarth, stellvertretender Vorsitzender des GKR,

Tel.: (03 67 05) 6 07 28,
– Büro der Ev. Kirchgemeinde Oberweißbach, 

Tel.: (03 67 05) 6 22 14.

Zu Wallendorf:
1. Die Pfarrstelle Wallendorf (voller Dienstauftrag) mit den
Kirchgemeinden Lichte, Piesau, Schmiedefeld und Wallendorf
ist ab dem 1. Oktober 2008 neu zu besetzen. Zum Kirchspiel
gehören 1 278 Gemeindeglieder und 4 Predigtstätten. 

2. Die Gemeinden, südlich von Rudolstadt, zwischen Saal-
feld und Sonneberg gelegen, sind bekannt durch Hüttenglas-
herstellung, Porzellanindustrie und Bergbau sowie durch das
Schaubergwerk „Morassina“. Die Orte befinden sich in einem
der landschaftlich schönsten Teile Thüringens. Der Rennsteig



Amtsblatt Nr. 8 – 15. August 2008 Seite 223

und die Leibistalsperre mit ihrer atemberaubenden Umgebung
befinden sich in unmittelbarer Nähe. 
Kindergärten gibt es in Lichte, Piesau und Schmiedefeld, eine
Grundschule in Schmiedefeld. Außerdem gibt es eine christli-
che Grundschule mit musischem Zweig und Ganztagsbetreu-
ung in Saalfeld. Eine Regelschule befindet sich in Lichte,
Gymnasien in Neuhaus und Saalfeld. Arztpraxen, Freibad und
gute Einkaufsmöglichkeiten sind ebenfalls vor Ort. 

Engagierte Gemeindekirchenräte und viele Gemeindeglieder
sind bereit, die Arbeit in vielfältiger Weise zu unterstützen
und mit zu tragen. Alle vier Kirchen sind gut saniert und heiz-
bar. 
Christenlehre und Konfirmandenunterricht bedürfen der moti-
vierten Weiterführung. Zwei traditionsreiche Kirchenchöre be-
reichern Gottesdienste und Festveranstaltungen sowie Som-
mer- und Adventsmusiken. 
Auch die Partnerschaften mit Gemeinden in Württemberg sind
uns wichtig. 

Das Pfarrhaus in Wallendorf ist in einem baulich ausgezeich-
neten Zustand. Es liegt im Zentrum von Wallendorf und hat
einen kleinen Garten (50 m²). Es verfügt über Gemeinderaum
mit Sanitärteil und eine kleine Gemeindeküche. Zur Pfarrwoh-
nung (140 m²) gehören 5 Zimmer, Küche und Bad sowie ein
großes Amtszimmer mit Archiv. Abstellplatz und Garage sind
ebenfalls vorhanden. 

Unser zukünftiger Pfarrer/unsere zukünftige Pastorin sollten
kontaktfreudig sein und auf Jung und Alt zugehen. Er/Sie
sollte Freude an Predigt und am Besuchsdienst haben und be-
reit sein, mit Gemeindekirchenrat, Ehrenamtlichen und Kolle-
gen partnerschaftlich zusammenzuarbeiten. Auch gute Bezie-
hungen zu Kommune und Vereinen sind hier wichtig.
Wir sind offen für neue Wege im Gemeindeaufbau, wünschen
aber, dass auch gute, gewachsene Traditionen weitergeführt
werden. Ein besonderes Anliegen ist die Fortführung des in
der Region ältesten Kirchenchores (gegr. 1743). Eine Chorlei-
tung dafür ist vorhanden. Gemeindekirchenräte und die Ge-
meindeglieder freuen sich auf die Arbeit im Team.

3. Weitere Auskünfte erteilen:
– Past. Bärbel Krampf (03 67 01) 6 03 21,
– PV Hans-Jürgen Lange (03 67 01) 6 21 65,
– Sup. Peter Taeger (0 36 72) 4 89 60.

5. Schulpfarrstelle im Schulbeauftragtenbereich Gera

Für den Schulbeauftragtenbereich Gera wird zum sofortigen
Einsatz

eine Schulpfarrstelle (100 Prozent Dienstauftrag)

in Gera und Altenburg (Staatliches Schulamt Gera/Schmölln)
ausgeschrieben.

Zum Aufgabengebiet gehört die Erteilung des Faches Evange-
lische Religionslehre vorwiegend an einem Gymnasien (Sek I
und Sek II) in Gera mit durchschnittlich 20 Wochenstunden.
Der Unterrichtseinsatz an einer Stammschule wird angestrebt,
muss aber bedarfsorientiert auch an einer weiteren Schule 
(RS Altenburg) mit max. 6 Wochenstunden erfolgen.
Erwartet wird die Bereitschaft zur weiteren Entwicklung und
Gestaltung des Faches entsprechend den örtlichen Gegeben-
heiten, Bereitschaft zur Integration in die Lehrkollegien, zu
fächerübergreifenden Projekten und geistlicher Begleitung
von Schülern und Lehrern. 

Bewerbungsvoraussetzungen:
– Erstes und Zweites Theologisches Examen (Religions -

pädagogische Qualifizierung),
– Ordination,
– eigene Unterrichtserfahrungen.

Die Schulpfarrstelle wird zunächst befristet für drei Jahre
übertragen. Es besteht jedoch die Möglichkeit der Verlänge-
rung.

Weitere Auskünfte erteilt der Schulbeauftragte, 
Pfarrer Ulrich Prell,
Talstraße 2, 07545 Gera,
Tel.: (03 65) 8 40 13 61, E-Mail: sbgera@t-online.de.

Bewerbungen sind zu richten bis zum 31. August 2008 
(verkürzte Ausschreibungsfrist!) an das Kirchenamt der EKM,
Referat Religionsunterricht, Kirchenrat Dr. Klaus Ziller, 
Dr.-Moritz-Mitzenheim-Str. 2a, 99817 Eisenach.

6. Stelle einer gemeindepädagogischen Mitarbeiterin/
eines gemeindepädagogischen Mitarbeiters in der
Nordregion der Superintendentur Eisenberg

Die Superintendentur Eisenberg sucht dringend eine/n ge-
meindepädagogische/n Mitarbeiterin/Mitarbeiter. Der Stel-
lenumfang beträgt 100 Prozent.

Lage:
– Dienstort ist Eisenberg, 25 km östlich von Jena,
– Arbeitsbereich ist die Nordregion der Superintendentur

(Eisenberg und Camburg) mit Schwerpunkt in Eisenberg
und Umgebung,

– alle Schultypen und eine Evangelische Kindertagesstätte
sind in Eisenberg vorhanden, 

– eine umfassende ärztliche Versorgung ist in Eisenberg
(und Jena) gewährleistet,

– günstige Lage durch direkte Verkehrsanbindung nach
Jena und Gera (jeweils ca. 25 km) und Autobahnanbin-
dung in alle Richtungen (A 9 und A 4).

Anforderungsprofil:
– Fachhochschulabschluss Religionspädagogik oder Sozial-

pädagogik mit theologischer Zusatzausbildung bzw. 
– gemeindepädagogische Ausbildung oder sozialpädagogi-

sche Ausbildung mit theologischer Zusatzausbildung
oder Ausbildung als Diakon/in,

– Teamfähigkeit, Kontaktfreudigkeit und Kreativität.

Aufgaben:
– Arbeit mit Kindergruppen (Christenlehre) und Familien,
– Konfirmandenarbeit,
– Jugendarbeit,
– Vorbereitung und Durchführung von Freizeiten,
– Planung und Durchführung von Events in den verschiede-

nen Arbeitsbereichen,
– Mitarbeit in Gremien,
– Anleitung ehrenamtlicher Mitarbeiter,
– Vernetzung der verschiedenen Arbeitsfelder und der Su-

perintendentur,
– Begleitung von Konzeptionsentwicklungen.

Wir bieten:
– Zusammenarbeit mit den Pastorinnen/Pfarrern, 
– ein hochmotiviertes Team von gemeindepädagogischen

Mitarbeitern,
– viele einsatzfreudige Ehrenamtliche,
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– Vergütung entsprechen der Kirchlichen Arbeitsvertrags-
ordnung (KAVO),

– Hilfe bei der Wohnungssuche.

Bewerbungen bis 31. August 2008 an:
Vorstand der Kreissynode, z. Hd. Sup. Arnd Kuschmierz,
Markt 11, 07607 Eisenberg,
Tel.: (03 66 91) 25 50 60, Fax: (03 66 91) 25 50 89.

Auskünfte erteilen:
Superintendent Arnd Kuschmierz, Tel.: (03 66 91) 25 50 80,
E-Mail: suptur-eisenberg@gmx.net
oder die Fachberaterin für Gemeindepädagogische Arbeit mit
Kindern und Familien Sigrid Preußner, Tel.: (03 64 21) 3 20 87,
E-Mail: sigridpreussner@arcor.de.

7. Stellenausschreibung B-Kirchenmusiker-Stelle in der
Region Schmölln

Zum 1. Oktober 2008 kann die B-Kirchenmusiker-Stelle mit
75 Prozent Dienstumfang in der Region Schmölln wiederbe-
setzt werden.
Die Stadt Schmölln ist eine attraktive Kleinstadt und liegt im
Osten Thüringens. Sie hat Autobahn- und Bahnanschluss, alle
Schulformen und vielfältige Einkaufsmöglichkeiten, ein mo-
dernes Sportbad und vieles mehr. Von den etwa 13 000 Ein-
wohnern sind im Kirchspiel knapp 3 000 evangelisch. Zum
Kirchspiel Schmölln gehören drei Pfarrstellen, die die umlie-
genden Dörfer (fünf Kirchgemeinden mit elf Kirchen) mit be-
treuen. Im Rahmen des Dienstplanes sind in der Regel zwei
Gottesdienste pro Sonntag zu spielen.

Wir bieten in Schmölln:
– einen Blechbläserchor, einen Singkreis, einen Kindersing-

kreis,
– einen aktiven Orgelbauverein,
– eine für kirchliche Angebote aufgeschlossene Kommune,
– eine 1995 sanierte Stadtkirche mit 2 Emporen und 

750 Sitzplätzen mit einer Jehmlich-Orgel von 1917 mit
54 Registern, die zur Zeit umfassend restauriert wird,

– einen Flügel und ein Cembalo,
– eine Gottesackerkirche mit 100 Sitzplätzen und einer

Jehmlich-Orgel von 1913 mit 4 Registern,
– einen Probenraum im Kantorat,
– umfangreiche Chor- und Bläserliteratur,
– Vergütung nach KAVO.

Wir suchen für die Region eine Persönlichkeit, die
– die Kirchenmusik als Teil der Verkündigung und des Ge-

meindeaufbaus versteht,
– die hohe Qualität der Chöre schätzt und voranbringt so-

wie sich auch vor Aufbauarbeit nicht scheut,
– mit der Kirchenmusik bestehende Verbindungen zur

Kommune pflegt und ausbaut,
– ein vertrauensvolles Miteinander in der Gemeinde und

Region mitgestaltet,
– an konzeptioneller Arbeit für die Zukunft unserer Ge-

meinden interessiert ist,
– zusammen mit einem engagierten Orgelbauverein die Or-

gelrestaurierung voranbringt,
– Ehrenamtliche gewinnt und ausbildet.

Zu den Aufgaben gehören u. a.:
– musikalische Gestaltung der Gottesdienste in Schmölln

und der Region,
– die Arbeit mit dem Blechbläserchor und den Vokalchören,

einschließlich der Ausbildung von Anfängern in allen
Stimmen,

– Gespür für liturgische und hymnologische Vielfalt,
– Beteiligung an Orgelführungen für Besuchergruppen,
– Verantwortung für die kirchenmusikalische Arbeit in den

umliegenden Gemeinden,
– Aus- und Weiterbildung nebenberuflicher Organisten,
– Zusammenarbeit mit den Kantoren, Organisten und Chor-

leitern der Superintendentur und den Vertretern der politi-
schen Gemeinde (Musikschule, Kindergarten etc.).

Eine geräumige Wohnung für eine Familie mit Kindern im
Kantorat kann gestellt werden.

Für Anfragen stehen zur Verfügung:
– Superintendentin Anne-Kristin Ibrügger, 

Tel.: (0 34 47) 8 95 80 12 oder (0 34 47) 8 95 80 19,
Email: a.ibruegger@suptur-abg.de

– Fachberater für Kirchenmusik Kantor 
Jan-Martin Drafehn, Tel.: (0 34 47) 48 87 17, 
E-Mail: jan-martin.drafehn@t-online.de

– Pfarrer Thomas Eisner, Tel.: (03 44 91) 58 26 24.

Bewerbungen sind bis zum 30. September 2008 zu richten an:
Vorstand der Kreissynode Altenburger Land, Geraer Straße 46
in 04600 Altenburg.

8. Projektstellen für die letzten Dienstjahre

In der Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen ist eine
Projektstelle für die letzten Dienstjahre als Projekt -
begleiter und Koordinator für ein stationären Hospizes in
Erfurt (Dienstsitz) baldmöglichst für drei Jahre zu besetzen 
(50 Prozent Dienstauftrag). 

Nähere Auskünfte erteilen: 
KR Dr. Seidel, Ev. Büro Thüringen, Erfurt, 
Tel.: (03 61) 5 62 42 22,
KR Dr. Voigt, Referat Personaleinsatz ELKTh, 
Tel.: (0 36 91) 67 84 42.

Sonstige Stellen

1. Auslandsdienst in Singapur

Die Deutschsprachige Evangelische Gemeinde in Singapur
sucht zum 1. August 2009

eine Pfarrerin/einen Pfarrer

für den Zeitraum von sechs Jahren.

Im modernen multireligiösen Stadtstaat Singapur erwartet die
Pfarrerin/den Pfarrer eine aktive junge Gemeinde. Die Mit-
glieder sind vor allem befristet (zwei bis fünf Jahre) in Singa-
pur lebende deutschsprachige Mitarbeiter internationaler
 Firmen mit ihren Familien. Daneben sind auch langfristig in
Singapur lebende Deutsche Mitglieder der Gemeinde.

Ein engagierter Gemeinderat unterstützt die Pfarrerin/den
Pfarrer in allen Aspekten. Qualifizierte hochmotivierte ehren-
amtliche Mitarbeiter tragen die Gemeindearbeit aktiv mit. Die
Gemeinde ist in ein Netzwerk deutscher, internationaler und
singapurischer Einrichtungen eingebunden.

Die Pfarrerin/der Pfarrer soll Freude an der Gestaltung von
Gottesdiensten, Offenheit und Ideen für die Weiterentwick-
lung des Gemeindelebens mitbringen.
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Neben der Seelsorge unter deutschsprachigen evangelischen
Christen kommen der Öffentlichkeitsarbeit und Mitgliederge-
winnung eine wichtige Bedeutung zu.
Die Erteilung von Religionsunterricht an der Deutschen
 Europäischen Schule Singapur, die zum Abitur führt, ist eine
weitere Aufgabe.
Von Singapur aus wird auch Malaysia pfarramtlich betreut.
Regelmäßige Pastoralreisen nach Kuala Lumpur und Penang
gehören zum Dienstauftrag.
Gute englische Sprachkenntnisse in Schrift und Rede sowie
Kenntnisse im Umgang mit dem PC sind wichtige Vorausset-
zung.

Ein gemeindeeigenes Reihenendhaus (drei Schlafzimmer) mit
kleinem Garten steht als Pfarrwohnung zur Verfügung. Einige
Gemeindeveranstaltungen finden hier statt. 

Die Besoldung erfolgt nach den Richtlinien der EKD. Bewer-
ben können sich Pfarrer/innen, die über mehrjährige Gemein-
deerfahrung verfügen und im Dienst einer Gliedkirche der
EKD stehen.

Bewerbungsfrist: 20. September 2008 (Poststempel).

Die Ausschreibungsunterlagen und weitere Auskünfte erhalten
Sie beim
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
Tel.: (05 11) 27 96-2 31
Fax: (05 11) 27 96-99 - 2 31
E-Mail: eastasia@ekd.de

2. Auslandsdienst in Kiew (Ukraine)

Die Evangelische Kirche in Deutschland sucht zum 
1. September 2009 für die Deutsche Evangelische Lutherische
Gemeinde Kiew in der Ukraine

einen Pfarrer/eine Pfarrerin

für die Dauer von sechs Jahren.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung, wenn Sie
– gerne gut vorbereitete Gottesdienste als Zentrum des Ge-

meindelebens feiern,
– Spaß an der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Fami-

lien haben,
– bereit sind, Religionsunterricht an der Deutsch-Ukraini-

schen Begegnungsschule in Kiew zu erteilen,
– ökumenische Erfahrungen und weiterführendes Interesse

für Orthodoxie und andere christliche Konfessionen in
Beziehung zu den mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland verbundenen Kirchen mitbringen,

– aufgeschlossen und kooperativ mit dem Kirchenvorstand
die Leitung der Gemeinde ausüben und Mitarbeitende
Motivieren und unterstützen,

– sich in den nationalen und internationalen Beziehungsfel-
dern der Gemeinde in Kiew und in der Ukraine mit Ge-
sprächskompetenz engagieren möchten.

Schwerpunkte des Gemeindelebens bilden die Feier der Got-
tesdienste und täglichen Abendgebete, die Seelsorge, ein viel-
fältiges kirchenmusikalisches Leben, die Gemeindegruppen
sowie weitere Gottesdienste im Bereich des Kirchspiels. Die
Gemeinde gehört zur Deutschen Evangelisch-Lutherischen
Kirche in der Ukraine (DELKU).

Im Kirchengebäude stehen Begegnungsräume zur Verfügung.
Eine Vierzimmerwohnung im Zentrum der Stadt ist vorhan-
den.

Russische und ukrainische Sprachkenntnisse sind erforderlich
und können vor Dienstantritt in einem von der EKD finanzier-
ten bis zu 8-wöchigen Sprachkurs erworben werden.

Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin mit öffentlich-rechtli-
cher Anstellung in einer der Gliedkirchen der EKD und mehr-
jähriger Gemeindeerfahrung. Die Besoldung richtet sich nach
den Bestimmungen der EKD. 

Die Ausschreibungsunterlagen sind anzufordern beim:
Kirchenamt der EKD
Hauptabteilung IV
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
Tel.: (05 11) 27 96-126 oder -135
Fax: (05 11) 27 96-725
E-Mail: michael.huebner@ekd.de,
heike.stuenkel.rabe@ekd.de.
Bewerbungsfrist: 15. Oktober 2008 (Poststempel)

3. Auslandsdienst in Moskau

Die Evangelische Kirche in Deutschland sucht zum 
1. September 2009 für ihre Pfarrstelle in Moskau

einen Pfarrer/eine Pfarrerin

für die Dauer von sechs Jahren.

Die Gemeindegruppe besteht überwiegend aus Botschaftsan-
gehörigen, Firmenvertretern, Korrespondenten, Wissenschaft-
lern und Studenten aus den deutschsprachigen Ländern.
Neben der seelsorgerlichen Betreuung der Gemeindegruppe –
besonders wichtig sind gut vorbereitete Gottesdienste und
Predigten – hat der Pfarrer/die Pfarrerin die Aufgabe, an der
Deutschen Schule Moskau zu unterrichten. Wichtig ist die
 Fähigkeit und Bereitschaft, für viele Schüler, Eltern und
 Lehrerkollegen tolerante Gesprächspartnerin/toleranter
 Gesprächspartner zu sein.

Zu den Aufgaben des Pfarrers/der Pfarrerin gehört auch die
Zusammenarbeit mit der vorwiegend russischsprachigen evan-
gelisch-lutherischen Gemeinde in Moskau und mit der
deutschsprachigen katholischen Schwestergemeinde. Ökume-
nische Erfahrungen und Interesse für Orthodoxie werden er-
wartet, um die guten Beziehungen zu den der EKD verbunde-
nen Kirchen weiterzuführen.
Die Gottesdienste finden in der Deutschen Botschaft statt, Ge-
meindeveranstaltungen auch in der geräumigen Pfarrwoh-
nung, die im deutschen Wohngebiet neben der Deutschen
Schule liegt.

Der Erwerb russischer Sprachkenntnisse wird erwartet. Die
EKD bietet vor Dienstbeginn einen bis zu 8-wöchigen
Sprachkurs an.

Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin mit öffentlich-rechtli-
cher Anstellung in einer der Gliedkirchen der EKD und mehr-
jähriger Gemeindeerfahrung. Die Besoldung richtet sich nach
den Bestimmungen der EKD.

Die Ausschreibungsunterlagen sind anzufordern beim:
Kirchenamt der EKD
Hauptabteilung IV
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
Tel.: (05 11) 27 96-126 oder -135, Fax: (05 11) 27 96-725
E-Mail: michael.huebner@ekd.de,
heike.stuenkel.rabe@ekd.de.
Bewerbungsfrist: 15. Oktober 2008 (Poststempel)
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4. Bekanntmachungen und Mitteilungen

Wahl in den Verwaltungsgerichtshof (VGH)
der Union  Evangelischer Kirchen (UEK) 

in der Evangelischen Kirche Deutschlands

Nach dem Ausscheiden von Herrn Superintendent Michael
Kleemann hat die Vollkonferenz der UEK auf ihrer Tagung
am 16. Mai 2008 Herrn Pfarrer Matthias Heinrich, Tanger-
hütte, zum ersten Vertreter des theologischen Beisitzers des
VHG der UEK für die restliche Amtszeit bis 31. Dezember
2010 gewählt.

Magdeburg, den 30. Mai 2008 i. A. Dr. Markus Kapischke
(1053) Kirchenrat

Liste der vom Seelsorgebeirat der Föderation
Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland

empfohlenen Anbieter für Supervision, 
Fallgruppenleitung und Gemeindeberatung

I. Supervision

Folgende Personen sind je nach Qualifikationsnachweis dazu
berechtigt, Einzel-, Gruppen-, Team- und/oder Lehrsupervi-
sion zu erteilen. Die Kompetenz zur Fallgruppenleitung gilt
hingegen in jedem Fall.

Frau Christine Alder-Bächer, Klinikseelsorgerin
Supervisorin DGSF
Wilhelm-Külz-Str. 4
07743 Jena
Tel.: (0 36 41) 35 55 62 (dienstlich)
Fax: (0 36 41) 35 55 66 (dienstlich)
Mobil: (01 72) 3 63 69 84
E-Mail: c.alder-baecher@krisensicher.info

Herr Heinz Bächer, Klinikseelsorger
Supervisor DGSF
Wilhelm-Külz-Str. 4
07743 Jena
Tel.: (0 36 41) 35 55 62 (dienstlich)
Fax: (0 36 41) 35 55 66 (dienstlich)
Mobil: (01 73) 1 58 61 20
E-Mail: h.baecher@krisensicher.info

Frau Edeltraud Bartel, Diplompsychologin
Supervisorin
Grenzweg 30
99091 Erfurt
Tel.: (03 61) 7 46 24 92 (privat)

(03 61) 5 55 33 70 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: traudel.bartel@web.de

Frau Sonja Bartsch, Pfarrerin, Eheberaterin
Supervisorin DGSv und EKFul
Veilchenweg 34
06118 Halle
Tel.: (03 45) 5 50 41 64
Fax: (03 45) 2 08 00 72
Mobil: —
E-Mail: sonja.bartsch@t-online.de

Frau Ulrike Bauer, Ehe-, Familien- und Lebensberaterin
Lehrsupervisorin DGSv
Huttenstr. 14
04249 Leipzig
Tel.: —
Fax: —
Mobil: (01 77) 2 95 40 40
E-Mail: u.bauer@akutd-beratung.de

Frau Sabine Beck, Pfarrerin
Lehrsupervisorin DGfP (KSA)
Schubertstraße 3
38820 Halberstadt
Tel.: (0 39 41) 44 30 22 (privat)

(0 39 41) 61 26 20 (dienstlich)
Fax: (0 39 41) 61 06 21 (privat)
Mobil: (01 72) 7 90 27 89
E-Mail: rs.beck@web.de

Herr Joachim Bock, Freiberufliche Tätigkeit
Supervisor DGSv
Thomas-Müntzer-Str. 22a
99084 Erfurt
Tel.: (03 61) 6 01 06 49 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: jobowei@web.de

Frau Annette Carstens, Pfarrerin, Klinikseelsorgerin
Supervisorin in Ausbildung
Hans-Sailer-Str. 55
99089 Erfurt
Tel.: (03 61) 73 31 29
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: birke.AC@web.de

Frau Hilke Claus-Heider, Klinikseelsorgerin
Supervisorin DGSv
Im Lerchenfelde 16
38855 Wernigerode
Tel.: (0 39 43) 62 67 44 (privat)

(0 39 44) 96 21 20 (dienstlich)
Fax: 03943/626743 (privat)
Mobil: —
E-Mail: hilkeclaus@web.de

Herr Klaus-Dieter Cyranka, Pfarrer i. R.
Lehrsupervisor DGfP (KSA)
Friedenstraße 35
06114 Halle
Tel.: (03 45) 5 22 29 71 (privat)
Fax: (03 45) 5 22 29 71 (privat)
Mobil: (01 72) 3 94 20 24
E-Mail: KDCyranka@t-online.de

Frau Christiane Dietrich, Paarberatung, Coach
Supervisorin DGSv
Lyonel-Feininger-Str. 1
99425 Weimar
Tel.: (0 36 43) 41 47 84 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: (01 72) 3 75 06 65
E-Mail: ch.dietrich@t-online.de
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Herr Volker Eilenberger, Jugendreferent
Supervisor DGSv
Schulstraße 36 
06406 Bernburg
Tel.: (0 34 71) 35 19 57 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: (01 78) 3 88 96 56
E-Mail: effekt-supervision@gmx.de

Frau Thea Frerichs
Supervisorin DGSv
Waldstraße 7
39319 Redekin
Tel.: (03 93 41) 9 42 30 (privat)

(0 39 33) 94 55 03 (dienstlich)
Fax: (03 93 41) 9 42 30 (privat)
Mobil: (01 75) 4 51 10 05
E-Mail: T.Frerichs@jksdl.de

Herr Dr. Michael C. Funke, Organisationsberater,
 Supervisor, Coach Supervisor FPI, DGSv 
Hoepnerstraße 4A
04157 Leipzig
Tel.: (03 41) 9 12 20 91 (dienstlich)
Fax: (03 41) 9 12 20 91 (dienstlich)
Mobil: (01 77) 5 83 55 49
E-Mail: michael.funke@systemic-consulting.net

Frau Dr. Ulrike Galander, Diplom-Pädagogin
Supervisorin
Augustinerstr. 14
99084 Erfurt
Tel.: (03 61) 2 22 09 37 (privat)

(03 61) 2 22 09 38 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: (01 72) 3 70 54 91
E-Mail: Ugalander@t-online.de

Frau Christine Gohles, Klinikseelsorgerin
Lehrsupervisorin DGfP (GPP)
Auf den Lösern 10b
99094 Erfurt
Tel.: (03 61) 6 63 93 42
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: Christine.Gohles@web.de

Frau Ute Griesenbeck, Diplomsozialarbeiterin, 
Kinder- u. Jugendlichenpsychotherapeutin i. A.
Supervisorin DGSv und DGVT
Breite Straße 31
39175 Biederitz
Tel.: (03 91) 25 52 61 23 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: info@ute-griesenbeck.de

Herr Hans-Jürgen Günther, Pfarrer, Geschäftsführer
 Diakonieverein Rudolstadt
Supervisor DGSv
Schulplatz 10
07407 Rudolstadt
Tel.: (0 36 72) 48 04 75 (privat)

(0 36 72) 43 79 34 (dienstlich)
Fax: (0 36 72) 43 79 99 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: h.-j.guenther@web.de

Herr Dr. Ralf Günther, Pfarrer
Supervisor DGfP (KSA) i. A.
Nikolaiplatz 4
04838 Eilenburg
Tel.: (0 34 23) 70 19 07 (privat)

(0 34 23) 60 20 56 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: guenther-ralf@gmx.de

Frau Hildegard Hamdorf-Ruddies, Provinzialpfarrerin
Lehrsupervisorin DGfP (KSA)
Lafontainestr. 17
06114 Halle
Tel.: (03 45) 4 78 97 34 (privat)

(03 45) 5 22 62 35 (dienstlich)
Fax: (03 45) 5 22 64 22 (dienstlich)
Mobil: (01 70) 7 70 63 17
E-Mail: seelsorge.halle@t-online.de

Frau Thea Ilse, Pfarrerin, Sozialmanagement
Supervisorin DGSv
Große Ulrichstraße 7
06108 Halle
Tel.: (03 45) 5 22 09 08 (dienstlich)
Fax: (03 45) 5 22 09 08 (dienstlich)
Mobil: (01 71) 5 42 34 38
E-Mail: thea.ilse@freenet.de

Frau Hanna Ruth Kiethe, Pfarrerin, Klinikseelsorgerin
Supervisorin DGfP (KSA) i. A.
Zabelstr. 2
07545 Gera
Tel.: (03 65) 8 00 15 13 (privat)

(03 65) 8 28 78 42 (dienstlich)
Fax: (03 65) 8 00 49 61 (privat)
Mobil: —
E-Mail: hanna.kiethe@wkg.srh.de

Herr Dr. Martin Klaus, Erwachsenenbildung, 
Leiter Roncalli-Haus Magdeburg
Supervisor DGSv
Gerhart-Hauptmann-Straße 47
39108 Magdeburg
Tel.: (03 91) 7 31 49 44 (privat)

(03 91) 5 96 14 00 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: dr.martin.klaus@web.de

Frau Bettina Koch, Gemeindeberaterin
Supervisorin DGfP und DGSv
Wielandstraße 17
39108 Magdeburg
Tel.: (03 91) 6 23 17 38 (privat)

(03 91) 5 34 61 84 (dienstlich)
Fax: (03 91) 5 34 61 81 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: bettina.koch@ekmd.de

Frau Karin Krapp, Pastorin
Supervisorin DGfP (KSA) i. A.
Humboldtstraße 21
99423 Weimar
Tel.: (0 36 43) 77 73 00 (dienstlich)
Fax: (0 36 43) 77 73 41 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: KrappKarin@t-online.de
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Herr Dr. Martin Krapp, Pfarrer, Klinikseelsorger
Supervisor DGfP (KSA)
Humboldtstraße 21
99423 Weimar
Tel.: (0 36 43) 77 73 00 (privat)

(03 64 58) 5 33 40 (dienstlich)
Fax: (0 36 43) 77 73 41 (privat)
Mobil: (01 73) 9 94 32 26
E-Mail: krappmartin@t-online.de

Herr Helmut Kreuter, Theologe, Sozialpädagoge
Supervisor DGSv
Carl-Ferdinand-Streichhan-Str. 5
99425 Weimar
Tel.: —
Fax: —
Mobil: (01 72) 2 85 89 59
E-Mail: helmut.kreuter@web.de

Herr Reiner Lang, Diplomsozialarbeiter
Supervisor DGSv
Günterstr. 7
99092 Erfurt
Tel.: (03 61) 2 11 93 88 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: (01 71) 2 69 50 96
E-Mail: ReinerLang@gmx.de

Frau Irene Leonhardt, Pfarrerin i. R., 
Psychologische Beraterin
Supervisorin DGSv und EKFuL
Röntgenstraße 6
38855 Wernigerode
Tel.: (03 61) 3 46 57 22 (privat und dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: i.leonhardt@geole.info

Frau Hiltrud Liedtke, Leiterin Ökumenische
 Telefonseelsorge Erfurt
Supervisorin in Ausbildung DGSv
Conrad-Stolle-Weg 2
99097 Erfurt
Tel.: (03 61) 4 21 79 57 (privat)

(03 61) 5 62 16 20 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: telefonseelsorge.ef@t-online.de

Herr Volker Lindner, Diplomsozialpädagoge, Sozialarbeiter
Supervisor DGSv
Hainweg 9
99817 Eisenach
Tel.: (0 36 91) 21 73 49 (privat)
Fax: —
Mobil: (01 78) 4 76 98 30
E-Mail: volker.lindner@gmx.de

Frau Gudrun Loettel, Ehe-, Familien- und Lebensberaterin
i. R.
Supervisorin EKFuL und DGSv
Seepark 1
39116 Magdeburg
Tel.: (03 91) 6 31 37 82
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: —

Frau Inge Lück, Ehe- und Lebensberaterin
Supervisorin DGSv
Hauptstr. 30
14789 Wusterwitz
Tel.: (03 38 39) 7 15 90 (privat)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: supervision-inge.lueck@gmx.de

Frau Helgard Mähnert, Rentnerin
Supervisorin DGSv
Harzweg 6
06484 Quedlinburg
Tel.: (0 39 46) 70 82 17 (privat)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: —

Herr Peter Matheis, Pfarrer
Supervisor
Schillerstr. 5
99096 Erfurt
Tel.: (03 61) 3 73 18 33 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: —

Herr Karsten Meinhardt
Supervisor/Mediator (selbstständig)
Supervisor DGSv
Büro Supervision
Gerberstr. 1
06108 Halle
Tel.: (03 45) 6 78 67 72 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: (01 72) 3 65 20 51
E-Mail: supervision-halle@web.de

Frau Carola Merkel, Diplomsozialpädagogin
Supervisorin DGSv
Flemmingen Nr. 27
04618 Jückelberg (OT Flemmingen)
Tel.: (03 44 97) 8 15 26 (privat)
Fax: —
Mobil: (01 76) 51 56 28 15
E-Mail: gucco@gmx.net

Frau Cordula Meyer, Supervisorin
Supervisorin DGSv
Riemannstr. 6
07745 Jena
Tel.: (0 36 41) 20 58 55 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: Cordula_Meyer@web.de

Frau Birgit Neumann-Becker, Pfarrerin
Supervisorin DGSv
An der Petruskirche 3
06120 Halle
Tel.: (03 45) 1 35 27 22 (privat)
Fax: —
Mobil: (01 72) 3 98 61 15
E-Mail: birgit.neumann@ekmd.de
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Frau Katrin Otto, Leiterin Thüringer Präventivbüro
Supervisorin DGSv
Elisabethstr. 5a
99096 Erfurt
Tel.: (03 61) 2 22 96 15 (privat)

(03 61) 2 12 80 80 (dienstlich)
Fax: (03 61) 2 12 80 81 (dienstlich)
Mobil: (01 51) 12 35 89 53
E-Mail: otto@bueroimpuls.de

Herr Michael Rafalski, Pfarrer, Leiter der Telefonseelsorge
Magdeburg
Supervisor DGSv
Hellestraße 3
39112 Magdeburg
Tel.: (03 91) 2 53 09 51 (privat)

(03 91) 5 33 44 02 (dienstlich)
Fax: (03 91) 5 33 44 03 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: ts-md@t-online.de

Frau Theresa Rinecker, Pastorin
Supervisorin DGfP (KSA)
Pfeifferstraße 28
99423 Weimar
Tel.: (0 36 43) 49 75 49 (privat)

(0 36 43) 2 41 03 20 (dienstlich)
Fax: (0 36 43) 2 41 03 29 (dienstlich)
Mobil: (01 71) 2 02 03 25
E-Mail: seelsorgeseminar@t-online.de

Frau Jutta Rittweger, Psychotherapeutin
Supervisorin DGfP (KSA)
Kleine Marktstraße 3
06108 Halle
Tel.: (03 45) 2 98 48 85 (dienstlich)
Fax: (03 45) 2 98 96 00 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: Rjutta@t-online.de

Frau Dorothee Herfurth-Rogge, Pfarrerin, Leiterin der
 Telefonseelsorge Halle e.V.
Supervisorin in Ausbildung DGSv
Schulplatz 4
06124 Halle
Tel.: (03 45) 6 81 34 40 (privat)

(03 45) 2 02 59 70 (dienstlich)
Fax: (03 45) 6 81 34 40 (privat)

(03 45) 2 02 59 67 (dienstlich)
Mobil: (01 60) 8 03 94 67
E-Mail: dorothee.rogge@freenet.de

Frau Ursula Rudorf, Ehe-, Familien- und Lebensberaterin
Supervisorin
Mozartstr. 2
07570 Weida
Tel.: (03 66 03) 6 19 61 (privat)

(03 66 03) 26 17 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: —

Frau Dr. Anette Schuchart, Fachärztin für Psychiatrie und
Psychotherapie
Supervisorin (Anerkennung über Landesärztekammer)
Platz der Freiheit 13
07570 Weida

Tel.: (03 66 03) 4 05 46 (privat)
(03 66 03) 61 61 85 (dienstlich)

Fax: (03 66 03) 61 61 87 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: —

Frau Beate Schuhmann, Psychosoziale Beraterin
Supervisorin DGSv
Berggasse 3
07745 Jena
Tel.: (0 36 41) 61 94 77 (privat)

(0 36 41) 93 06 80 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: (01 79) 8 74 98 76
E-Mail: beate.schuhmann@gmx.de

Herr Bernd Schulz, Pfarrer
Supervisor in Ausbildung, DGfP (KSA)
Klötzer Str. 27
38486 Kusey
Tel.: (03 90 05) 4 08 (dienstlich)
Fax: (03 90 05) 5 01 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: Bernd.Schulz-Kusey@t-online.de

Frau Evamaria Simon, Pfarrerin, Studienleiterin für
 Gemeindepädagogik
Supervisorin DGSv
Große Schulstr. 3
39307 Genthin
Tel.: (0 39 33) 80 52 31 (privat)

(0 33 81) 25 02 70 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: evamariasimon@web.de

Herr Wolfgang Stietz, Diplomsupervisor und Organisations-
entwickler (selbstständig)
Supervisor DGSv
Hohler Steinweg 16
34379 Calden bei Kassel
Tel.: (0 56 09) 18 49 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: (01 72) 6 06 17 41
E-Mail: stietz@supervision-2000.de

Frau Elisabeth Strube, Pfarrerin, Altenheim- und Klinikseel-
sorgerin
Supervisorin DGSv
Wernerplatz 2
39576 Stendal
Tel.: (0 39 31) 49 37 84 (privat)
Fax: (0 39 31) 49 37 84 (privat)
Mobil: (01 75) 4 54 11 83
E-Mail: EDI.Strube@web.de

Frau Madlen Tamm, Diplomsozialpädagogin
Supervisorin DGSv
Lessingstr. 27
99425 Weimar
Tel.: (0 36 43) 40 00 24 (privat)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: madlentamm@web.de
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Herr Werner Trebst, Diplompädagoge
Supervisor
Vorstadt 22
07586 Caaschwitz
Tel.: (03 66 05) 8 49 77 (privat)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: wernertrebst@aol.com

Frau Elisabeth Urmoneit, Supervisorin
Supervisorin DGfP (KSA)
Potsdamer Str. 10a
39114 Magdeburg
Tel.: (03 91) 8 11 82 54
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: hannesmartin.urmoneit@freenet.de

Frau Dorothea Victor, Supervisorin, Coaching
Supervisorin DGSv
Berkaer Str. 23a
99425 Weimar
Tel.: (0 36 43) 77 70 00 (dienstlich)
Fax: (0 36 43) 77 70 00 (dienstlich)
Mobil: (01 62) 6 26 27 88
E-Mail: info@argo-supervision.de

Herr Christoph Victor, Pfarrer
Lehrsupervisor DGSv
Ludwig-Feuerbach-Str. 4
99425 Weimar
Tel.: (0 36 43) 40 12 76 (privat/dienstlich)
Fax: (0 36 43) 40 12 76 (privat/dienstlich)
Mobil: (01 72) 9 22 14 91
E-Mail: cc.victor@gmx.de

Frau Mirjam Voß, Klinikseelsorgerin
Supervisorin DGSv
Gräfestraße 19
06110 Halle
Tel.: (03 45) 2 90 11 97 (privat)

(0 34 61) 27 13 22 (dienstlich)
Fax: (03 45) 2 90 11 97 (privat)
Mobil: —
E-Mail: mirjam.voss@web.de

Herr Albrecht Warweg, Pfarrer
Supervisor DGSv
Sachauer Weg 1
39638 Solpke
Tel.: (03 90 87) 2 49 (privat/dienstlich)
Fax: (03 90 87) 2 49 (privat/dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: —

Frau Ulrike Weinhold-Bottner, Diplompädagogin
Supervisorin
Nessbergstr. 4
36179 Asmushausen-Bebra
Tel.: (0 66 22) 21 93 (privat)

(0 66 22/91 85 70 (dienstlich)
Fax: —
Mobil: —
E-Mail: weinhold-supervision@t-online.de

Frau Rita Wieggrebe, Seelsorge-Beraterin (GwG)
 Neinstedter Anstalten
Supervisorin DGSv
Lindenstraße 22a
06502 Neinstedt
Tel.: (0 39 47) 61 07 12 (privat)

(0 39 47) 9 98 00 (dienstlich)
Fax: (0 39 47) 61 07 09 (privat)
Mobil: (01 57) 2 95 67 49
E-Mail: rita@wieggrebe.net

Frau Christine Ziepert, Gemeindepädagogin
Lehrsupervisorin DGSv
Ziegenhainer Str. 60b
07749 Jena
Tel.: (0 36 41) 33 62 80 (privat)
Fax: (0 36 41) 33 62 81 (privat)
Mobil: —
E-Mail: christineziepert@web.de

II. Fallgruppenleitung

Folgende Personen sind auf der Grundlage eines Qualifikati-
onsnachweises berechtigt, Fallgruppenbesprechungen zu lei-
ten (die Befähigung bezieht sich nicht auf die unter I. genann-
ten supervisorischen Aufgaben).

Frau Angelika Cyranka, Klinikseelsorgerin i. R.
Seelsorgeberaterin DGfP (KSA)
Friedensstraße 35
06114 Halle
Tel.: (03 45) 5 22 29 71
Fax: (03 45) 5 22 29 71
Mobil: —
E-Mail: —

Frau Christine Keller, Pfarrerin, Klinikseelsorgerin
Seelsorgeberaterin DGfP (KSA)
Hallesche Straße 22
06120 Lieskau
Tel.: (03 45) 5 51 27 02 (privat)

(03 45) 5 57 25 74 (dienstlich)
Fax: (03 45) 5 51 27 00 (privat)

(03 45) 5 57 25 74 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: Annchristine.keller@web.de

Frau Cornelia Scriba, Gestalttherapeutin 
Supervisorin DVG
Ernst-Thälmann-Str. 37
39291 Vehlitz
Tel.: (03 92 00) 5 50 64 (dienstlich)
Fax: (03 92 00) 5 12 82 (dienstlich)
Mobil: —
E-Mail: scriba-vehlitz@gmx.de

III. Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung
(GB/OE)

Arbeitsgemeinschaft GB/OE in der EKKPS mit folgenden
 Namen:
Bettina Koch, Johannes Krause, Dirk Lehner (i. A.), Karl-
Heinz Nickschick, Ingrid Wallmann (qualifiziert nach den
Standards der Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung in
der EKD)
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Ansprechpartnerin:
Frau Bettina Koch
Arbeitsstelle Kirchliche Dienste
Referat Gemeindeberatung/Organisationsentwicklung
Leibnizstraße 4
39104 Magdeburg
Tel.: (03 91) 5 34 61 84
Fax: (03 91) 5 34 61 81
E-Mail: bettina.koch@ekmd.de
Internet: www.akd-Kirchlichedienste.de

B. Evangelische Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen

1. Gesetze, Verordnungen, Verfügungen

Kirchengesetz über die Zustimmung 
zur Verfassung der  Evangelischen Kirche 

in Mitteldeutschland und zu den  ausführenden
Wahlgesetzen

(Zustimmungs- und Ausführungsgesetz 
zur Verfassung der EKM – ZustGVerf)

Vom 5. Juli 2008

Die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen hat gemäß Artikel 74 Abs. 2 Nr. 1, Artikel 113 Abs. 2
Satz 3 der Grundordnung und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8, 
Artikel 10 Abs. 3 Nr. 2 der Vorläufigen Ordnung der Födera-
tion Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland mit
 verfassungsändernder Mehrheit das folgende Kirchengesetz
beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Zustimmung zur Verfassung der Evangelischen Kirche 

in Mitteldeutschland

§ 1

Die Synode stimmt dem von der Föderationssynode der Föde-
ration Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland (Föderati-
onssynode) am 3. Juli 2008 verabschiedeten Text der Verfas-
sung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu. Die
Zustimmung umfasst auch die Änderung des Vereinigungsver-
trages zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thürin-
gen (Vereinigungsvertrag), soweit Namen und Bezeichnungen
in der Verfassung vom Vereinigungsvertrag abweichen oder
diesen konkretisieren. 

§ 2

Mit Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland treten außer Kraft:
1. die Grundordnung der Evangelischen Kirche der Kirchen-

provinz Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Juli 2004 (ABl. EKKPS S. 78), zuletzt geändert
durch Kirchengesetz vom 18. November 2006 (ABl. S.
247), 

2. das Kirchengesetz über die Zustimmung zum Föderati-
onsvertrag zwischen der Evangelischen Kirche der Kir-
chenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Thüringen sowie über die Anpassung an die

Strukturen der Föderation vom 27. März 2004 (ABl.
EKKPS S. 57). 

Artikel 2
Zustimmung zum Kirchengesetz über die Wahlen zu den
Kreissynoden und zur Landessynode der Evangelischen

Kirche in Mitteldeutschland

§ 1

Die Synode stimmt dem von der Föderationssynode am 4. Juli
2008 beschlossenen Kirchengesetz über die Wahlen zu den
Kreissynoden und zur Landessynode der Evangelischen Kir-
che in Mitteldeutschland (Synodenwahlgesetz) zu. 

§ 2

(1) Die Bildung und Konstituierung von Kreissynoden und
Kreiskirchenräten in den Kirchenkreisen der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen im Jahr 2008 sowie die
Wahlen der Vertreter der Kirchenkreise für die erste Landes-
synode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erfol-
gen nach Maßgabe dieses Synodenwahlgesetzes. Entgegenste-
hende Bestimmungen der Grundordnung oder sonstigen
Rechts der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
finden keine Anwendung. 
(2) Die Wahlen zu den Kreissynoden sollen spätestens am 
31. Oktober 2008, die Konstituierung der Kreissynoden und
die Wahlen der Vertreter der Kirchenkreise für die erste Lan-
dessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland sol-
len spätestens am 30. November 2008 abgeschlossen sein. 

Artikel 3
Zustimmung zum Kirchengesetz über die Wahl 
des Landesbischofs und der Regionalbischöfe 

der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

§ 1

Die Synode stimmt dem von der Föderationssynode am 4. Juli
2008 beschlossenen Kirchengesetz über die Wahl des Landes-
bischofs und der Regionalbischöfe der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland (Bischofswahlgesetz) zu.

§ 2

Soweit vor Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland Vorbereitungen für die Wahl des
Landesbischofs der Evangelischen Kirche in Mitteldeutsch-
land oder eines Regionalbischofs erforderlich werden, erfol-
gen sie nach Maßgabe dieses Bischofswahlgesetzes. Entge-
genstehende Bestimmungen der Grundordnung oder sonstigen
Rechts der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen
finden keine Anwendung.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008 in
Kraft. 

Lutherstadt, Wittenberg, den 5. Juli 2008
(0024-1)

Kirchenleitung Axel Noack
der Evangelische Kirche Bischof
der Kirchenprovinz Sachsen
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Kirchengesetz über die Zustimmung zu den
Begleitgesetzen zur Verfassung der

 Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Zustimmungsgesetz zu den Begleitgesetzen

zur Verfassung – ZustBeglG)

Vom 5. Juli 2008

Die Synode der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen hat aufgrund von Artikel 74 Abs. 2 Nr. 1 der Grund-
ordnung und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung
der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
das folgende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkün-
det wird:

§ 1

Die Synode stimmt den folgenden von der Föderationssynode
der Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
am 4. Juli 2008 verabschiedeten Kirchengesetzen der zukünf-
tigen Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu:
1. Kirchengesetz über die Finanzierung der kirchlichen Ar-

beit in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Finanzgesetz),

2. Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter (Kreiskirchen-
amtsgesetz),

3. Kirchengesetz über die Rechts- und Fachaufsicht über die
kirchlichen Körperschaften in der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland (Aufsichtsgesetz),

4. Kirchengesetz über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe
(Pröpste) sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung
der Propstsprengel in der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland (Propstsprengelgesetz).

§ 2

Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland wird gemäß Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der
Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in
Mitteldeutschland ermächtigt, die weiteren für das Inkrafttre-
ten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland erforderlichen Gesetze zu erlassen. 

§ 3

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, zu Maßnahmen des Kir-
chenamtes oder der Kirchenleitung der Föderation Evangeli-
scher Kirchen in Mitteldeutschland, die in Vorbereitung des
Inkrafttretens der in §§ 1 und 2 genannten Gesetze vor In-
krafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland erforderlich werden und das Recht der Evangeli-
schen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen berühren, ihre Zu-
stimmung zu erteilen. 

§ 4

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008 in
Kraft. 

Lutherstadt Wittenberg, den 5. Juli 2008
(0024-2)

Kirchenleitung Axel Noack
der Evangelische Kirche Bischof
der Kirchenprovinz Sachsen

Gründung und Satzung der Johannes-Schul-
stiftung der Evangelischen Kirche der Kir-

chenprovinz Sachsen

Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenpro-
vinz Sachsen hat in ihrer Sitzung vom 18. Januar 2008 gemäß
Artikel 80 Abs. 2 Nr. 7 Grundordnung die Gründung der öf-
fentlich-rechtlichen Stiftung „Johannes-Schulstiftung der
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen“ mit der
nachfolgenden Satzung beschlossen. Die Stiftung wurde am
29. Februar 2008 vom Kultusministerium des Landes
 Sachsen-Anhalt gemäß Artikel 8 Abs. 3 des Vertrages des
Landes Sachsen-Anhalt mit den Evangelischen Landeskirchen
in Sachsen-Anhalt (Evangelischer Kirchenvertrag Sachsen-
Anhalt) vom 15. September 1993 (GVBl. LSA Nr. 7/1994, 
S. 173) sowie § 27 Abs. 1 des Gesetzes über die Bildung und
Tätigkeit von Stiftungen – Stiftungsgesetz – in der Bekannt-
machung vom 1. Januar 1997 (GVBl. S. 144) genehmigt.

Magdeburg, den 18. Januar 2008
(6712-Evangelische Johannes-Schulstiftung)

Die Kirchenleitung der Axel Noack
Evangelischen Kirche Bischof
der Kirchenprovinz Sachsen

Satzung der Johannes-Schulstiftung 
der Evangelische Kirche 

der Kirchenprovinz Sachsen 
(Evangelische Johannes-Schulstiftung)

Vom 18. Januar 2008

Präambel

Mit der Errichtung der Evangelischen Johannes-Schulstiftung
möchten die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sach-
sen, die Provinzial-Sächsische Genossenschaft des Johanniter-
ordens und die Johanniter-Unfall-Hilfe e. V. ihren Willen be-
kräftigen, ihren Bildungsauftrag bezüglich der heranwachsen-
den Generation wahrzunehmen.

Schulen der Evangelischen Johannes-Schulstiftung leisten ih-
ren Beitrag zur Erziehung und Bildung auf der Grundlage des
Evangeliums. Das Leben in der Schulgemeinschaft einer
evangelischen Schule soll dazu beitragen, dass Schülerinnen
und Schüler, Lehrerinnen und Lehrer und Eltern zu einem am
christlichen Glauben orientierten Lebensverständnis finden,
das zur Annahme der eigenen Person, zur Offenheit im Um-
gang mit anderen Menschen und zu verantwortlichem Han-
deln in Kirche und Gesellschaft führt.

Ziel der Ausbildung an Schulen der Evangelischen Johannes-
Schulstiftung ist es, die Entwicklung der Schülerinnen und
Schüler zu eigenständigem Denken, Fühlen und Handeln zu
fördern, ein Verhalten aus sozialer Verantwortung mit ihnen
einzuüben und sie zu einem erfolgreichen Schulabschluss zu
führen.

§ 1
Name, Rechtsform, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Die Stiftung trägt den Namen „Johannes-Schulstiftung
der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen (Evan-
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gelische Johannes-Schulstiftung)“ und ist ein Werk der Evan-
gelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen. Sie ist eine
rechtsfähige kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts.
(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Magdeburg.

§ 2
Zweck

(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung von Bildung und
Erziehung, von Religion und Glauben und in diesem Zusam-
menhang auch von Forschung und Lehre. Dieses schließt Zu-
wendungen für die Schaffung und Unterhaltung der erforderli-
chen Bauten ein.
(2) Der Stiftungszweck der Förderung von Bildung und Er-
ziehung wird vor allem verwirklicht durch
1. die Neugründung und Übernahme von Trägerschaften von

evangelischen Schulen, insbesondere von Sekundarschu-
len,

2. die Unterstützung von Projekten, die die Errichtung evan-
gelischer Schulen durch andere Körperschaften zum Ge-
genstand haben,

3. die Zusammenarbeit mit Trägern anderer evangelischer
Schulen und dem für Schulen zuständigen Dezernat des
Kirchenamtes zur Förderung eines einheitlichen Erschei-
nungsbildes evangelischer Schulen in der Föderation
Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland. 

(3) Der Stiftungszweck der Förderung von Religion und
Glauben wird im Rahmen des Schulbetriebs insbesondere
durch den Evangelischen Religionsunterricht als Pflichtfach
sowie durch Schulandachten und Schulgottesdienste verwirk-
licht.
(4) Der Stiftungszweck der Förderung von Forschung und
Lehre soll im Rahmen der dafür einzuwerbenden Stiftungs-
mittel insbesondere durch die Vergabe von Forschungsstipen-
dien verwirklicht werden.

§ 3
Schulen in Trägerschaft der Stiftung

(1) Die Schulen in Trägerschaft der Stiftung sind Schulen in
freier Trägerschaft nach Landesrecht. Sie werden in Erfüllung
des Auftrags der Kirche nach den Grundsätzen evangelischen
Glaubens und evangelischer Erziehung geführt.
(2) Schulen in Trägerschaft der Stiftung müssen die Kriterien
für eine Anerkennung der Evangelischen Kirche der Kirchen-
provinz Sachsen als kirchliche Schule im Sinne von § 3 
Abs. 3 Kirchengesetz über die Unterstützung von Schulen in
freier evangelischer und ökumenisch orientierter Trägerschaft
(Schulunterstützungsgesetz) vom 16. November 1997 
(ABl. EKKPS S. 216) oder im Sinne von § 3 Abs. 2 Ordnung
des Evangelischen Schulwerks in Mitteldeutschland vom
17./22. Januar 2008 (ABl. S. 33) erfüllen. Die in der Evange-
lischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen geltende Kirchli-
che Arbeitsvertragsordnung für Angestellte oder die Arbeits-
vertragsrichtlinien des Diakonischen Werkes der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden Fassung
sind anzuwenden. 

§ 4
Vermögen, Verwendung der Mittel

(1) Das Grundstockvermögen besteht aus einem Anfangsver-
mögen in Höhe von 1.400.000 Euro. 
(2) Das Grundstockvermögen ist in seinem Bestand unge-
schmälert zu erhalten. Ihm wachsen Zustiftungen und diejeni-
gen Zuwendungen zu, die dazu bestimmt sind. Zuwendungen
ohne Zweckbestimmung können dem Stiftungsvermögen zu-
geführt werden.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßi-
gen Zwecke verwendet werden. Es darf keine Person durch
Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt wer-
den.
(4) Der Erfüllung des Stiftungszwecks dienen die Erträge des
Stiftungsvermögens sowie Zuwendungen, soweit diese nicht
als Zustiftungen bestimmt sind. Das Grundstockvermögen
kann in einzelnen Geschäftsjahren bis zur Höhe von 5 vom
Hundert des Vorjahresbestandes in Anspruch genommen wer-
den, soweit das Kuratorium zuvor mit der Mehrheit von zwei
Dritteln seiner Mitglieder durch Beschluss festgestellt hat,
dass die Entnahme des Betrages zur Erfüllung des Stiftungs-
zwecks dringend erforderlich ist; seine Rückführung muss in-
nerhalb der nächsten drei Geschäftsjahre sichergestellt sein.
(5) Ein Rechtsanspruch auf die Zuwendung von Stiftungsmit-
teln besteht nicht.

§ 5
Organe

(1) Organe der Stiftung sind
1. der Vorstand,
2. das Kuratorium.
(2) Ein Mitglied kann nicht beiden Organen der Stiftung
gleichzeitig angehören.
(3) Bei der Übernahme ihres Amtes geben die Mitglieder der
Organe schriftlich die Versicherung ab, die kirchliche Aufgabe
der Stiftung und ihrer Einrichtungen als Werk christlichen
Glaubens zu wahren und zu fördern.
(4) Die Mitglieder sind verpflichtet, über Angelegenheiten,
die ihrem Wesen nach vertraulich oder als solche ausdrücklich
bezeichnet worden sind, dauernd, auch nach dem Ausscheiden
aus dem Amt, Verschwiegenheit zu bewahren. Eine entspre-
chende Verpflichtungserklärung ist bei der Übernahme des
Amtes schriftlich abzugeben.
(5) Die Mitgliedschaft im Vorstand setzt die Mitgliedschaft in
der evangelischen Kirche voraus. Die Mitgliedschaft im Kura-
torium setzt in der Regel die Mitgliedschaft in einer evangeli-
schen Kirche, anderenfalls in einer zur Arbeitsgemeinschaft
Christlicher Kirchen in Deutschland e. V. gehörenden Kirche
voraus. Eine Wiederwahl oder Wiederbenennung ist möglich.
(6) Die Mitgliedschaft in den Organen endet
1. durch Niederlegung,
2. durch Abberufung, die bei Mitgliedern des Kuratoriums

nur aus wichtigem Grund zulässig ist,
3. mit Vollendung des 70. Lebensjahres,
4. bei einer oder einem hauptamtlichen Vorsitzenden des

Vorstands mit dem Ausscheiden aus dem Dienst der Stif-
tung,

5. bei Vertreterinnen oder Vertretern der Elternschaft mit Be-
endigung der Beschulung des letzten Kindes in einer zur
Stiftung gehörenden Schule.

Im Falle des Ausscheidens des Mitglieds eines Organs vor
Ablauf der Amtszeit wird von dem berufenden Gremium für
den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied benannt.
(7) Die ehrenamtlichen Mitglieder haben Anspruch auf Er-
satz ihrer Reisekosten und ihrer notwendigen Auslagen.

§ 6
Vorstand, Vorsitz

(1) Der Vorstand besteht aus bis zu drei Mitgliedern. Sie sind
gleichberechtigt und werden vom Kuratorium für eine Amts-
zeit von vier Jahren berufen. Werden Vorstandsmitglieder
hauptamtlich angestellt, beträgt die Amtsdauer sechs Jahre. 
(2) Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, wählt das
Kuratorium aus dem Kreis der Mitglieder des Vorstands einen
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Vorsitzenden oder eine Vorsitzende. Besteht der Vorstand aus
mehr als zwei Mitgliedern, wird außerdem ein stellvertreten-
der Vorsitzender oder eine stellvertretende Vorsitzende ge-
wählt. 
(3) Eine Abberufung von Vorstandsmitgliedern ist mit den
Stimmen von zwei Dritteln der Mitglieder des Kuratoriums
möglich.
(4) Die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende
des Kuratoriums kann an den Sitzungen des Vorstands ohne
Stimmrecht teilnehmen.
(5) Nach Ablauf der Amtszeit führen die Mitglieder des Vor-
stands ihr Amt bis zum Amtsantritt der Nachfolgerinnen und
Nachfolger weiter. Scheiden Vorstandsmitglieder vorzeitig
aus, führen die verbliebenen Mitglieder des Vorstands die
Aufgaben der Stiftungsverwaltung allein weiter. Ausgeschie-
dene Vorstandsmitglieder hat das Kuratorium unverzüglich zu
ersetzen.

§ 7
Geschäftsgang des Vorstands

(1) Besteht der Vorstand aus mehreren Mitgliedern, gelten die
folgenden Bestimmungen der Absätze 2 bis 5.
(2) Die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende
lädt die Vorstandsmitglieder mit einer Frist von einer Woche
schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung zu den Sitzun-
gen ein. Die Ladungsfrist kann im Eilfall verkürzt werden.
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder ord-
nungsgemäß geladen sind und mindestens zwei Mitglieder,
unter ihnen die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vor-
sitzende, anwesend sind.
(3) Der Vorstand entscheidet durch Beschluss. Er fasst seine
Beschlüsse grundsätzlich in Sitzungen. Im Einzelfall ist eine
Beschlussfassung im Wege schriftlicher Abstimmung zulässig,
wenn kein Mitglied dem widerspricht. In diesem Fall fordert
die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende un-
ter Angabe einer Frist von mindestens einer Woche zur Ab-
gabe der Stimme auf. An einer schriftlichen Abstimmung
müssen sich alle Vorstandsmitglieder beteiligen. 
(4) Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden
oder der sich an einer schriftlichen Abstimmung beteiligenden
Mitglieder gefasst, soweit diese Satzung nichts anderes be-
stimmt.
(5) Über jede Sitzung des Vorstands ist eine Niederschrift an-
zufertigen, die von der oder dem Vorsitzenden oder stellver-
tretenden Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Beschlüsse sind
im Wortlaut festzuhalten. Bei schriftlicher Abstimmung sind
die Voten einschließlich der Beschlüsse der Niederschrift bei-
zulegen. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist dem Kurato-
rium zu übersenden.

§ 8
Aufgaben des Vorstands, Vertretung, Geschäftsführung

(1) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außerge-
richtlich. Er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. Die
Mitglieder des Vorstands sind nach außen jeweils allein ver-
tretungsberechtigt. Im Innenverhältnis ist jedes Mitglied an
die Beschlüsse des Vorstands und des Kuratoriums gebunden.
(2) Der Vorstand verwaltet die Stiftung nach Maßgabe der ge-
setzlichen Bestimmungen und dieser Satzung in eigener Ver-
antwortung. Er hat dabei den Willen der Stifter so wirksam
und nachhaltig wie möglich zu erfüllen. Der Vorstand leitet
die Stiftung im Rahmen der Beschlüsse des Kuratoriums; er
darf alle Geschäfte vornehmen, die der Erreichung des sat-
zungsmäßigen Zwecks dienen. Die Vorstandsmitglieder sind
zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung des Stiftungs-
vermögens und der sonstigen Mittel verpflichtet. 

(3) Aufgaben des Vorstands sind insbesondere 
1. die Aufstellung des Haushaltsplans der Stiftung,
2. die Anstellung, Ernennung, Beförderung, Entlassung und

Ruhestandsversetzung von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Stiftung im Rahmen des genehmigten Stellen-
plans,

3. die Erstellung der Jahresrechnung einschließlich der Ver-
mögensaufstellung,

4. die Erstellung des jährlichen Berichtes über die Erfüllung
des Stiftungszwecks. 

Im Übrigen ist der Vorstand für alle Angelegenheiten der Stif-
tung zuständig, die nicht dem Kuratorium oder dem pädagogi-
schen Beirat zugewiesen sind.
(4) Eines der Vorstandsmitglieder ist insbesondere für die
Schulaufsicht über die von der Stiftung getragenen Schulen
zuständig. Es beruft Schulleitungsversammlungen ein und be-
rät sich mit den Schulleiterinnen und Schulleitern über die
Angelegenheiten der evangelischen Schulen in Trägerschaft
der Stiftung. Es ist Dienstvorgesetzter der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Stiftung, soweit die Geschäftsordnung die
Wahrnehmung dieser Aufgabe nicht anders regelt.
(5) Die Abgrenzung der Befugnisse des Vorstands erfolgt in
einer Geschäftsordnung, die das Kuratorium auf Vorschlag des
Vorstands erlässt. 
(6) Der Vorstand ist dem Kuratorium für seine Arbeit verant-
wortlich. Er berichtet dem Kuratorium regelmäßig über alle
Angelegenheiten der Stiftung.

§ 9
Kuratorium, Vorsitz

(1) Das Kuratorium besteht aus neun bis zwölf Mitgliedern,
die ihr Amt ehrenamtlich und unentgeltlich ausüben.
(2) Die Mitglieder des Kuratoriums werden von der Kirchen-
leitung berufen. Dabei werden bis zu drei Vertreterinnen oder
Vertreter der Provinzial-Sächsischen Genossenschaft des Jo-
hanniterordens auf deren Vorschlag berücksichtigt sowie ein
Vertreter auf Vorschlag der Elternschaft. 
(3) Personen, die zu der Stiftung in einem Anstellungsver-
hältnis stehen, können nicht zu Mitgliedern des Kuratoriums
berufen werden.
(4) Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte für die Dauer von
drei Jahren eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie
eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden
Vorsitzenden. Die Wahl bedarf der Bestätigung durch die Kir-
chenleitung.
(5) Die Amtszeit des Kuratoriums beträgt sechs Jahre.

§ 10
Geschäftsgang des Kuratoriums

(1) Das Kuratorium tritt nach Bedarf, in der Regel viermal
im Jahr, zusammen. Eine Sitzung des Kuratoriums ist einzu-
berufen, wenn mindestens drei Mitglieder dies mit schriftli-
cher Begründung verlangen.
(2) Die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende
lädt die Kuratoriumsmitglieder mit einer Frist von zwei Wo-
chen schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Das
Kuratorium ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder ord-
nungsgemäß geladen sind und mindestens die Hälfte der Mit-
glieder, unter ihnen die oder der Vorsitzende oder stellvertre-
tende Vorsitzende anwesend sind. 
(3) Das Kuratorium entscheidet durch Beschluss. Es fasst
seine Beschlüsse grundsätzlich in Sitzungen. Im Einzelfall ist
eine Beschlussfassung im Wege schriftlicher Abstimmung zu-
lässig, wenn kein Mitglied dem widerspricht. In diesem Fall
fordert die oder der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsit-
zende unter Angabe einer Frist von mindestens einer Woche
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zur Abgabe der Stimme auf. An einer schriftlichen Abstim-
mung müssen sich mindestens zwei Drittel der Vorstandsmit-
glieder beteiligen. 
(4) Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden
oder der sich an einer schriftlichen Abstimmung beteiligenden
Kuratoriumsmitglieder gefasst, soweit diese Satzung nichts
anderes bestimmt.
(5) Über jede Sitzung des Kuratoriums ist eine Niederschrift
anzufertigen, die von der oder dem Vorsitzenden oder stellver-
tretenden Vorsitzenden des Kuratoriums und einem weiteren
Mitglied zu unterzeichnen ist. Beschlüsse sind im Wortlaut
festzuhalten. Bei schriftlicher Abstimmung sind die Voten ein-
schließlich der Beschlüsse der Niederschrift beizulegen. Eine
Ausfertigung der Niederschrift ist dem Kirchenamt der Föde-
ration Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland zu über-
senden.
(6) Das Kuratorium tagt nicht öffentlich. Der Vorstand nimmt
mit beratender Stimme an den Sitzungen des Kuratoriums teil,
soweit das Kuratorium nicht etwas anderes beschließt.

§ 11
Aufgaben des Kuratoriums

(1) Das Kuratorium berät, unterstützt und überwacht den Vor-
stand bei seiner Tätigkeit. Der Beschlussfassung des Kuratori-
ums sind folgende Angelegenheiten vorbehalten:
1. die Gründung weiterer Schulen sowie Übernahme von

Schulträgerschaften,
2. der Erlass von Grundsätzen für die Anlage des Stiftungs-

vermögens,
3. der Erlass von Empfehlungen für die Verwaltung des

Grundstockvermögens und die Verwendung der Stiftungs-
mittel,

4. die Inanspruchnahme des Grundstockvermögens nach § 4
Abs. 4,

5. die Berufung und Abberufung der Mitglieder des
 Vorstands,

6. der Erlass der Geschäftsordnungen des Vorstands und des
pädagogischen Beirats,

7. der Beschluss über den Jahresbericht des Vorstands,
8. die Entlastung des Vorstands,
9. der Erlass von Grundsätzen und Richtlinien für die päda-

gogische Arbeit der Schulen in Trägerschaft der Stiftung,
10. die Aufstellung des Haushaltsplans der Stiftung nach § 12

Abs. 2,
11. die Berufung des pädagogischen Beirats,
12. Satzungsänderungen nach § 15 Abs. 1,
13. die Festsetzung des Stellenplans der Stiftung,
14. die Besetzung von Schulleitungs- und Funktionsstellen,
15. die Aufnahme von Darlehen und Übernahme von Bürg-

schaften,
16. der Abschluss grundlegender Verträge,
17. die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers und Beschluss

über den Prüfungsbericht nach § 13 Abs. 2. 
(2) Das Kuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung.
(3) Gegenüber den Vorstandsmitgliedern vertritt die oder der
Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende des Kuratoriums
die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich.
(4) Das Kuratorium kann im Einzelfall Angelegenheiten, die
in die Zuständigkeit des Vorstands gehören, an sich ziehen.

§ 12
Geschäftsjahr, Haushaltsplan und Rechnungslegung

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
(2) Alle Einnahmen und Ausgaben der Stiftung sind für ein
Geschäftsjahr zu veranschlagen und in den Haushaltsplan der
Stiftung einzusetzen. Er ist in Einnahmen und Ausgaben aus-
zugleichen. 

(3) Der Vorstand erstellt die Jahresrechnung einschließlich ei-
ner Vermögensaufstellung sowie einen Bericht über die Erfül-
lung des Stiftungszwecks und legt diese dem Kuratorium spä-
testens bis zum 30. Juni des Folgejahres vor. 

§ 13
Rechnungsprüfung

(1) Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung unter-
liegt der Prüfung durch das Rechnungsamt der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen.
(2) Auf Beschluss des Kuratoriums hat der Vorstand die
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung durch einen
Wirtschaftsprüfer prüfen zu lassen. Der Prüfauftrag muss sich
auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens sowie die sat-
zungsgemäße Verwendung der Erträge und etwaiger Zuwen-
dungen erstrecken. Das Kuratorium beschließt den Prüfbericht
und legt ihn dem Kirchenamt vor. 

§ 14
Pädagogischer Beirat

Das Kuratorium der Stiftung kann einen pädagogischen Beirat
einrichten. Dieser hat die Aufgabe, das Kuratorium in pädago-
gischen Angelegenheiten zu beraten, wobei religionspädago-
gisch-theologische Fragestellungen Berücksichtigung erfahren
sollen. Näheres regelt eine Geschäftsordnung des Beirats, die
vom Kuratorium zu erlassen ist. 

§ 15
Satzungsänderungen, Aufhebung der Stiftung, 
Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung, 

Vermögensanfall

(1) Beschlüsse, die die Satzung der Stiftung ändern, werden
vorbehaltlich des Absatzes 2 mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder des Kuratoriums gefasst.
Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren ist unzulässig.
Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung der Kirchen-
leitung. 
(2) Über Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung
berühren, und über die Aufhebung der Stiftung oder ihre
 Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung beschließt die
Kirchenleitung nach Anhörung des Kuratoriums. 
(3) Im Falle der Aufhebung der Stiftung fällt das nach Abzug
aller Verbindlichkeiten verbliebene Vermögen an die Evange-
lische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen mit der Maßgabe,
es für Zwecke einzusetzen, die den Stiftungszwecken nach 
§ 2 dieser Satzung entsprechen. 

Magdeburg, den 18. Januar 2008

Die Kirchenleitung Axel Noack
der Evangelischen Kirche Bischof
der Kirchenprovinz Sachsen

2. Personalnachrichten

Beauftragt wurde:
Herr Pfarrer Klaus Tiedemann aus Großthiemig mit dem
Dienst in der Pfarrstelle Großthiemig, Kirchenkreis 
Bad Liebenwerda, mit Wirkung vom 1. Juli 2008.

Übertragen wurde:
dem Pfarrer Hans-Martin Krusche-Ortmann aus Magde-
burg die II. Pfarrstelle des Kirchspiels Magdeburg-Nord,
 Kirchenkreis Magdeburg, mit Wirkung vom 1. Juli 2008.
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Entlassung aus dem Dienst:
Frau Pfarrerin Silke Petermann von Grünigen, zuletzt frei-
gestellt, mit Wirkung vom 1. September 2008.

In den Ruhestand:
der Pfarrer Dr. Reinhard Creutzburg, zuletzt Inhaber der 
II. Pfarrstelle St. Petri in Stendal, Kirchenkreis Stendal, 
am 1. September 2008.

Heimgerufen wurde:
die Pfarrerin i.R. Eva-Maria Haacke, geboren am 24. März
1950 in Salzwedel, zuletzt Inhaberin der Pfarrstelle Käthen,
Kirchenkreis Salzwedel, verstorben am 14. Juni 2008 in
 Stendal.

3. Bekanntmachungen und Mitteilungen

Kollektendank der Magdeburger 
Stadtmission e. V.

Was wäre, wenn Sie am 23. März 2008 nicht diese wunder-
bare Kollekte für die Stadtmissionen gesammelt hätten.
Was wäre, wenn es Sie als Kirchengemeinde nicht gäbe.
Was wäre, wenn die Magdeburger Stadtmission e.V. nicht ihre
diakonische Aufgabe wahrnehmen könnte.
Was wäre, wenn es Gott nicht gäbe in dieser Welt.

Gott sei Dank, Sie haben die Kollekte gesammelt.
Gott sei Dank, es gibt Sie.
Gott sei Dank, wir dürfen arbeiten.
Gott sei Dank, Gott ist da.

Was für eine wunderbare Erfahrung und was für ein wunder-
bares Wissen.

Gottes Segen für Sie. Bleiben Sie behütet.

Magdeburg, den 15. Juli 2008

Erika Tietze
(Erster Vorstand) 

Kollektendank der Frauenarbeit der EKM 

Die Frauenarbeit der EKM dankt sehr herzlich für die
 Kollekten des Karfreitages diesen Jahres (21. März 2008) in
Höhe von 29 848,42 Euro. 

Diese Kollekte wird verwendet für die Arbeit mit Frauen in
den Kirchenkreisen in Gemeinden. Frauen bekommen Unter-
stützung für die Gestaltung des Weltgebetstages und für ihren
ehrenamtlichen Einsatz in Frauen- oder Seniorenkreisen.
Eine ganz konkrete Form sind die Werkstätten für Multiplika-
torinnen, die mindestens einmal jährlich in jedem Kirchen-
kreis stattfinden. Hier geben wir inhaltliche und methodische
Anregungen und Materialien weiter und schaffen Möglichkei-
ten miteinander in den Austausch zu treten. Darüber hinaus
werden im Bereich Müttergenesung Kuren vermittelt, die
Frauen z. B. in Doppelbelastung durch Pflege kranker Ange-
höriger dringend benötigen.
Mit diesen vielfältigen Aufgaben stärken wir die Lebendigkeit
evangelischer Gemeinden und unterstützen die Frauen, die
 einen großen Teil der ehrenamtlichen Aufgaben übernehmen.

Wir danken Geberinnen und Gebern, dass Sie durch Ihren
Beitrag diese Arbeit weiterhin möglich machen. 

Halle, den 1. Juli 2008

Hanna Manser
Leiterin der Frauenarbeit der EKM

Einladung des Vereins für Pfarrerinnen und
Pfarrer zum Provinzialsächsischen Pfarrtag

Der Verein für Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen e. V. lädt alle Mitglieder
herzlich ein zum diesjährigen

Provinzsächsischen Pfarrtag

am Mittwoch, 17. September 2008 in Torgau.

Thema: Quo vadis Pfarrverein?

Ablauf:
09.30 h Stehkaffee und Begrüßung durch die Leitung des

Hauses
10.00 h Mitgliederversammlung
12.30 h Mittagessen
13.30 h Führung „Renaisanceschloß Hartenfels“
14.30 h Abendmahlsgottesdienst in der Schlosskirche
15.30 h Abreise

Ort:
Jugendbildungsprojekt des Kirchenkreises Torgau-Delitzsch
„Wintergrüne – Alte Superintendentur Torgau“
04860 Torgau, Wintergrüne 2

Parkplätze stehen in unmittelbarer Nähe am Beginn der Win-
tergrüne zur Verfügung. Hinweise bei Einfahrt ins Zentrum
beachten.

Anmeldung in der Geschäftsstelle des Vereins:
Dorfstr. 16
39606 Gladigau
Tel./Fax: (03 93 92) 8 18 66
E-Mail: koelling@kirche-naumburg.de
Homepage: www.pfarrverein-kps.ag.vu

Andreas Kölling
Schriftführer

C. Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Thüringen

Bericht des Landesbischofs 
Dr. Christoph Kähler 

zur Verfassung der EKM 
am 4. Juli 2008 in Wittenberg

Wir werden in wenigen Stunden eine grundlegende Entschei-
dung fällen. So oder so. Wir stimmen über das abschließende
Ergebnis eines Prozesses ab, der reichlich achteinhalb Jahre
gedauert hat. Wie immer Sie sich entscheiden werden, werden
Sie für die Zukunft Weichen stellen. Sie haben die Verantwor-
tung für eine Verfassung, die dem kirchlichen Leben von 
930 000 Mitglieder einen Regelungsrahmen setzen soll. Diese
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Verantwortung kann Ihnen niemand abnehmen und abspre-
chen. Paulus sagt: „Prüft alles, und das Gute behaltet.“1

1. Verfassungen

Der jüdische Widerstandskämpfer und Poet Stanislaw Jerzy
Lec formulierte einst im kommunistischen Polen: „Die Verfas-
sung eines Staates sollte so sein, dass sie die Verfassung des
Bürgers nicht ruiniere.“ Das darf man getrost auf unsere Thü-
ringer Kirche umdeuten: „Die Verfassung unserer Kirche
sollte so sein, dass sie die Verfassung unserer Mitglieder nicht
ruiniere.“ 
Lec sagte dies unter Umständen der Diktatur, der Unfreiheit
und der ideologischen Verblendung. Er hat damit eine erstaun-
liche Nüchternheit und Klarheit bewiesen. Auch in unserer Si-
tuation, in der wir uns anschicken, unsere Kirche neu zu ver-
fassen, wünsche ich mir dieselbe Klarheit und Nüchternheit.

Die Väter und Mütter der Thüringer Landessynode hatten am
2. November 1951 in Eisenach die bis heute noch geltende
Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche in
Thüringen beschlossen und die alte Verfassung von 1924 au-
ßer Kraft gesetzt. Das war sechs Jahre nach dem Beginn der
kirchlichen Neuordnung! Die darin geronnenen Erfahrungen
aus der Geschichte haben über 50 Jahre hinweg den Weg un-
serer Landeskirche in einer sozialistischen Diktatur geprägt.
Die DDR und ihre Ideologie sind mit dem Fall der Mauer un-
tergegangen. Dennoch spüren wir bis heute die Nachwirkun-
gen der zwei Diktaturen im Osten Deutschlands – auch und
gerade in den Kirchen. Wir müssen uns fragen lassen, wie wir
auf die sich nach wie vor verändernden Bedingungen reagie-
ren wollen und was wir aus unserer Geschichte bewahren
wollen, ja müssen. Kirche kann die Welt, in der sie lebt und in
der sie das Evangelium von Jesus Christus verkündigt, nicht
ignorieren. Sie muss gegen alle falsche Anpassung und gegen
alle falsche Sicherheit darauf achten, dass ihre Ordnung ihrem
Auftrag möglichst gut entspricht.

Darum haben wir den Ihnen vorliegenden Verfassungsentwurf
in einer Breite und Genauigkeit debattiert, die selbst den Frei-
staaten Thüringen und Sachsen, wie dem Land Sachsen-An-
halt, nach dem demokratischen Wandel 1989, Ehre gemacht
hätte. Ich hoffe, dass sich alle, die sich an dieser Verfassungs-
debatte beteiligt haben, das Ergebnis als ihr eigenes ansehen
und annehmen können. Geschätzte 2 000 Berater und Berate-
rinnen haben mit ihren Vorschlägen auf 2 000 Seiten gehol-
fen, den Verfassungsentwurf zu verbessern. Auch hier gilt das
paulinische Wort: „Den Geist dämpft nicht! Prophetische
Rede verachtet nicht! Prüft alles, und das Gute behaltet!“2

Wir haben während der Arbeit an der Verfassung bestätigt ge-
funden, was wir uns sonst mutmachend gegenseitig in vielen
Reden und Diskussionen versichert haben, dass wir viele ge-
meinsame Grundüberzeugungen und Ziele und eine gemein-
same Geschichte haben. Wir haben bei der Verfassungsarbeit
dies alles auf seinen Gehalt geprüft. Wer ein Haus baut, ist gut
beraten, auf Stein zu bauen, nicht auf Sand. Wir haben ge-
merkt, dass die Gemeinsamkeiten tragen. Wir haben auch
Kulturunterschiede wahrgenommen. Aber diese haben nie den
Hausbau insgesamt in Frage gestellt. Sie ließen sich eben
nicht auf die Faustformeln von den „hierarchisch denkenden
Lutheranern“ und den „basisdemokratischen Unionschristen“
bringen. Das synodale Prinzip und seine lebendige Praxis
zeichnen seit langem beide Teilkirchen aus. Ich bin den

 Mitgliedern der Verfassungskommission, des Rechtsausschus-
ses und der Redaktionsgruppe sehr dankbar, den Mitgliedern
aus unseren Reihen und denen der KPS. Das war viel mühe-
volle und sorgfältige Arbeit. 

2. Die Phasen

1. Im November 2000 hat die Synode die Kooperation der
beiden Kirchen beschlossen. Diese haben wir von 2001
bis 2004 als Vorbereitung und Vertrauensbildung für den
späteren Prozess erlebt und gestaltet. In der Kooperation
stießen wir bald auf deutliche Grenzen der Zusammenar-
beit und haben darum bereits ab 2002 eine Föderationslö-
sung vorbereitet. 

2. Zeitlich deutlich vor den verfassten Kirchen haben die
Diakonischen Werke der Landeskirche Anhalts, der
 Kirchenprovinz Sachsen und der Thüringer Landeskirche
sich 2002 zu einem Diakonischen Werk zusammenge-
schlossen.

3. Die Föderation wurde am 1. Juli 2004 gebildet und bildet
bis heute den rechtlichen Rahmen für unserer Arbeit und
die Beschlüsse. An der Föderation beteiligte sich (gegen
erste Überlegungen) die Evangelische Landeskirche An-
halts nicht, weil sie ihre Selbständigkeit nicht aufgeben
wollte. Das hat aus heutiger Sicht manche schwierige
Phase zwischen den beiden Kirchen nicht noch schwieri-
ger gemacht.

4. Auch unter denen, die den Prozess vorangetrieben haben,
hat sich manche neue Erkenntnis ergeben. Die wesent-
lichste war – relativ spät – für mich selbst, dass wir eine
Kirche werden sollten, die nur einen Bischof kennt. Denn
die Aufgabe, als Person für diese Einheit zu stehen, lässt
sich von einem Menschen allein besser erfüllen. 
Meine ursprüngliche Formel: „Zwei Länder, zwei Kir-
chen, ein Dach“ war darum so nicht durchzuhalten. Dabei
war nicht nur die Meinung der Freunde aus der EKKPS
ausschlaggebend, sondern vor allem die Beobachtung in
anderen Kirchen, die uns gelehrt hat, dass mehrere Bi-
schöfe nebeneinander sich auch gegenseitig blockieren
können.
Wir haben uns durchgerungen zu der konsequentesten
Lösung: „Eine Kirche, eine Synode, ein Bischof, ein
 Kirchenamt an einem Standort.“ 

3. Was ist das Ergebnis der Verfassungsdebatte?

Nun müssen wir wenigstens kurz fragen, ob das, was uns
wichtig war, auch in dieser Verfassung seinen Niederschlag
gefunden hat. Dabei blende ich nicht aus, dass in Thüringen
von Anfang an manche redliche Skepsis den Prozess von der
Kooperation über die Föderation bis zur vereinten Kirche be-
gleitet hat. Gerade darum bin ich dankbar für die kontinuierli-
che gemeinsame Arbeit im neuen Landeskirchenrat als der
Thüringer Kirchenleitung. Dort haben wir zum Teil bis in die
tiefe Nacht berichtet und beraten. Wir haben die größten
Streitfragen nach den sachlich angemessenen Kompromissen
durchgeprüft und – wie ich finde – sehr erfolgreich das fest-
gelegt, was uns für die neue Kirche wichtig ist.

Ohne Schelte unserer Vorfahren darf man mit Fug und Recht
sagen, dass die bisherige Thüringer Kirchenverfassungen von
1924 bis 1951 ihre Stärke und ihre Grenze in einer klaren Or-
ganisation mit unzweideutiger Verantwortungszuschreibung
hatte. Wir wussten und wissen, wer wann entscheiden muss
und darf. Die theologischen Grundlagen waren dagegen nur

1 1. Thes 5, 19–21
2 1. Thes 5, 19–21
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durch außerordentlich knappe Verweisungen auf die lutheri-
schen Bekenntnisse im Allgemeinen gegeben. Neben den
Pfarrern kamen die anderen kirchlichen Mitarbeiter und ihre
Verantwortung für die Verkündigung des Evangeliums ent-
schieden zu kurz.

Theologisch gesehen hatte die Grundordnung der Kirchenpro-
vinz Sachsen erhebliche Stärken, ihre organisatorischen Fest-
legungen zeichneten sich dagegen durch manche Unbestimmt-
heit aus.

In der Debatte erlebten wir regelmäßig auch die Differenz
zwischen gefühlter und geschriebener Verfassung – auf beiden
Seiten. Da war gelegentlich schon ein Blick in die bisherige
Grundordnung oder Verfassung hilfreich und ernüchternd.
Mancher Wunsch an den Verfassungsentwurf stellte sich so
als fundamentale Kritik an dem jeweils geltenden eigenen
Grundgesetz heraus. Wir sind vorrangig im Korridor zwischen
der Grundordnung der Kirchenprovinz Sachsen und der Ver-
fassung der Thüringer Kirche geblieben. Das sichert uns die
kostbare verfassungsmäßige Kontinuität in dem neuen Ent-
wurf. 

4. Was haben wir nicht erreicht? 

Es ist der Synode pflichtgemäß zu berichten, dass wir den
 Beschluss der Thüringer Synode DS 2e/2 vom 24. November
2007 nicht vollständig umgesetzt haben. Dort hieß es: „Die
Landessynode unterstreicht die Notwendigkeit gemäß dem
Vorentwurf zur Verfassung, dass 
(1) die Regionalbischöfe mit Sitz und Stimme dem Landes-
kirchenrat angehören, 
(2) die Dienstaufsicht über die Superintendenten und Super-
intendentinnen ihres Dienstbereiches wahrnehmen und
(3) Verantwortung dafür tragen, dass Visitation geschieht.“
Die Punkte (1) und (3) sind erfüllt, der Punkt (2) nur zur
Hälfte. Er war eine der umstrittensten Bestimmungen. Die
 Befriedung zwischen den Streitpartnern wurde hier über einen
zweigeteilten Katalog der dienstaufsichtlichen Funktionen
hergestellt, der die genuinen Aufgaben der Pröpste bzw. Visi-
tatoren einerseits und des Landeskirchenamtes andererseits
auflistete und zuordnete. 
Die Visitatoren sind mit mir der Meinung, 
• dass diese Aufteilung sachgerecht ist, 
• dass die Personalkommission ein wichtiges Instrument

der Zusammenarbeit zwischen den Regionen und dem
Kirchenamt darstellt und, 

• dass die volle Einbindung der Regionalbischöfe in die
Kirchenleitung, die jetzt Landeskirchenrat heißen wird,
gut gelungen ist.

5. Welche entscheidenden Punkte sind erhalten geblieben?

Nicht nur für meine Perspektive war und ist die volle Mit-
gliedschaft der Pröpstinnen und Pröpste wie die der Dezer-
nentinnen und Dezernenten des Kirchenamtes in der Kirchen-
leitung ein ausschlaggebender Faktor. Gerade in den nächsten
Jahren werden an diesem runden Tisch noch schwerwiegende
Fragen beraten und entscheidende Lösungen ausgehandelt
werden müssen. Dabei die Dezernenten und die Visitatoren
oder einen Teil von ihnen nicht gleichberechtigt am Tisch zu
haben, war für mich keine gute Perspektive. Das klingt für
viele womöglich schwer verständlich. Wer aber den Prozess
des Miteinanders zwischen Thüringen und Kirchenprovinz so
intensiv verfolgt hat wie ich, konnte immer wieder eine Erfah-
rung innerhalb der Föderationskirchenleitung machen: Das
Kollegium kam mit seinen Vorlagen in die Kirchenleitung.
Die wurden häufig von den anderen Hauptamtlichen, also den

Pröpsten und den Theologen aus der Synode kritisiert. Diese
notwendige und hilfreiche Auseinandersetzung versetzte die
Ehrenamtlichen in die Lage, sich in den Kontroversen ein
 klares Urteil zu bilden und begründet zu entscheiden. Solche
Debatten haben häufig zu neuen Hausaufgaben für das Kir-
chenamt geführt und zu einem insgesamt widerspruchsfreien
Handeln aller Beteiligten. Dieses Miteinander von Synodalen,
Pröpsten, Visitatoren, Kollegium und Bischof oder Bischöfin
ist in einem Einigungsprozess, der in den nächsten Jahren
fortgesetzt werden muss und kann, unverzichtbar. So kann
eine Landeskirche ihre Aufgaben für die Gemeinden, für die
Kirchenkreise und nach Außen gut erfüllen. 

Dass ohne die synodalen Mitglieder des Landeskirchenrates
in Zukunft kein Beschluss dieser Kirchenleitung zustande
kommt, war der sachlich gut zu rechtfertigende Kompromiss,
der das Prinzip der Organintegration an dieser Stelle nicht be-
schädigte und das synodale Prinzip noch einmal hervorhob. 
So wurde in verschiedener Weise das synodale Element ge-
stärkt – gemessen an beiden teilkirchlichen Traditionen. Das
bedeutet mittelbar eine Stärkung des Gemeindebezugs. Denn
Synodale entscheiden meistens zu Gunsten der Gemeinden.

Die jetzt vorgesehene Zusammensetzung der Synode, in der
sich Präsidentin und Bischof oder Bischöfin an jeder Abstim-
mung beteiligen sollen, verdient in meinen Augen keinen
Schönheitspreis, aber sie ist als Teil des Kompromisses hin-
nehmbar und unschädlich.

6. Welche Einigungen und Planungen in der EKM
 verdienen, herausgehoben zu werden?

Für einen echten Erfolg halte ich die bessere Würdigung der
Bekenntnisschriften in der überarbeiteten Fassung und die Ba-
lance zwischen dem – so bezeichneten – Amt der Pastorinnen
und Pfarrer und dem Verkündigungsdienst der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. 

Dass die Mitgliedschaft der EKM in der VELKD und im Lu-
therischen Weltbund die Mitgliedschaft der Thüringer Kirche
fortsetzt, halte ich für einen Gewinn, der uns zugleich bestä-
tigt, was wir seit 2003 intensiv bedacht hatten: Am lutheri-
schen Bekenntnis in Thüringen ändert sich nichts. Wir haben
die Aufgabe, dieses im Alltag unserer unkirchlichen Umge-
bung in das aktuelle Bekennen münden zu lassen. Spätestens
hier werden uns die künftigen Generationen nicht so sehr
nach dem Wortlaut unserer Verfassung fragen (so wichtig er
ist), sondern nach dem fröhlichen und ansteckenden christli-
chen Bekenntnis im Alltag unserer Welt und vor Menschen,
die das christliche Bekenntnis seit mehreren Generationen
nicht mehr kennen.

Lassen Sie mich noch einige weitere Verbesserungen benen-
nen, die die Vorbereitung einer gemeinsamen Kirche erbracht
hat, auch wenn sie nicht unmittelbar verfassungsrelevant sind: 

• Wir haben inzwischen eine 500 Euro ausmachende Pfar-
rerpauschale für Reisekosten in den Haushalt eingestellt. 

• Auch der umstrittene wohnungsbezogene Bestandteil hat
sich so verändert, dass die Gemeinden nun in die Lage
versetzt werden, durch eine ordnungsgemäße Dienstver-
gütung Pfarrhäuser sachgemäß zu pflegen.

• Die wenig auseinanderliegenden Gehälter werden ange-
glichen, so dass wir gleiche Tabellen haben werden und
keinen Anlass zu neidischen Vermutungen.
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7. Schlussbemerkungen

Eine Verfassung ist wie ein Instrument. Sie muss gebraucht
werden, sie soll gebrauchsfähig sein. Schlechtes Handwerks-
zeug führt oft zu schlechten Produkten. Gutes Werkzeug
 garantiert aber noch kein Spitzenprodukt. 
Letztlich aber gilt auch für eine Verfassung und die unter-
schiedlichen Erfahrungen und Ansichten, die in sie einfließen,
Luthers alte Einsicht:
„Wir sind es doch nicht, die da die Kirche erhalten könnten,
unsere Vorfahren sind es auch nicht gewesen, unsere Nach-
kommen werden’s auch nicht sein, sondern der ist’s gewesen,
ist’s noch und wird’s sein, der da spricht: ‚Siehe, ich bin bei
euch bis an der Welt Ende.’“3

In diesem Vertrauen lassen Sie uns tun, was wir mit unseren
begrenzten Kräften zu tun vermögen: einer gemeinsamen Kir-
che eine gemeinsame Verfassung geben, die den Christinnen
und Christen sowie den Gemeinden im Lande nützlich sei.

1. Gesetze, Verordnungen, Verfügungen

Kirchengesetz über die Zustimmung 
zur Verfassung der Evangelischen Kirche 

in Mitteldeutschland und zu den ausführenden
Wahlgesetzen

(Zustimmungs- und Ausführungsgesetz 
zur Verfassung der EKM – ZustGVerf)

Vom 5. Juli 2008

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Thüringen hat gemäß §§ 68 Abs. 2 Nr. 1, 77 Abs. 2 der Ver-
fassung und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8, Artikel 10 Abs. 3 Nr. 2 der
Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in
Mitteldeutschland mit verfassungsändernder Mehrheit das fol-
gende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Zustimmung zur Verfassung der Evangelischen Kirche 

in Mitteldeutschland

§ 1

Die Landessynode stimmt dem von der Föderationssynode der
Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland
 (Föderationssynode) am 3. Juli 2008 verabschiedeten Text der
Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland zu.
Die Zustimmung umfasst auch die Änderung des Vereini-
gungsvertrages zwischen der Evangelischen Kirche der
 Kirchenprovinz Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Thüringen (Vereinigungsvertrag), soweit Namen
und Bezeichnungen in der Verfassung vom Vereinigungsver-
trag abweichen oder diesen konkretisieren. 

§ 2

Mit Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland treten außer Kraft:
1. die Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in

Thüringen vom 2. November 1951 in der Fassung der

 Bekanntmachung vom 1. Dezember 2004 (ABl. 2005 
S. 42), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 18. No-
vember 2006 (ABl. S. 254), 

2. das Kirchengesetz über die Zustimmung zum Vertrag
zwischen der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Thüringen über die Bildung der Föderation Evangelischer
Kirchen in Mitteldeutschland und seine Ausführung vom
27. März 2004 (ABl. ELKTh S. 82). 

Artikel 2
Zustimmung zum Kirchengesetz über die Wahlen 

zu den Kreissynoden und zur Landessynode 
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

§ 1

Die Landessynode stimmt dem von der Föderationssynode am
4. Juli 2008 beschlossenen Kirchengesetz über die Wahlen zu
den Kreissynoden und zur Landessynode der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland (Synodenwahlgesetz) zu. 

§ 2

(1) Die Bildung und Konstituierung von Kreissynoden und
Kreiskirchenräten in den Kirchenkreisen der Evangelisch-Lu-
therischen Kirche in Thüringen im Jahr 2008 sowie die Wah-
len der Vertreter der Kirchenkreise für die erste Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland erfolgt nach
Maßgabe dieses Synodenwahlgesetzes. Entgegenstehende Be-
stimmungen der Verfassung oder sonstigen Rechts der Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen finden keine An-
wendung. 
(2) Die Wahlen zu den Kreissynoden sollen spätestens 
am 31. Oktober 2008, die Konstituierung der Kreissynoden
und die Wahlen der Vertreter der Kirchenkreise für die erste
Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
sollen spätestens am 30. November 2008 abgeschlossen sein.

Artikel 3
Zustimmung zum Kirchengesetz über die Wahl 
des Landesbischofs und der Regionalbischöfe 

der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

§ 1

Die Landessynode stimmt dem von der Föderationssynode am
4. Juli 2008 beschlossenen Kirchengesetz über die Wahl des
Landesbischofs und der Regionalbischöfe der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland (Bischofswahlgesetz) zu.

§ 2

Soweit vor Inkrafttreten der Verfassung der Evangelischen
Kirche in Mitteldeutschland Vorbereitungen für die Wahl des
Landesbischofs der Evangelischen Kirche in Mitteldeutsch-
land oder eines Regionalbischofs erforderlich werden, erfol-
gen sie nach Maßgabe dieses Bischofswahlgesetzes. Entge-
genstehende Bestimmungen der Verfassung oder sonstigen
Rechts der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen fin-
den keine Anwendung.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008 in
Kraft. 3 Siehe: WA 50; 476,31-17
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Lutherstadt Wittenberg, den 5. Juli 2008
(1600-05)

Die Landessynode
der Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Thüringen

Steffen Herbst Dr. Christoph Kähler
Präsident Landesbischof

Kirchengesetz über die Zustimmung zu den
Begleitgesetzen zur Verfassung der

 Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Zustimmungsgesetz zu den Begleitgesetzen

zur Verfassung – ZustBeglG)

Vom 5. Juli 2008

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Thüringen hat aufgrund von § 68 Abs. 2 Nr. 1 der Verfassung
und Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der Vorläufigen Ordnung der Föde-
ration Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland das fol-
gende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

§ 1

Die Landessynode stimmt den folgenden von der Föderations-
synode der Föderation Evangelischer Kirchen in Mittel-
deutschland am 4. Juli 2008 verabschiedeten Kirchengesetzen
der zukünftigen Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
zu:
1. Kirchengesetz über die Finanzierung der kirchlichen

 Arbeit in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland
(Finanzgesetz),

2. Kirchengesetz über die Kreiskirchenämter (Kreiskirchen-
amtsgesetz),

3. Kirchengesetz über die Rechts- und Fachaufsicht über die
kirchlichen Körperschaften in der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland (Aufsichtsgesetz),

4. Kirchengesetz über Anzahl und Sitz der Regionalbischöfe
(Pröpste) sowie über die Bezeichnung und Abgrenzung
der Propstsprengel in der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland (Propstsprengelgesetz).

§ 2

Die Föderationssynode der Föderation Evangelischer Kirchen
in Mitteldeutschland wird gemäß Artikel 7 Abs. 2 Nr. 8 der
Vorläufigen Ordnung der Föderation Evangelischer Kirchen in
Mitteldeutschland ermächtigt, die weiteren für das Inkrafttre-
ten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland erforderlichen Gesetze zu erlassen. 

§ 3

Der Landeskirchenrat wird ermächtigt, zu Maßnahmen des
Kirchenamtes oder der Kirchenleitung der Föderation Evange-
lischer Kirchen in Mitteldeutschland, die in Vorbereitung des
Inkrafttretens der in §§ 1 und 2 genannten Gesetze vor In-
krafttreten der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland erforderlich werden und das Recht der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Thüringen berühren, seine Zu-
stimmung zu erteilen. 

§ 4

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 5. Juli 2008 in
Kraft. 

Lutherstadt Wittenberg, den 5. Juli 2008
(7910-03, 1360, 1600-06, 1211)

Die Landessynode
der Evangelisch-Lutherischen Kirche
in Thüringen

Steffen Herbst Dr. Christoph Kähler
Präsident Landesbischof

Kirchengesetz über die kirchliche 
Altersversorgung (KAV)

– Anpassung der Versorgungstabelle –

Vom 22. März 1997

Aufgrund von § 20 Abs. 5 des Kirchengesetzes über die
 kirchliche Altersversorgung (KAV) vom 22. März 1997 
(ABl. ELKTh S. 144) wird die Versorgungstabelle angepasst.

Ab dem 1. Juli 2008 gilt folgende Versorgungstabelle:

Versorgungsstufe Vergütungs- Gesamt- Höchste
gruppe versorgungs- Gesamt-

stufenwert versorgung

I X–IXa 1.141,19 € 855,89 €
II VIII–VII 1.274,05 € 955,55 €
III VIb–IVb 1.463,24 € 1.097,44 €
IV IVa–IIa 2.042,31 € 1.531,74 €
V Ib–I 2.531,87 € 1.898,90 €

Eisenach, den 3. Juli 2008
(4750)

Das Kirchenamt Ruth Kallenbach
der Föderation Evangelischer Oberkirchenrätin
Kirchen in Mitteldeutschland

Pfarrer- und Kirchenbeamtenbesoldung

Gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Besoldung der Pfarrer,
Pastorinnen, Pfarrvikare und Pfarrvikarinnen und gemäß 
§ 6 Abs. 3 des Kirchenbeamtenbesoldungsgesetzes erhält die
Anlage zu diesen Gesetzen (zuletzt geändert mit Datum vom
14. Dezember 2007, ABl. 2008 S. 46) aufgrund der linearen
Anhebung der Besoldung für die Beamten des Freistaates
Thüringen um 2,9 vom Hundert folgende Fassung:

A. Pfarrerbesoldung
(gültig ab 1. Juli 2008)
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I. Grundgehalt

1. Das Grundgehalt beträgt monatlich

in Besoldungsgruppe

in Stufe Pfarrvikare Pfarrvikare Pfarrer
A 12 (in €) A 13 (in €) A 13 + 1 

DAS (in €)

1 2.314,41 2.605,07 2.605,07
2 2.314,41 2.605,07 2.605,07
3 2.314,41 2.605,07 2.605,07
4 2.433,12 2.733,44 2.733,26
5 2.551,82 2.861,44 2.861,44
6 2.670,54 2.989,64 2.989,64
7 2.789,25 3.117,82 3.117,82
8 2.868,39 3.203,28 3.203,28
9 2.947,51 3.288,74 3.288,74

10 3.026,65 3.374,19 3.374,19
11 3.105,80 3.459,65 3.459,65
12 3.184,94 3.545,12 3.545,12

2. Gemäß § 5 Abs. 2 Pfarrerbesoldungsgesetz beträgt das
monatliche Grundgehalt für die Inhaber der dort genann-
ten Stellen:
a) Besoldungsordnung A

in Besoldungsgruppe

in Stufe A 14 (in €) A 15 (in €) A 16 (in €)

1 2.711,26 3.529,92 3.898,69
2 2.711,26 3.529,92 3.898,69
3 2.711,26 3.529,92 3.898,69
4 2.877,51 3.529,92 3.898,69
5 3.043,73 3.529,92 3.898,69
6 3.209,97 3.529,92 3.898,69
7 3.376,19 3.712,68 4.110,05
8 3.487,01 3.858,89 4.279,16
9 3.597,83 4.005,10 4.448,27

10 3.708,65 4.151,33 4.617,35
11 3.819,47 4.297,54 4.786,46
12 3.930,30 4.443,74 4.955,55

b) Besoldungsordnung B
B 3 5.476,73 €
B 4 5.798,54 €

3. Pfarrer erhalten nach § 1 Abs.2 Nr. 2 Pfarrerbesoldungs-
gesetz das Grundgehalt abzüglich des wohnungsbezoge-
nen Bestandteils. Der wohnungsbezogene Bestandteil des
Grundgehaltes beträgt

für Ledige A 12 447,23 €
A 13 503,23 €

für Verheiratete A 12 542,43 €
A 13 598,43 €

II. Familienzuschlag

1. Der Familienzuschlag beträgt monatlich 
in der Stufe 1 95,19 €

2. Der Familienzuschlag erhöht sich
a) für das erste und zweite zu berücksichtigende 

Kind (Stufen 2 und 3) um je 81,44 €

b) für jedes weitere zu berücksichtigende 
Kind um je 253,72 €

III. Allgemeine Zulagen

Die allgemeine Zulage beträgt monatlich 64,41 €

B. Vikarsbesoldung
(gültig ab 1. Juli 2008)

I. Grundbetrag 1.001,38 €

II. Familienzuschlag

1. Der Familienzuschlag beträgt monatlich 
in der Stufe 1 100,20 €

2. Der Familienzuschlag erhöht sich
a) für das erste und zweite zu berücksichtigende 

Kind (Stufe 2 und 3) um je 85,71 €
b) für jedes weitere zu berücksichtigende 

Kind um je 267,07 €

C. Besoldung der Kirchenbeamten bis Besoldungsgruppe
A 11
(gültig ab 1. Juli 2008)

I. Grundgehalt

Das Grundgehalt beträgt monatlich 

in Besoldungsgruppe

in Stufe A 8 (in €) A 9 (in €) A 10 (in €) A 11(in €)

1 1.711,80 1.823,79 1.965,14 2.265,29
2 1.711,80 1.823,79 1.965,14 2.265,29
3 1.761,67 1.872,86 2.033,32 2.265,29
4 1.836,49 1.952,69 2.135,61 2.370,10
5 1.911,29 2.032,52 2.237,90 2.474,90
6 1.986,07 2.112,35 2.340,19 2.579,71
7 2.060,90 2.192,19 2.442,48 2.684,53
8 2.110,77 2.247,07 2.510,67 2.754,40
9 2.160,62 2.301,96 2.578,85 2.824,26
10 2.210,52 2.356,84 2.647,04 2.894,16
11 2.260,37 2.411,73 2.715,23 2.964,03
12 – – – 3.033,89

II. Familienzuschlag

1. Der Familienzuschlag beträgt monatlich 
in der Stufe 1 A 8 95,41 €

A 9 bis A 11 100,20 €
2. Der Familienzuschlag erhöht sich

a) für das erste und zweite zu berücksichtigende 
Kind (Stufen 2 und 3) um je 85,71 €

b) für jedes weitere zu berücksichtigende 
Kind um je 267,07 €

III. Allgemeine Zulagen

Die allgemeine Zulage beträgt monatlich 
A 8 15,59 €
A 9 bis A 11 67,77 €
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D. Besoldung der Kirchenbeamten ab Besoldungsgruppe
A 12
(gültig ab 1.Juli 2008)

I. Grundgehalt

Das Grundgehalt beträgt monatlich in

1. Besoldungsgruppe A

in Besoldungsgruppe

in A 12 A 13 A 14 A 15 A 16 
Stufe (in €) (in €) (in €) (in €) (in €)

1 2.314,41 2.605,07 2.711,26 3.529,92 3.898,69
2 2.314,41 2.605,07 2.711,26 3.529,92 3.898,69
3 2.314,41 2.605,07 2.711,26 3.529,92 3.898,69
4 2.433,12 2.733,26 2.877,51 3.529,92 3.898,69
5 2.551,82 2.861,44 3.043,73 3.529,92 3.898,69
6 2.670,54 2.989,64 3.209,97 3.529,92 3.898,69
7 2.789,25 3.117,82 3.376,19 3.712,68 4.110,05
8 2.868,39 3.203,28 3.487,01 3.858,89 4.279,16
9 2.947,51 3.288,74 3.597,83 4.005,19 4.448,27
10 3.026,65 3.374,19 3.708,65 4.151,33 4.617,35
11 3.105,80 3.459,65 3.819,47 4.297,54 4.786,46
12 3.184,94 3.545,12 3.930,30 4.443,74 4.955,55

2. Besoldungsordnung B

B 3 5.476,73 €
B 4 5.798,54 €

II. Familienzuschlag

1. Der Familienzuschlag beträgt monatlich 
in der Stufe 1 95,19 €

2. a) für das erste und zweite zu berücksichtigende 
Kind (Stufe 2 und 3) um je 81,44 €

b) für jedes weitere zu berücksichtigende 
Kind um je 253,72 €

III. Allgemeine Zulagen

Die allgemeine Zulage beträgt monatlich
A 12 bis A 13 64,41 €

Eisenach, den 10. Juli 2008
(4211/13.05.)

Das Kirchenamt Ruth Kallenbach
der Föderation Evangelischer Oberkirchenrätin
Kirchen in Mitteldeutschland 

Beschluss der Landessynode 
zur Jahresrechnung 

der Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Thüringen 2006

Die Landessynode hat am 4. Juli 2008 auf Antrag des Rech-
nungsausschusses beschlossen: 

1. Die Landessynode stellt die vorgelegte Jahresrechnung
2006 der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen

(DS 4/1) mit 92 364 355,68 Euro in Einnahme und Aus-
gabe des Verwaltungshaushalts fest.

2. Die Landessynode erteilt dem Landeskirchenrat und dem
Kollegium des Kirchenamtes die Entlastung zur Jahres-
rechnung 2006 auf der Grundlage der durch den Rech-
nungsausschuss am 7. Juni 2008 erfolgten Prüfung der
Jahresrechnung 2006 und des hierzu erstellten Rech-
nungsberichtes.

Beschluss der Landessynode über die 
Anpassung des Rahmenstellenplanes 

zum 31. Dezember 2012 für die Superinten-
denturen der Evangelisch-Lutherische Kirche

in Thüringen 

Die Landessynode hat am 5. Juli 2008 auf Antrag des Aus-
schusses für Fragen des Innerkirchlichen Lebens beschlossen: 

5.1. Die Zahl der Gemeindepfarrstellen und Stellen der Mitar-
beitenden im Verkündigungsdienst für die zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung bestehenden Kirchenkreise (Superintenden-
turen) auf dem Gebiet der ELKTh zum 31. Dezember 2012
beträgt 544 VbE.

5.2. Die Anzahl der Gemeindepfarrstellen und Stellen der
Mitarbeitenden im Verkündigungsdienst für die Superinten-
denturen der ELKTh zum 31. Dezember 2012 wird wie folgt
festgelegt: 

Altenburger Land 28,00
Eisenberg 31,50
Gera 27,50
Greiz 29,75
Jena 21,50
Schleiz 43,75
Apolda-Buttstädt 27,75
Bad Frankenhausen-Sondershausen 26,50
Eisenach 39,75
Gotha 32,50
Waltershausen-Ohrdruf 23,75
Weimar 31,50
Arnstadt-Ilmenau 29,25
Bad Salzungen-Dermbach 41,50
Hildburghausen-Eisfeld 27,25
Meiningen 31,50
Rudolstadt-Saalfeld 44,25
Sonneberg 22,25
gesamt 544,00

+ 15,75 VE1

= 559,75

2. Personalnachrichten

__________________________________

3. Bekanntmachungen und Mitteilungen

__________________________________

1 Die zusätzlichen 15,75 VbE sind wesentlich der besonderen Situa-
tion der Superintendentur Rudolstadt-Saalfeld geschuldet und wer-
den befristet über Projektstellenmittel finanziert.
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